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Der Bebauungsplan für die Weft- und Nordfronte der Stadt Danzig. 
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I. Stadtchronik 1892. 


Die Stadtverordnetenverſammlung wird für das Jahr 1892 neu konſtituiert. Als Alterspräſident 
fungiert der Stadtverordnete Philipp Schmitt, welcher mit Rückſicht darauf, daß er der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung ſeit 25 Jahren angehört, beglückwünſcht wird. Der bisherige Stadt- 
verordnetenvorſteher Otto Steffens und feine Vertreter Stadtv. Damme und Berenz werden 
als ſolche wiedergewählt. 

Der Kreisausſchuß des Landkreiſes „Danziger Höhe“, an Stelle des Stadtausſchuſſes mit der 
Beſchlußfaſſung über den Konzeſſionierungsantrag bezüglich des projektierten Schlacht- und 
Viehhofs betraut, erteilt zu dieſem Bau die polizeiliche Genehmigung. 

Die Königl. Gewehrfabrik zu Danzig verbindet mit der Vorfeier des allerhöchſten Geburtstages 
die Feier ihres 75jährigen rühmlichen Beſtehens. 

Der Geburtstag Seiner Majeſtät des Kaiſers und Königs wird feſtlich gefeiert. 

Der verdiente Direktor des ſtädtiſchen Gymnaſiums, Profeſſor Dr. Car nuth, legt ſeine Stelle 
nieder, um Provinzialſchulrat in Königsberg zu werden. 

Die Stadtverordnetenverſammlung beſchließt den Erlaß eines Ortsſtatuts, betreffend die 
Einführung des Fortbildungsſchulzwangs für gewerbliche Arbeiter bis zum vollendeten 17. Lebens- 
jahr und erklärt ſich mit der Errichtung einer ſtaatlichen gewerblichen Fortbildungsſchule in 
Danzig einverſtanden. 

Der neu erbaute Kreuzer „Kaiſeradler“ wird auf der Kaiſerl. Werft zu Waſſer gelaſſen. 

Die Stadtverordnetenverſammlung ſchließt ſich der Petition des Magiſtrats gegen den Entwurf 
des Volksſchulgeſetzes an die beiden hohen Häuſer des Landtags an. 

Eine größere Anzahl von beſchäftigungsloſen Arbeitern zieht vor das Rathaus, um von dem 
Oberbürgermeiſter durch eine Deputation Arbeit zu erbitten. 

Die Stadtverordnetenverſammlung ſtellt dem Magiſtrat 10000 Mk. zur Verfügung, um 
33 Morgen Rieſelfeld bei Weichſelmünde einzuebnen und ſo Arbeitsgelegenheit zu ſchaffen. 
Exzeſſe bei Beförderung von Arbeitern nach den Rieſelfeldern ſeitens der überzähligen und von 
dem dazu beſtimmten Dampfer nicht mitbeförderten Perſonen und von ſonſtigen Tumultuanten. 


Zur Einebnung des Ravelins „Jakob“ werden von der Stadtverordnetenverſammlung 3500 Mk. 
vorſchußweiſe bewilligt. 


Stadtbaurat Stübben aus Köln, zur Begutachtung der Bebauungspläne für die Weft- und 
Nordfronte der Stadt hierher berufen, trägt den beteiligten Behörden, Magiſtratsmitgliedern 
und Stadtverordneten ſeine Vorſchläge in Anſehung jener Bebauungspläne auf dem Rathauſe vor. 
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Ausſtellung des Vereins für Knaben-Handarbeit im vormaligen Franziskanerkloſter. 


Ausſtellung von Schülerarbeiten der dem Magiſtrat unterſtellten gewerblichen Schulen im 
Gewerbehauſe und Schlußaktus daſelbſt. 


Die Stadtverordnetenverſammlung ſtellt zur Bearbeitung des Projektes einer Markthalle auf 
dem Dominikanerplatz die Summe von 4000 Mk. dem Magiſtrat zur Verfügung. 


Ausſtellung von Lehrlingsarbeiten (252 Gegenſtände von 169 Lehrlingen) im Franziskanerkloſter. 
Die Stadtverordnetenverſammlung erteilt ihre Zuſtimmung zur Kanaliſation der Vorſtadt 
„Langfuhr“. 

Ankunft Seiner Majeſtät des Kaiſers und Königs in Danzig. 

Feierlicher Einzug Seiner Majeſtät des Kaiſers in die Provinzialhauptſtadt. 

Kaiſerparade auf dem Strießer Feld. 

Abreiſe Seiner Majeſtät des Kaiſers zu Schiff auf der Weichſel. 

50 jähriges Dienſtjubiläum des ſtädtiſchen Depoſitalkaſſerendanten Otto. 

50 jähriges Dienſtjubiläum des Landgerichtsdirektors Mix in Danzig. 

Jahresverſammlung der „Evangeliſchen Vereinigung Deutſchlands“ in Danzig. 


Die Stadtverordnetenverſammlung erklärt ſich mit dem Bau eines Schlacht- und Viehhofs 
auf der ſogenannten Klapperwieſe einverſtanden. 


Silberhochzeit des Herrn Oberpräſidenten, Staatsminiſters Dr. von Goßler allhier, zu welcher 
auch die ſtädtiſchen Körperſchaften ihre Glückwünſche darbringen. 


Generalverſammlung der Oſtdeutſchen Binnenſchiffahrts-Berufsgenoſſenſchaft in Danzig. 
Erſter weſtpreußiſcher Städtetag in Danzig. 

Herr Polizeipräſident von Reiswitz wird nach Wiesbaden verſetzt. 

Einführung des ſtädtiſchen Gymnaſial-Direktors Dr. Kahle. 

Der verdiente Stadtrat Hendewerk geht mit Tod ab. 

Herr Landrat Weſſel wird zum Polizei-Direktor in Danzig ernannt. 

Der neugewählte und beſtätigte Stadtſchulrat Dr. Damus wird eingeführt. 


Die neugewählte Oberin des Diakoniſſenmutterhauſes zu Danzig, Fräulein Cäcilie von Stülpnagel, 
wird feierlich eingeführt. 

Eröffnung einer Ausſtellung von Schülerinnen-Arbeiten der Danziger Gewerbe- und Handels- 
ſchule für Frauen und Mädchen im vormaligen Franziskanerkloſter. 

50 jähriges Dienſtjubiläum des Erſten Buchhalters der Kämmereikaſſe, Valerian Pieezentkowski. 


Die unbeſoldeten Stadträte Helm, Rodenacker und Stobbe werden von der Stadtverordneten— 
verſammlung wieder gewählt. Neu gewählt als unbeſoldete Stadträte werden die Stadt— 
verordneten von Rocynski und Schütz. 


Das Hauptkanalrohr der neuen Kanaliſation der Vorſtadt Langfuhr wird in Betrieb geſetzt. 
Die ſtaatliche gewerbliche Fortbildungsſchule zu Danzig wird eröffnet. 
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7. Nov. 50 jähriges Doktorjubiläum des Stadtverordneten Dr. Piwko. 
9. Nov. Einweihung der neuen ſtädtiſchen Taubſtummenſchule auf dem Bartholomäikirchhof. 


16. Nov. Der beſoldete Stadtrat Trampe wird von der Stadtverordnetenverſammlung auf weitere 
12 Jahre wieder gewählt. 

21. Nov. Herr Kommerzienrat John Sprot Stoddart, früher langjähriges Mitglied der Stadtverordneten— 
verſammlung und des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft, geht mit Tod ab. 

24. Nov. Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten Herr Thielen trifft in Angelegenheiten, betreffend den 
Bau eines Zentralbahnhofs, in Danzig ein. 


13. Dez. Großer Speicherbrand in den Speichern „Soli Deo Gloria“, wobei fünf Feuerwehrleute umkommen. 
15. Dez. Herr Generalſuperintendent Taube geht mit Tod ab. 
23. Dez. Die nach den Vorſchlägen des Herrn Stadtbaurats Stübben in Köln aufgeſtellten Bebauungs— 


pläne für die Weſt- und Nordfronte unſerer Stadt werden von der betreffenden ſtädtiſchen 
Kommiſſion gut geheißen. 


II. Kaiſerbeſuch. 


Das abgelaufene Verwaltungsjahr hat nnter günſtigen Auſpicien begonnen. Ende März v. Is. 
ging uns von hoher Stelle die amtliche Mitteilung zu, daß Se. Majeſtät, unſer Kaiſer und König, in der 
zweiten Hälfte des Monats Mai die Provinz Weſtpreußen und insbeſondere auch die Stadt Danzig mit 
Seinem Beſuche zu beehren beabſichtige. Es war eine hohe Freude für unſere Bürgerſchaft, Se. Majeſtät 
zum erſten Male ſeit ſeinem Regierungs-Antritt in Danzigs Mauern begrüßen zu dürfen. Mit liebevollem 
Wetteifer begannen die Vorbereitungen zum würdigen Empfang des erlauchten Landesherrn. Ein herr 
liches Feſtkleid legte unſere Stadt an; die Gefühle treuer Anhänglichkeit an das Hohenzollern-Haus kamen 
dabei in allen Schichten der Bevölkerung unverkennbar zum Ausdruck. 


Die architektoniſchen herrlichen Bauwerke Danzigs, in ſinniger Weiſe geſchmückt, boten ein ſo male 
riſches Bild, daß die Erinnerung daran allen Feſtteilnehmern unvergeſſen bleiben wird. 


Am 15. Mai 1892 waren Se. Majeſtät gegen Abend von Stettin hier eingetroffen; am folgenden 
Morgen erfolgte von S. M. Hofyacht „Hohenzollern“ aus, auf dem Waſſerwege der Einzug in die Stadt. 
Tauſende hatten die herrlich geſchmückten Uferſtrecken des Hafens beſetzt und jubelten dem einziehenden 
Kaifer entgegen. Unter dem feierlichen Geläute ſämtlicher Glocken der Stadt vollzog! ſich der feſtliche 
Einzug. An der Landungsbrücke am Sparkaſſen-Gebäude von den Chefs der Zivil- und Militär-Verwaltung 
der Provinz ehrerbietigſt begrüßt, fuhren Se. Majeſtät durch das Grüne Thor nach dem Artushof, 
woſelbſt die Vorſtellung der Behörden erfolgte. Der Kaiſer geruhte demnächſt huldvollſt den von der Stadt 
und der Kaufmannſchaft angebotenen Ehrentrunk anzunehmen, wobei der Oberbürgermeiſter Dr. Baumbach 
folgende Anſprache an Se. Majeſtät richtete: 


„Ew. kaiſ. und fal. Majeſtät wollen huldvollſt geſtatten, daß die Deputationen der 
ſtädtiſchen Körperſchaften und des Vorſteheramtes der hieſigen Kaufmannſchaft für die hohe 
Ehre dieſes Kaiſerbeſuches den ehrfurchtsvollen Dank der getreuen Bürgerſchaft unſerer Stadt 
zum Ausdruck bringen dürfen. Hundert Jahre werden es im Mai des nächſten Jahres ſein, daß 
die alte Stadt Danzig dem preußiſchen Staate angehört, allerdings mit einer traurigen Unter— 
brechung durch ſchwere Leidensjahre! Aber das Blut, welches damals in und um Danzig 
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gefloſſen, es ward zum fejten Kitt für die Zugehörigkeit dieſer Stadt zu der Monarchie und zu 
dem erlauchten Hauſe der Hohenzollern. Heute ſtehen wir Danziger treu zu Kaiſer und Reich, 
vertrauend auf die Gerechtigkeit unſeres erhabenen Monarchen; dankbar für die Segnungen 
des Friedens, die wir Euer Majeſtät verdanken. So entbietet Euer Majeſtät die gute Stadt 
Danzig in Treuen ihren unterthänigſten Gruß nach dem alten Danziger Wahlſpruch: Nec temere 
nec timide! Geruhen Euer Majeſtät den Ehrentrunk der Stadt anzunehmen in dem nämlichen 
Pokale, aus welchem König Friedrich Wilhelm IV. und die nachmaligen Kaiſer Wilhelm I- 
und Friedrich III. glorreichen Andenkens getrunken haben, da ſie in den Mauern dieſer Stadt 
weilten. Möge das Gold dieſes edlen Weines ein Symbol ſein für das Gold der Treue, 
welches Euer Majeſtät in den Herzen der Unterthanen finden. Gott ſegne Euer Majeſtät!“ 


Der Kaiſer nahm den ihm dargereichten Becher freundlichſt an und leerte denſelben mit den Worten: 


„Herzlich dankend für die freundliche Begrüßung, erhebe ich dieſen Pokal mit dem Wunſche, 
daß es der Stadt Danzig ſtets wohlergehe und ſie ebenſo, wie zu meinen Vorfahren, ſtets 
getreu zu mir ſtehen möge. Auf das Wohl Danzigs!“ 


Den Prachtwerken alter Danziger Kunſt, welche in reicher Zahl auf dem, im Artushofe errichteten 
Credenztiſche aufgeſtellt waren, ſchenkten Se. Majeſtät vollſte Aufmerkſamkeit. Mit warmem Dank für 
den Ihm bereiteten herzlichen Empfang verließ der Kaiſer, nachdem Höchſtderſelbe Sich noch in das 
Gedenkbuch der Kaufmannſchaft eingezeichnet hatte, den Artushof, behufs Beſichtigung des Rathauſes und 
der Marien-Kirche. 

Im Rathauſe ehrfurchtsvollſt begrüßt, beſichtigte unſer Kaiſer auf das Eingehendſte deſſen Räume, 
ließ Sich die, im Stadtverordnetenſaale ausgelegten wichtigſten archivaliſchen Urkunden der Stadt und 
des Münz⸗Kabinetts erläutern und nahm mit ſichtlichem Intereſſe von den aufgeſtellten Skizzen der künftigen 
Wand⸗Gemälde dieſes Saales, von dem Bauprojekte des Schlachthofes und von den Entwürfen eines 
Freihafens Kenntnis. — In der Marien-Kirche von der Geiſtlichkeit in Ehrerbietung bewillkommt, beſichtigte 
Se. Majeſtät die reichen Schätze dieſes herrlichen Gotteshauſes. — Der Reſt des Vormittags war dann 
dem I. Leibhuſaren-Regiment gewidmet, woſelbſt in der reich geſchmückten Kaſerne die Frühſtückstafel 
ſtattfand. 

Bei dem an demſelben Tage ſtattfindenden Feſt-Diner der Provinz im Landeshauſe gab der 
Vorſitzende des Weſtpreußiſchen Provinzial-Landtags Herr von Graß-Klanin den Gefühlen der Liebe 
und Treue der Bewohner der Provinz gegen das Kaiſerhaus in beredten Worten, in wohldurchdachter 
Rede, begeiſterten Ausdruck. Nachdem das Hoch auf Se. Majeſtät verklungen war, erhob ſich unſer 
Erlauchter Kaiſer und lieh ſeinem Königlichen Dank folgende Worte: 

„Der jubelnde Empfang in Danzig und die freundlichen Worte, die Ich ſoeben hier 
vernommen habe, verpflichten Mich zu herzlichem, warmem Danke, dem Ich hiermit Ausdruck 
gebe. Bei dem Anblick der herrlichen alten Stadt mit ihren, den heutigen Tag feiernden 
Einſaſſen und Bürgern ſchweift der Blick zurück zu den Tagen, wo Mein hochſeliger Herr 
Großvater und Mein unvergeßlicher Vater ſchöne Feſte in Danzig feierten. Unter Meines 
Vaters Leitung und perſönlichen Anweiſung iſt es Mir beſchieden geweſen, dieſe Ihm ſo beſonders 
nahe am Herzen liegende Stadt in allen ihren Teilen kennen zu lernen und die Schätze der 
Kunſt, die Denkmäler der Geſchichte, die ſie birgt, aus Seinem erfahrenen Munde erläutern 
zu hören. Die Erinnerungen aus jener Zeit ſind in Meiner Bruſt ſtets wach und lebendig 
geblieben, und bin Ich daher dem Rufe und der Einladung der Provinz gern gefolgt, um einige 
Tage in Ihrer Mitte zu weilen. Sie haben erwähnt, wie wir zuſammen gekommen ſind; Sie 
haben auch zum Ausdruck gebracht, was Ihr Herz bedrückt; das beſchäftigt auch Mein landes- 
väterliches Herz und Ich betrachte es als die Aufgabe Meiner Regierung, in ſteter Sorge auch 
um dieſe Provinz, deren Wohlergehen zu fördern und ihrer in gleicher Teilnahme und Fürſorge 
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zu gedenken, wie einer jeden andern Provinz. Ich habe aber das feſte Vertrauen, daß 
dieſes kernige Volk der Weſtpreußen, welches ſchon ſo viel für Mein Haus und 
Land gethan, welches die hervorragenden Eigenſchaften des Fleißes und der 
Arbeitſamkeit, der Hingabe bis auf das Aeußerſte beſitzt, deſſen Söhne mit Freuden 
in jener Schaar der Auserwählten ſtehen, die ſtahlbewehrt den Totenkopf am 
Haupte führen, daß die Söhne dieſes Landes in Geduld ſich darin ergeben, was 
uns der Himmel ſchickt und vertrauend erwarten, was mit Gottes Hilfe im Laufe 
arbeitſamer Jahre für ſie zu thun Mir gelingen wird. Ich erhebe mein Glas und 
trinke auf das Wohl der Provinz Weſtpreußen, auf ihr Wohl und Gedeihen. Sie lebe hoch, 
hoch, hoch!“ 


Der folgende Tag trug ein mehr militäriſches Gepräge. 


Am Vormittag fand die große Parade auf der Strießer Feldmark ſtatt, bei welcher Gelegenheit 
der Kaiſer unſern feſtlich geſchmückten Vorort Langfuhr zweimal paſſieren mußte. Die Einwohnerſchaft 
hatte nichts verſäumt, den Ort im herrlichſten Schmucke prangen zu laſſen, und ſtürmiſche Begeiſterug 
begrüßte den verehrten Landesherrn. 


Am Nachmittag folgte, in Anweſenheit des Kaiſers, die Taufe eines neu erbauten Kreuzers auf 
der Kaiſerl. Werft. Das Schiff erhielt den Namen „Kormoran“. Möge daſſelbe der Deutſchen Flotte 
allezeit zum Stolz und Ruhm gereichen. 


Mit einem Feſtmahl bei dem Herrn Ober-Präſidenten ſchloſſen die Reihen der Feſtlichkeiten des 
unvergeßlichen Kaiſerbeſuchs. 


Bei der Rückkehr von dem Oberpräſidium beſichtigte der Kaiſer die prachtvolle Illumination der 
Stadt und insbeſondere des Hafens und ſprach dabei wiederholt den königlichen Dank für die ihm bereitete 
Freude und Überraſchung aus. 


In Folge Allerhöchſten Auftrags Sr. Majeſtät erließ der Oberbürgermeiſter alsbald nachſtehende 
Bekanntmachung: 


An meine Mitbürger!’ 
& * 


Seine Majeſtät unſer Kaiſer und König haben bei dem Verlaſſen der Stadt Danzig die Gnade 
gehabt, der Freude über die Aufnahme, welche Seine Majeſtät in unſerer Stadt gefunden, in huldvollſter 
Weiſe Ausdruck zu geben. Namentlich geruhten Seine Majeſtät allerhöchſt Ihre Befriedigung über die 
vorzügliche Haltung der Bevölkerung auszusprechen, nicht minder aber auch über die Aufrichtigkeit und 
über die Herzlichkeit der Geſinnung einer treuen Bürgerſchaft, welche ſo vielfach zu erkennen geweſen ſind. 
Seine Majeſtät haben mich beauftragt, meinen Mitbürgern hierfür den kaiſerlichen Dank zu übermitteln. 
So finden denn dieſe unvergeßlich ſchönen Kaiſertage, durch welche das Band der Treue zwiſchen Monarch 
und Bürgerfchaft noch feſter geknüpft ward, einen für die Stadt Danzig in der That hocherfreulichen 
Abſchluß. Lang lebe und glücklich regiere unſer Kaiſer und König! 


Danzig, den 18. Mai 1892. 


Der Oberbürgermeiſter. 


Dr. Baumbach. 
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III. Wweſtpreußiſcher Städtetag. 


Nachdem die Gründung eines Weſtpreußiſchen Städtetages von verſchiedenen Seiten angeregt 
worden war, erfolgte die Konſtituierung eines ſolchen Städtetages am 1. und 2. Juli v. Js. in der 
Provinzialhauptſtadt unter dem Vorſitz des Oberbürgermeiſters der letzteren. Schon am Abend des 30. Juni 
hatten ſich zahlreiche Vertreter Weſtpreußiſcher Städte in dem Friedrich- Wilhelm ⸗Schützenhauſe zuſammen⸗ 
gefunden, woſelbſt die Begrüßung der Gäſte durch den Stadtverordnetenvorſteher Otto Steffens erfolgte. 
Nachdem ſich dann am Freitag, 1. Juli, Vormittags 9 Uhr, in dem Sitzungsſaale der Stadtverordneten 
auf dem Rathauſe zu Danzig die Teilnehmer an dem erſten Weſtpreußiſchen Städtetag verſammelt hatten, 
nahmen an dem Tiſche des Büreaus folgende Einberufer des Städtetages Platz: Oberbürgermeiſter 
Dr. Baumbach (Danzig), Stadtverordneten-Vorſteher Boethke (Thorn), Oberbürgermeiſter Bet 
(Elbing), Erſter Bürgermeiſter Dr. Kohli (Thorn), Bürgermeiſter Saalmann (Gollub), Bürgermeijter 
Sandfuchs (Marienburg), Stadtverordneten-Vorſteher Schleiff (Graudenz) und Stadtverordneten-Vorſteher 
Otto Steffens (Danzig). | 

Auf ergangene Einladung waren Herr Oberpräſident, Staatsminiſter Dr. von Goßler Erzellenz mit dem 
Herrn Regierungsrat Kühne, ferner Herr Oberregierungsrat R ath lev in Vertretung des Herrn PR 
Regierungspräſidenten, Herr Polizeipräſident Frh. von Reiswitz und Herr Landesrat Hinze, letzterer 
in Vertretung des Herrn Landesdirektors, erſchienen. 

Der Oberbürgermeiſter Dr. Baum bach eröffnete die Verhandlungen mit folgender Anſprache: 

„Sehr geehrte Herren! Der Umſtand, daß die Einberufer des erſten Weſtpreußiſchen 
Städtetages, welche Sie hier vor ſich ſehen, die Einladung hierzu ergehen ließen, und noch 
mehr die erfreuliche Thatſache, daß die Vertretungen der Weſtpreußiſchen Städte in ihrer = 
wiegenden Mehrzahl in freundlicher Weiſe unſerer Einladung Folge gegeben haben, werden uns 
als legitimiert erſcheinen laſſen, den Städtetag zu eröffnen und die Verhandlungen einzuleiten. 
Ich habe die Ehre, Sie zu dem erſten Weſtpreußiſchen Städtetag zu begrüßen und Sie zugleich 
in der Stadt Danzig herzlich willkommen zu heißen. Nehmen Sie den beſten Dank für Ihr 
Erſcheinen. Dieſen Dank darf ich auch unſern Ehrengäſten ausſprechen, insbeſondere ERRA 
hochverehrten Herrn Oberpräſidenten, Staatsminiſter von Goßler Exzellenz, ſodann dem Herrn 
Vertreter des Herrn Regierungspräſidenten, dem Herrn Polizeipräſidenten und dem Herrn 
Vertreter des Herrn Landdesdirektors, welche durch ihr Erſcheinen unſerm Städtetage eine 
beſondere Bedeutung geben. Meine geehrten Herren, es wird ſich heute in erſter Annie darum 
handeln, die Statuten des Weſtpreußiſchen Städtetages feſtzuſtellen. Wir werden Ihnen einen 
Statutenentwurf unterbreiten, welcher eine genügende Grundlage für dieje Beratung bilden 
dürfte. Aber, meine Herren, Sie, die Sie im öffentlichen Leben ſtehen, die Sie im Vereins- 


weſen vielfach thätig ſind, Sie brauche ich ſicherlich nicht darauf hinzuweiſen, daß nicht die Statuten. 


es ſind, welche für eine ſolche Vereinigung als das allein maßgebende und als das euch de 
erſcheinen können. Auch hier gilt das Wort: Der Buchſtabe tötet, der Geiſt macht lebendig! 
Möge der Weſtpreußiſche Städtetag beſeelt ſein von dem Geiſte der Selbſtverwaltung, von dem 
Geiſte eines ſelbſtthätigen, deutſchen Bürgertums! Laſſen Sie uns aber auch nicht vergeſſen, 
daß die Gemeinde ein Glied des Staatsganzen und ein Teil des Vaterlandes ift! „Fern von 
engherziger Kirchturmspolitik, wollen wir den Blick ſtets auf das Ganze richten. š Für Kaiſer 
und Reich, für König und Staat arbeiten auch wir! Hier an der Oſtmark des Reiches haben 
wir, die wir im Dienſte der Gemeinde ſtehen, ganz beſonders die Verpflichtung, einzutreten für 
deutſche Kultur und deutſchen Fleiß, und deutſche Treue zu pflegen und zu erhalten. So rechnen 
auch wir uns zu den Dienern des Staates. Wir ſtehen treu zu dem erhabenen Monarchen, 
der ſich nach dem Vorbild ſeines großen Ahnherrn den erſten Diener des Staates genannt hat. 
Nicht ſchöner und nicht würdiger können wir daher den erſten Weſtpreußiſchen Städtetag eröffnen ; 


N 


als indem wir unſerm Kaiſer und König in Treuen unſeren Gruß entbieten und Ehre erweiſen, 
dem Ehre gebührt: Se. Majeſtät der deutſche Kaiſer, König Wilhelm von Preußen lebe hoch! 
hoch! hoch!“ 

Die Anweſenden hatten ſich von ihren Plätzen erhoben und ſtimmten begeiſtert in den Hochruf ein. 

Herr Oberpräſident, Staatsminiſter Dr. von Goßler, führte nunmehr Folgendes aus: „Den 
Weſtpreußiſchen Städtetag bei ſeinem erſten Zuſammentreten Namens der Königlichen Regierung zu begrüßen, 
iſt mir eine angenehme Pflicht. Die Weſtpreußiſchen Städte blicken auf eine lange, an Ehren, Arbeit und 
Sorgen reiche Geſchichte zurück; allezeit haben ſie die Fahne deutſcher Sitte und deutſcher Kultur hochge— 
halten, ein neues Deutſches Recht hat ſich unter ihnen entwickelt und die eigenartigſten Schöpfungen deutſchen 
Geiſtes und Deutſcher Kraft, der Deutſche Orden und der Deutſche Hanſabund, haben in ihnen reiche Blüten 
und Früchte gezeitigt. Obwohl ſeit Jahrhunderten deutſch, ſind die Weſtpreußiſchen Städte doch erſt ſeit 
verhältnismäßig kurzer Zeit politiſch mit Deutſchland verbunden; die Segnungen und Vorteile aus dieſer 
Einigung ſind auch ihnen in reichem Maße zu Teil geworden, aber auch die andere Erfahrung iſt ihnen nicht 
erſpart geblieben, daß in einem großen ſtaatlichen Gemeinweſen der Durchſchnitt, welchen die Geſetzgebung 
und die Verwaltung zu ziehen haben, nicht immer gleichmäßig auf jeden Teil zurückwirkt. 

Auch in den Verkehrs- und Abſatzverhältniſſen haben ſich große Umgeſtaltungen vollzogen, und wir 
ſehen das merkwürdige Schauspiel, daß Städte, deren Intereſſen früher fich deckten oder parallel neben 
einander liefen, jetzt in Konkurrenz und Widerſpruch zu einander getreten ſind. Es fehlt nicht an Anzeichen, 
daß dieſe Umgeſtaltung der Grundlagen unſeres wirtſchaftlichen Lebens noch nicht zum Abſchluß gelangt iſt. 

Das Bild, welches die Haushalte der Weſtpreußiſchen Städte gewähren, iſt im Allgemeinen 
kein erfreuliches. 

Wer wollte allerdings den gewaltigen Fortſchritt verkennen, welchen die Weſtpreußiſchen Städte ſeit 
dem zweiten Jahrzehnt unſeres Jahrhunderts bis heute gemacht haben? Auch erkennen wir gern und freudig 
an, daß einzelne Städte, ſei es in Folge des Erſtarkens der Induſtrie, ſei es in Folge einer günſtigen 
Geſtaltung der Bahnverbindungen, ſei es in Folge militäriſcher und ſonſtiger ſtaatlicher Einrichtungen, ſich 
in aufſteigender Entwickelung befinden. 

Die Mehrzahl der Städte arbeitet aber unter ſchwerem Druck, die Gemeindeabgaben erreichen vielfach 
eine unerwünſchte Höhe und werden umſomehr empfunden, als das Kapital fich heute nur langſam umſetzt. 

Die Grenzen einer weiſen Sparſamkeit zwiſchen Enthalten und Nichtsthun einerſeits und Verwendung 
von öffentlichen Mitteln zu neuen Anlagen anderſeits ſind nicht leicht zu finden. 

Alle dieſe Eindrücke laſſen es erklärlich erſcheinen, daß die Weſtpreußiſchen Städte zuſammentreten 
um in gemeinſamer Arbeit über die Ziele und Wege nachzudenken, die Erfahrungen auszutauſchen, die 
zwiſchen ihnen ſich aufthuenden Gegenſätze auszugleichen. Ob und in wieweit Ihnen dies gelingen wird, liegt 
im Weſentlichen in Ihrer Hand. 

Soweit ich die Lage der Dinge überſehe, werden Sie Ihren Zweck am meiſten erfüllen, wenn Sie 
bei Ihren Beratungen möglichſt von den gegebenen Weſtpreußiſchen Verhältniſſen ausgehen und den 
kommunalen Charakter ihrer Arbeiten bewahren. 

Weſtpreußen ſteht unter dem Zeichen der Arbeit. Wir haben hier große Aufgaben zu erfüllen 
und beſitzen keine überſchießenden Kräfte. Nur durch feſten Zuſammenſchluß iſt ein ſicheres Vorwärts⸗ 
ſchreiten möglich, und, daß ſich auch bei Ihren Arbeiten der alte Spruch bewähren möge, daß durch Einigkeit 
ſelbſt kleine Dinge wachſen, iſt der aufrichtige Wunſch, welchen ich Ihnen entgegenbringe. Mögen Ihre 
Beratungen und Beſchlüſſe den Weſtpreußiſchen Städten, unſerer ganzen Provinz zum Segen gereichen.“ 

Herr Stadtverordneten-Vorſteher Otto Steffens (Danzig) richtete ſodann folgende Anſprache an 
die Verſammlung: „Wenn ich das Wort ergreife, ſo geſchieht es zunächſt, um dem Herrn Dber- 
präſidenten von Goßler für die freundlichen Begrüßungsworte und die herzlichen Wünſche zu danken, welche 
er dem Städtetage auf den Weg mitgegeben hat. Wir ſind zuſammengekommen, um in treuer ernſter 
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Arbeit und friedlichem Einvernehmen uns zu verjtändigen über das, was den Städten Not thut. Wir 
ſind weit davon entfernt, nur einſeitige ſtädtiſche Intereſſen im Gegenſatz zu den ländlichen Intereſſen zu 
verfolgen oder gar die Fahne zu entrollen: „Hie Stadt, hie Land!“ Wir wollen dasjenige beraten, was 
uns in kommunaler Beziehung von Wichtigkeit und von praktiſchem Intereſſe erſcheint. Neue, ſehr wichtige 
Geſetze, deren Einwirkung wir noch gar nicht überſehen können, ſind an die Städte teils ſchon heran⸗ 
getreten, teils werden ſolche in der nächſten Zeit noch herantreten. Ich erinnere nur in erſter Beziehung 
an das Einkommenſteuergeſetz, an das Alters- und Invalidengeſetz, an das Polizeikoſtengeſetz, und vielleicht 
noch wichtigere ſtehen bevor, ſo das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz, namentlich aber ein Kommunal- 
ſteuergeſetz, vielleicht auch eine neue Städteordnung und Abänderungen des Wahlgeſetzes wegen des neuen 
Einkommenſteuergeſetzes, deſſen Wirkungen wir noch gar nicht überſehen können. Zu allen dieſen Fragen 
müſſen wir Stellung nehmen. 

Was mich jedoch hauptſächlich veranlaßt hat, das Wort zu ergreifen, iſt der Wunſch, Ihnen 
unſeren Dank auszuſprechen und zwar zunächſt den Dank von uns als den Einberufern, wie ich es bereits 
geſtern von anderer Stelle aus gethan habe. Wir danken Ihnen, daß Sie ſo zahlreich erſchienen ſind, 
und daß die weſtpreußiſchen Städte zum größten Teile beſchloſſen haben, dem Städtetage beizutreten. Aber 
auch als Danziger habe ich Ihnen für Ihr Herkommen zu danken. Wir wünſchen, daß Sie ſich hier bei 
uns wohl fühlen mögen, daß Sie die ſchöne Umgegend ſich anſehen, daß dieſe Ihnen gefallen, und daß Sie 
auch ſonſt uns wieder und recht oft, auch mit Ihren Frauen und Töchtern, beſuchen möchten.“ 

Im Anſchluß an dieſe beifällig aufgenommenen Worte bemerkte weiter der Oberbürgermeiſter 
Dr. Baumbach: „Meine Herren, den Worten des Herrn Vorredners habe ich nur weniges hinzuzufügen. 
Durch die Städte Deutſchlands geht gegenwärtig ein friſcher Zug. Das deutſche Städteweſen iſt in einer 
erfreulichen Entwickelung begriffen. Sie erinnert uns an eine große Vergangenheit, in welcher die deutſchen 
Städte gleichfalls eine bedeutende Rolle ſpielten. Schon einmal iſt in vielen Teilen unſeres Vaterlandes der 
Schwerpunkt des Kulturlebens, wie des wirtſchaftlichen Lebens in den Städten zu finden geweſen. Wer 
erinnerte ſich nicht hier in Danzig an eine große Vergangenheit? Spricht nicht dieſes altehrwürdige Rathaus 
eine beredte Sprache? Iſt nicht ſein herrlicher Turm ein ſteinernes Gedicht, welches von vergangener Größe 
erzählt? Aber wenn Sie heute durch die Straßen unſerer Stadt gehen, ſo werden Sie auch manchen 
Fortſchritt der Neuzeit finden und manches Gute und Schöne! Hier iſt das Dichterwort am Platz: 

„Zwiſchen dem Alten, zwiſchen dem Neuen 

Hier uns zu freuen, 

Schenkt uns das Glück, 

Und das Vergangene heißt mit Vertrauen, \ 
Vorwärts uns jauen, 

Schauen zurück!“ 


Wohl befindet ſich die Stadt Danzig gegenwärtig in einer Kriſis, aber wir laſſen den Mut nicht ſinken, wir ſtreben 


vorwärts! Dieſe Kriſis haben ja mehr oder weniger alle Städte Weſtpreußens zu überſtehen. Sie alle 
leiden unter dem Zug nach dem Weſten. Während in andern Teilen Deutſchlands und der Preußiſchen 
Monarchie insbeſondere die Umwandlung des Agrikulturſtaates in den Induſtrieſtaat ſich bereits vollzogen 
hat oder doch nahezu vollzogen iſt, ſtehen die Provinzen Oft- und Weſtpreußen erft in dem Anfangsſtadium 
dieſer Entwickelung unſerer wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 

Der Herr Stadtverordneten-Vorſteher Steffens hat aber bereits betont, daß unſer Städtetag fic) 
nicht in einen Gegenſatz und nicht in ein feindſchaftliches Verhältnis zur Landwirtſchaft ſtellen will. Wir 
wollen nicht auf dem Rathauſe zu Danzig die Parole ausgeben: Hie Stadt, hie Land! Wenn auch wir, 
die wir berufen ſind, ſtädtiſche Intereſſen zu vertreten, die letzteren der Landwirtſchaft nicht einfach unter- 
zuordnen vermögen, ſo meinen wir doch: Es beſteht zwiſchen beiden kein unverſöhnlicher Gegenſatz. Denn 
die Erfahrung zeigt, daß die Landwirtſchaft blüht und gedeiht, wenn Handel und Induſtrie und ein blühendes 
Städteweſen dem landwirtſchaftlichen Produzenten ein günſtiges Abſatzgebiet darbieten. 


— 
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Unſer Herr Stadtverordneten-Vorſteher hat die wichtigſten Aufgaben hervorgehoben, mit welchem 
ſich der Weſtpreußiſche Städtetag in der Folgezeit zu befaſſen haben wird. Die wichtige Frage der Reform 
des Unterſtützungswohnſitzrechts wollen wir ſchon diesmal erörtern. Andere Fragen pm noch größerer 
Tragweite werden jpäter an die Reihe kommen. Es iſt auch in verſchiedenen Zuſchriften welche e von 
den Vertretern anderer Städte zugegangen find und in mündlichen Beſprechungen, welche ich über dieſen 
Gegenstand gehabt habe, wiederholt angeregt worden, daß die Städtetage in den verſchiedenen Teilen der 
Preußiſchen Monarchie eine gewiſſe Fühlung mit einander gewinnen möchten. Namentlich wäre es hoch⸗ 
erfreut, wenn es dieſen Städtetagen vergönnt wäre, mitzuarbeiten an einer zeitgemäßen Reform utjevnet 
Städteordnung im Sinne jener Selbſtverwaltung, welche der Freiherr von Stein zu Anfang dieſes Jahr⸗ 
hunderts anbahnte. Laſſen Sie uns endlich, meine Herren, in kollegialem Verkehr unſere Erfahrun er i ; 
5 o sc ma, und anregend auf dieſem Gebiete wirken! Laſſen Sie uns mutig re 
und die kommunalen Intereſſen fördern! Und die 9 ede i 

ERS coa Sa dá 5 855 5 . des heute hier zum erſten Male verſammelten 


Der Städtetag beſchäftigte ſich nun zunächſt mit der Feſtſte ſei S ! 
i : j Feſtſtellung feiner Statuten, welche 
Po Tage in zweiter Leſung unter dem Referat des Oberbürgermeiſters Baumbach (e ur 
des Stadtverordnetenvorſtehers Schleiff (Graudenz) dahin feſtgeſtellt wurden: 
Si 
Zweck des Städtetages. 
Der Städtetag hat den Zweck, Fragen, welche für die Stadt i ür i 
Es etag he é Fr s gemeinden, für ihre Verwaltung und 
Vertretung von Wichtigkeit und von praktiſchem Intereſſe find, in periodiſchen öffentlichen e 
feiner Mitglieder zu erörtern, eine Verſtändigung darüber herbeizuführen oder doch die vorherrſchende 
Anſicht feſtzuſtellen, auch die gefaßten Beſchlüſſe in geeigneter Weiſe, namentlich im Wege der Petition 
durch den Vorſtand zur Ausführung bringen zu laſſen. Š 


Zugleich ſoll die Kenntnis von den kommunalen Anſtalten und Einricht i Stá 
wu i 3 9 ungen in den e 
Provinz durch den Städtetag gefördert werden. aie 5 
9 2. 
Zuſammenſetzung, Ort und Zeit des Städtetages. 
Den Städtetag bilden diejenigen Städte der Provinz „Weſtpreußen“, welche ihren Beitritt erklären 
Der Städtetag tritt regelmäßig alljährlich in der durch ſeinen Beſchluß i | 
! regelmäßig eſchluß beſtimmten Stadt und 
der durch ebendenſelben Beſchluß feſtgeſetzten Zeit zuſammen (ordentlicher Städtetag). Ra 
Der Vorſtand ift befugt und auf Antrag des dritten Teils der fti i itgli 
8 2 ; ; efug auf? q immberechtigten Mitglieder des 
Städtetages verpflichtet, außerordentliche Städtetage zu berufen und für dieſe Ort und Zeit zu o. 
Wlitgliedſchaft. 
Zur Teilnahme an den Verſammlungen des Städtetages und e Abſti i i 
10 zur Abſtimmung in denſelben ſind 
nur die von den Magiſtraten und von den Stadtverordneten-Verſammlungen entſandten e 


8 4. 
Vertretung und Stimmberechtigung. 


Zur Vertretung auf dem Städtetag ſind di ili Stä 
entſenden; g auf dem Städtetag find die beteiligten Städte befugt, an Abgeordneten zu 


a) Städte bis zu 5000 Einwohnern je 2, 
b) Städte über 5000 bis zu 10 000 Einwohnern je 3, 


** 
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e) Städte über 10000 bis zu 25000 Einwohnern je 4, 

d) Städte über 25000 Einwohner für die erſten 25000 Einwohner je 4 und für jede weitern 
25 000 Einwohner jeweilig noch einen Vertreter; dabei werden angefangene 25 000 Einwohner 
für voll gerechnet. 

Für die Feſtſtellung der Einwohnerzahl ſind die Ergebniſſe der letzten amtlichen Volkszählung 
maßgebend. 
Abſtimmung durch Stellvertreter iſt nicht zuläſſig. 


w 


8 5. 
30) o x Ft à w 9. 

Zur Leitung ber Geſchäfte wählt der Städtetag alljährlich in der ordentlichen Verſammlung in 
einem Wahlakt einen aus ſieben Mitgliedern beſtehenden Vorſtand. 

Akklamationswahl iſt zuläſſig, wenn niemand derſelben widerſpricht. 

Der Vorſtand konſtituiert ſich nach dem Schluſſe derjenigen Jahresverſammlung, von welcher er 
gewählt wurde. Er fungiert alsdann bis zum Schluſſe der nächſten Jahresverſammlung. Der Vorſtand 
wählt aus ſeiner Mitte den Vorſitzenden, den Schriftführer und den Rechnungsführer des Städtetags ſowie 
für jeden derſelben einen Stellvertreter. 

Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn ſämtliche Mitglieder deſſelben von dem Vorſitzenden eingeladen 
und mindeſtens vier erſchienen ſind. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
Scheidet während der Wahlperiode ein Mitglied des Vorſtandes aus, ſo berufen die verbleibenden 
Vorſtandsmitglieder für den Reſt der Wahlperiode ein neues Mitglied. 

Der Wohnort des Vorſitzenden des Vorſtandes gilt zugleich als Sitz des Vorſtandes. 

Der Magiſtratsdirigent derjenigen Stadt, in welcher die Verſammlung des Städtetages abgehalten 
wird, tritt während der Dauer derſelben dem Vorſtand als Mitglied bei, wofern er demſelben nicht ſchon 
ohnedies angehört. 


Der Vorſtand hat: 
1. den Städtetag nach Maßgabe des § 2 zu berufen. Die Berufung erfolgt durch Mitteilung des 
Orts, der Zeit und der Tagesordnung an die Magiſtrate der zugehörigen Städte; 
2. der Vorſtand hat die Vorlagen für die Verſammlungen vorzubereiten, die Tagesordnung feſtzuſtellen 
und die Berichterſtatter zu beſtellen; 
3. die Verſammlungen zu leiten; ; 
4. die laufenden Geſchäfte des Städtetages zu erledigen und die Beſchlüſſe deſſelben auszuführen; 
. die Beiträge einzuziehen, die Kaffe zu verwalten und alljährlich über ſolche dem Städtetage Rechnung 
abzulegen, welch letzterer über die Erteilung der Decharge zu beſchließen hat; 
der Vorſtand iſt befugt, zu einzelnen Verſammlungen aus beſonderen Gründen Nichtmitglieder, 
deren Gegenwart wünſchenswert iſt, einzuladen. 


8 6. 


o 


S 


8 t. 
Bo Ft ç w. 
Die Koſten des Städtetags werden auf die beteiligten Städte nach Maßgabe ihres Stimmrechts 
verteilt. Auf die Koſten kann von dem Vorſtand ein Beitrag bis zu 5 Mark pro Stimme vorſchußweiſe 


erhoben werden. 
Die Koſten, welche den Mitgliedern des Städtetages durch den Beſuch deſſelben erwachſen, werden 
aus der Kaſſe des Städtetages nicht vergütet. 


* 


Kommen die Mitglieder des Vorſtandes zu einer Vorſtandsſitzung außerhalb ihres Wohnortes 
zuſammen, während der Städtetag nicht verſammelt iſt, ſo werden ihnen die thatſächlich aufgewendeten 
Reiſekoſten und daneben Tagegelder im Betrag von 9 Mark pro Tag aus der Kaſſe des Städte- 
tages gewährt. 

8 8. 
Abänderung der Statuten und Auflöſung des Städtetages. 


Abänderungen der Statuten ſowie die Auflöſung des Städtetages können nur durch einen 
Mehrheitsbeſchluß von zwei Dritteilen der in einer unter Angabe dieſes Gegenſtandes einberufenen Ver- 
ſammlung abſtimmenden Mitglieder bewirkt werden. 

Im Falle der Auflöſung beſchließt über die Verwendung des Kaſſenvermögens der Städtetag nach 
einfacher Stimmenmehrheit. 


Geſchäftsordnung für die Verſammlungen des Städtetages. 


Als Geſchäftsordnung gelten folgende Beſtimmungen: 
Der Vorſtand bildet das Büreau der Verſammlungen. Der Vorſitzende des Vorſtandes hat auch 
in den Verſammlungen des Städtetages den Vorſitz zu führen. Er eröffnet, leitet und ſchließt die 
Verſammlungen ſowie die Beratungen über die einzelnen Gegenſtände der Tagesordnung. Er 
handhabt die Ordnung in den Verſammlungen und iſt berechtigt, jeden Redner zur Sache und 
zur Ordnung zu rufen und ihm nötigenfalls das Wort zu entziehen. 

Ueber Einſprüche hiergegen entſcheidet auf geſtellten Antrag die Verſammlung. 

Für die Schriftführung in den Verſammlungen hat der Vorſtand Sorge zu tragen. 


° 
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b) Aenderungen der vom Vorſtande feſtgeſtellten Tagesordnung können durch Stimmenmehrheit 
beſchloſſen werden. 


Die Verhandlungen über jeden Gegenſtand der Tagesordnung leitet der Berichterſtatter ein; die 
Redner ſind nach der Reihenfolge der Anmeldung ſo lange zu hören, bis die Debatte erſchöpft 
ift, oder bis die Verſammluug den Schluß derſelben beſchließt. Anträge ſind dem Vorſitzenden 
ſchriftlich zu überreichen. Soweit ſie nicht von den Berichterſtattern ausgehen, bedürfen ſie, bevor 
ſie zur Verhandlung zugelaſſen werden, der Unterſtützung durch fünf Mitglieder. 

Nach Schluß der Debatte erhalten auf Verlangen die Berichterſtatter noch das Wort, 
andere Mitglieder nur zu perſönlichen Bemerkungen und zu thatſächlichen Berichtigungen. Hier- 
nächſt erfolgt die Beſchlußfaſſung über die geſtellten Anträge (Verbeſſerungs- und Zuſatzanträge) 
in der vom Vorſitzenden zu beſtimmenden Reihenfolge. 


c 


— 


d) Die Wahlen erfolgen durch Stimmzettel, und es genügt dabei die relative Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Anträge, Wahlen durch Akklamationen vorzunehmen, ſind 
zuläſſig, gelten aber als abgelehnt, wenn auch nur ein Mitglied der Verſammlung Wider- 
ſpruch erhebt. 


Bei anderen Abſtimmungen entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit. 


e) Namentliche Abſtimmung muß erfolgen, wenn ein darauf gerichteter Antrag durch 10 Mitglieder 
unterſtützt wird. 
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Außerdem beſchäftigte fich der erſte Weſtpreußiſche Städtetag noch mit der Frage von der Reviſion 
des Geſetzes, betreffend den Unterſtützungswohnſitz. Hierüber referierten die Herren Stadtrat Kahnert 
(Danzig) und Erſter Bürgermeiſter Dr. Kohli (Thorn) in eingehender Weiſe. 

Der Städtetag nahm über dieſen Gegenſtand folgende Reſolutionen an und beſchloß, dieſelben dem 
Reichstage im Wege der Petition zu unterbreiten: 


T. „Der exite weſtpreußiſche Städtetag erklärt Hd) mit den Hauptgrundſätzen des Geſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz einverſtanden und ſpricht ſich insbeſondere auch für Beibehaltung der Ein- 
richtung des Landarmenweſens aus. 


II. Der Städtetag erklärt die geltende Armengeſetzgebung nur in folgenden Fällen für reformbedürftig: 


1. Herabſetzung der für den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes maßgebenden Alters- 
grenze (Ss 10 und 22 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz) auf das 18. Lebensjahr. 


2. Dem Š 10 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz ift folgender 2. Abſatz zuzufügen: 
„Der Erwerb eines neuen Unterſtützungswohnſitzes iſt mit dem vollendeten 60. Lebensjahr 
ausgeſchloſſen“ 

und dementſprechend auch bei S 22 Ziffer 2 zuzuſetzen: 
„und vor vollendetem 60. Lebensjahre.“ 

Nach dieſer Beſtimmung ſoll jeder bis an ſein Lebensende den Unterſtützungswohnſitz behalten, 
welchen er bei Vollendung des 60. Lebensjahres hatte, bezw. landarm bleiben, falls er zu jener 
Zeit landarm war. 

3. Zu § 14 und 27 Abſatz 2 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz iſt eine Beſtimmung 
aufzunehmen, nach welcher auch der von dem definitiv verpflichteten Armenverbande geſtellte 
Antrag auf Uebernahme des Unterſtützten die Friſt unterbricht. 


4. Dem 8 28 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz iſt folgender 2. Abſatz zuzufügen: 
„Ein Armenverband, welcher vorſtehender Beſtimmung zuwider, die vorläufige Fürſorge 
nicht gewährt, iſt zum vollen Erſatz der aufgewendeten Koſten verpflichtet.“ 

5. Ausdehnung des 8 29 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz auf land⸗ und forſtwirt⸗ 
schaftliche Arbeiter und Erſtreckung der dem Dienſt⸗ bezw. Arbeitsorte hiernach obliegenden 
Fürſorgepflicht von 6 auf 13 Wochen. 

6. Ergänzung des $30 unter b des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz durch folgenden Zuſatz: 
„Der Beweis, daß ein Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten nicht zu ermitteln geweſen 
iſt, gilt ſchon dann als erbracht, wenn der die Erſtattung fordernde Armenverband dar- 
gelegt hat, daß er alle diejenigen Erhebungen vorgenommen, welche nach Lage der 
Verhältniſſe als geeignet zur Ermittelung des Unterſtützungswohnſitzes anzuſehen waren. 
Wird nach der Erſtattung ein Unterſtützungswohnſitz des Unterſtützten nachträglich ermittelt, 
ſo iſt der Armenverband, welcher die Erſtattung vorgenommen hat, berechtigt, innerhalb 
zweier Jahre vom Tage der Ermittelung ab gerechnet, von dem Armenverbande des 
Unterſtützungswohnſitzes für die gewährte Unterſtützung und für die durch die nachträg⸗ 
lichen Ermittelungen entſtandenen Koſten Erſatz zu beanſpruchen“. 

7. Der Vorſchlag des Regierungsentwurfs, daß die Verjährung von Forderungen gegen Armen⸗ 

verbände in zwei Jahren eintreten ſoll, iſt nicht annehmbar. 5 

III. Der Vorſchlag des Regierungsentwurfs „Wer als dazu verpflichtet, ſich dem Unterhalt ſeiner 

Familie entzieht, wird mit Haft beſtraft“ erhält den Zuſatz: „Auch kann auf Ueberweijung 

an die Landespolizeibe hörde erkannt werden“. dp 
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IV. Die Ausdehnung der Armengeſetzgebung auf ganz Deutſchland, aljo auch auf Baiern und Elſaß— 
Lothringen iſt durchaus anzuſtreben. 
Dementſprechend iſt es auch durchaus wünſchenswert die letztinſtanzliche Entſcheidung 
in allen Armenſtreitſachen einem oberſten Gerichtshofe (Bundesamt für das Heimatweſen) zu 
übertragen“. 


Schließlich erſtattete Herr Stadtrat Ehlers (Danzig) ein Referat über Volks bibliotheken, in 
welchem er die Annahme folgender Theſen empfahl: 

1. Gut eingerichtete und geſchickt verwaltete Volksbibliotheken ſind eine wichtige gemeinnützige Ver⸗ 
anſtaltung. : 

2. Soweit nicht auf privatem Wege, durch Vereine, Stiftungen u. ſ. w. für die Einrichtung und 
Unterhaltung von Volksbibliotheken in ausreichendem Maße geſorgt werden kann, empfiehlt es ſich, 
daß die Gemeinden helfend eintreten. 

3. Die Benutzung der Volksbibliotheken iſt thunlichſt jedermann unentgeltlich zu geſtatten. 

4. Die Bibliothekräume und die Zeiten des Bücherwechſels ſind ſo zu wählen, daß die Bücher von 

den Leſern leicht und ohne ſonderlichen Zeitaufwand zu erlangen ſind. 
In der Regel empfiehlt es ſich, die Volksbibliotheken in Volks- und Fortbildungsſchul⸗ 
gebäuden unterzubringen. 
5. Für die Bücherauswahl bieten die jun vorhandenen Muſterkataloge eine genügende Anleitung. 
Die Verſammlung nahm dieſe Reſolutionen einſtimmig und mit großem Beifall an. 


Von den 56 weſtpreußiſchen Städten waren auf dem Städtetag 39 vertreten, während außerdem 
noch 3 weitere Städte ihren Beitritt erklärt hatten. Zum Vorſitzenden wurde Oberbürgermeiſter 
Dr. Baumbach gewählt und zum Vertreter deſſelben Herr Stadtverordnetenvorſteher Profeſſor Böthke 
aus Thorn. Die Teilnehmer an dem Städtetage widmeten außerdem der Beſichtigung der Sehenswürdig— 
keiten und verſchiedener ſtädtiſcher Einrichtungen in unſerer Stadt täglich einige Stunden. Am Freitag, 
1. Juli, veranſtaltete die Stadt zu Ehren ihrer Gäſte ein Gartenfeſt im großen Garten des Friedrich⸗ 
Wilhelm⸗Schützenhauſes, und am 2. Juli fand ein gemeinſames Feſtmahl auf der Weſterplatte ſtatt. Der 
weſtpreußiſche Städtetag hat inzwiſchen eine zweite Verſammlung im Januar d. Is. in Thorn abgehalten, 
um zu den Steuergeſetzentwürfen, welche zur Zeit dem Landtage vorliegen, Stellung zu nehmen. 
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Die für 1892/93 zu erwartende Ueberweiſung läßt ſich ihrem Betrage nach zur Zeit noch nicht 
beſtimmen und iſt auch in gewohnter Weiſe in dem Etatsentwurf für 1893/94 noch nicht berückſichtigt 
worden, ſoll vielmehr wiederum zunächſt außeretatsmäßig vereinnahmt werden und ſodann im folgenden 
Jahre 1894/95 zur etatsmäßigen Verwendung kommen. 


Der Entwurf des Etats für 1893/94, welchen wir gemäß $ 66 der Städteordnung nach vorheriger 
Verkündigung in den Tagen vom 4. bis 13. März d. Is. in der Kämmereikaſſe zur Einſicht aller Ein⸗ 
wohner der Stadt offen gelegt und der Stadtverordneten-Verſammlung zur Feſtſtellung überreicht haben, 
ſchließt in Einnahme und Ausgabe auf Mk. 4,292,300 ab, Mk. 78,700 niedriger als der Etat für das zu 
Ende gehende Verwaltungsjahr 1892/93. Dieſer Rückgang der Schlußſumme iſt indeß lediglich darauf 
zurückzuführen, daß durch den letzteren Etat ein Betrag von Mk. 299,062 hindurchläuft, welcher der 40% 
Anleihe von 1882 entſtammt und zur verſtärkten Tilgung der 4½⅝ é Anleihe beim Reichsinvalidenfonds 
von 1873 verwendet worden iſt. Wenn dieſer Betrag bei dem Vergleiche ausgeſchieden wird, ſo ergiebt 
ſich, daß der vorliegende Etatsentwurf um Mk. 220,362 höher abſchließt als der Etat für 1892/93. Der 
nicht durch Mehreinnahmen, ſondern durch Gemeindeſteuern und aus den Ueberſchüſſen des laufenden 
Jahres zu deckende Mehrbedarf berechnet ſich dabei auf rund 106,000 Mk. 


Im Einzelnen ergeben ſich gegen den Etat des Vorjahres folgende Abweichungen: 


a. Fonds bei welchen die Ausgabe die Einnahme überſteigt: 


Bedarf: 1893/94: 1892/93: 1893/94 =: 
Mk. Mk. Mk. 

I. Algemene Verwältung . 437 637,37 430 083,— + 7554,37 
/// a cap Ja 3 266,— 4057,— — 791, — 
3. Polizeikoſten und Nachtwachtweſe nnn. 169 727,— 91882 — + 77 845,— 
Feuerwehr e Te 87 651,80 8655780 + 1094, — 
5. Giiüpenteitiainn dd a ee er apasi 71,274,50 71 884,50 — 610,— 

6. KRichhenberwaltungat 7. ann er ee mr od 12 365,26 12 365,26 — 
7. Allgemeine Armenverwaltung E 05 833,.— 305 680, — + 158,— 
8. Lazareth- und Arbeitshaus-Verwaltung 227 354,— 222 179,— + 5175,— 
ulber waltung 519505, 495 062,50 + 24 442,50 
OE DONDE Aliun E e + re 7 332566 325 399,— + 7167,— 
oo as sea TY 459621,— 475 730,50 — 16 109,50 


2 626 800,93 2 520 880,56 + 123 430,87 
— 17 510,50 


+ 105 920,37 
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b. Fonds, bei welchen die Einnahme die Ausgabe überſteigt: 


Ueberſchuß: 1893/94: 1892/93: 1893/94 : 
Mk. Mk. Mk. 

12. Waſſerleitung und Kantate} IL u. nn 237 111,— 232137,— + 4974,— 
13. G ee rn RE een 178 100,— 174 900,— + 3200, — 
14. ende waere Ye Saser elevado mar 41160. 43.127,— — 1967,— 
Weihe a narrar » 22 771,70 26 045,.— — 3273,30 
16. Kämmereiverwaltung: 

A, TAUIENDE SEEDARI e e ee gg oro ES a ço 88 244, — 91313,33 — 3 069,33 

Do QUI DEE Bestand dom BOLAT E rennen S U 21 S. 300 000,- 250 000,— + 50 000, 
17. Gemeindeſteuern: 

a, Wohrtimgsttenen ER REN Ea uA 161 550,— 157 490, — + 4060,— 

b. Grund- und Gebäudeſteuer-Zuſchlag UU 244 371,23 241 371,23 ＋ 3 000, 

6 Hündeſteuern r ũ 13 493, — 13797, — — 804, — 

A. DEM CID CENT Onnen ene na ae een N T 1340 000, — 1290700, — -+ 49300, — 


2 626 800,93 2520 880,56 + 114 534, — 
— 8613,63 


+ 105 920,37 
Das neue Polizeikoſtengeſetz vom 20. April 1892 bedingt für unſeren Stadthaushalt für das 
nächſte Etatsjahr einen Mehraufwand von Mk. 77,845. Ebenſo erfordert der Schuletat, trotz der Erhöhung 
des Schulgeldes, um rund Mk. 26,000, einen um Mk. 24,442 höheren Zuſchuß als im laufenden Jahre, 
wozu übrigens für Schulbauten noch eine Mehrausgabe von Mk. 53,650 aus dem Bau-Etat hinzutritt. 
Mit geringeren Mehrbeträgen von Mk. 5,175 und Mk. 7,554 erſcheinen endlich die Etats der Krankenhäuſer 
und der Etat der Allgemeinen Verwaltung. Dieſer Mehrbedarf von Mk. 77,845 + 24,442 + 53,650 + 
5,175 + 7,554 = guj. Mk. 168,666 hat im Etatsentwurf nur zum Teil durch eine Einſchränkung der 
Ausgaben an anderen Stellen, insbeſondere bei den Straßenbauten, ausgeglichen werden können; und es 
bleiben immerhin noch rund Mk. 100,000 zu decken, davon rund Mk. 50,000 durch Erhöhung des 
Gemeindeſteuer-Etats. Nach dem Ergebnis, welches die Einſchätzung zur Staatseinkommenſteuer für das 
Jahr 1892/93 nach dem neuen Einkommenſteuergeſetz gehabt hat, und das uns vor Jahresfriſt bei Auf 
ſtellung des Etats noch nicht bekannt war, wird aber dieſe Erhöhung des Etatsſolls der Gemeinde-Ein 
kommenſteuer einen höheren Zuſchlag als im laufenden Jahre jedenfalls nicht erfordern, — vielmehr 
glauben wir, ſofern nicht etwa der von uns vorgelegte Etatsentwurf bei ſeiner Feſtſtellung durch die 
Stadtverordneten-Verſammlung noch weſentliche Abänderungen erfahren, oder der Abſchluß der Einſchätzungs— 
arbeiten für 1893/94 ein erheblich geringeres Steuerſoll ergeben ſollte als 1892/93, in Vorſchlag bringen 
zu können, den Kommunalzuſchlag zur Staatseinkommenſteuer, welcher 1892/93 auf 240 % feſtgeſtellt 
worden ift, gegen 252 % in den Vorjahren, für das neue Jahr noch weiter um 12 % alfo auf 228 % 
zu ermäßigen. — 


Was den Betriebsfonds der Kämmereikaſſe angeht, ſo waren beim Haupt-Abſchluß am 
13. Mai v. J. von dem rechnungsmäßigen Beſtande von rund Mk. 441000 (Mk. 250000 + Mk. 191000 
aus der lex Huene) etwa Mk. 392 000 durch geleiſtete Zahlungen auf das neue Jahr 1892/93 und durch 
Vorſchüſſe (darunter Mk. 106000 an das ſtädtiſche Leihamt) bereits in Anſpruch genommen und nur 
Mk. 49000 noch verfügbar. Im Laufe des Jahres ſind dann zwar durch den Eingang von Mk 231352 
neuer Überweiſung aus den landwirtſchaftlichen Zöllen die flüſſigen Mittel der Kämmereikaſſe nicht unerheblich 
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20 
verſtärkt worden; andererſeits waren aber für den Bau der Schlacht- und Viehhof-Anlage und der Verbindungs— 
bahn dieſer Anlage mit dem Bahnhofe am Legen Thor Vorſchüſſe in Höhe von zuſammen Mk. 456 000 zu 
leiſten, die demnächſt aus der aufzunehmenden Anleihe zu erſtatten ſind. Es hat daher vorübergehend die 
Aushilfe des Depoſitoriums und auch der laufende Kredit beim Danziger Sparkaſſen-Aktien⸗Verein in Anſpruch 
genommen werden müſſen. Aus dem Depoſitorium ſind in der Zeit vom 20. Mai bis 25. Auguſt 1892 
Darlehen bis zur Höhe von Mk. 162 500 und vom 29. Oktober 1892 bis 16. Februar wiederum ſolche bis 
zu Mk. 100000 hergegeben und den beteiligten Fonds (Kapitalfonds, Kapitalanſammlungsfonds, Reſervefonds 
der Gasanſtalt und der Waſſerleitung und Kanaliſation) von der Kämmereikaſſe mit 3½ verzinſt worden. 
Den Bankkredit beim Danziger Sparkaſſen-Aktien-Verein haben wir gleichfalls je nach Bedarf und mit 
wechſelnden Beträgen benutzt, — mit dem Höchſtbetrage von Mk. 270000 um die Wende des Kalender- 
jahres, hiervon ſind indeß bis zum 7. Februar Mk. 250000 zurückgezahlt worden. Seit Mitte Februar d. J. 
iſt die Kämmereikaſſe — trotz des für den Bau des Schlachthofes ꝛc. geleiſteten Vorſchuſſes von Mk. 456000 
und anderer Vorſchüſſe, insbeſondere auch der Darlehen an das ſtädtiſche Leihamt, deren Betrag von 
Mk. 106500 zu Anfang des Rechnungsjahres unterdeß auf Mk. 54000 zurückgegangen iſt — auch ohne 
| Inanſpruchnahme von Krediten in zahlungsfähigem Zuſtande geblieben. Eine verzinsliche Anlage von Baar- 
| beſtänden der Kämmereikaſſe ift im Laufe des Rechnungsjahres nur kurze Zeit möglich geweſen. Es waren 
vom 27. Auguſt bis 3. September Mk. 60000 und von da bis zum 26. Oktober v. J. Mk. 40000 bei der 
Danziger Privat-Aktien⸗Bank auf Depoſiten-Konto eingezahlt. 


Bezüglich des übrigen, im Depoſitorium verwalteten Kapitalvermögens unſerer Stadtgemeinde 
und des Standes der zu demſelben gehörigen Fonds iſt Folgendes mitzuteilen: 


I, Der Kapitalfonds hatte nach dem vorjährigen Bericht einen Beſtand von 
524 426 Mk. 52 Pf., während er fih gegenwärtig auf 
529 304 „ 60 „ beläuft, mithin einen Zuwachs von 
4878 Mk. 08 Pf. erhalten hat. 


Dieſer Kapitalfonds beſteht zur Zeit aus 
405 628 Mk. 70 Pf. in Wertpapieren und Hypothekenforderungen, 
83 694 „ 64 „ Reſt eines Vorſchuſſes, welcher der Kämmereikaſſe zur Anſchaffung von 
Waſſermeſſern geleiſtet wurde, 
39981 „ 26 „ baar und in Depoſiten. 


529 304 Mk. 60 Pf. Summe. 


II. Der Kapitalanſammlungsfonds. Der Beſtand dieſes Fonds, deſſen Zinſen kapitaliſiert 
werden, belief ſich nach dem vorjährigen Jahresbericht auf 
492 558 Mk. 66 Pf. Heute beläuft ſich derſelbe auf 
515131 „ 94 „ und zwar 
430 260,— Mk. in Wertpapieren, 
78 550,.— „ in Hypotheken, 
6 321,94 „ baar 
515 131,94 Mk. w. o., ſo daß eine Mehrung um 
22 573 Mk. 28 Pf. vorliegt. 


III. Der Fonds der Anleihe vom Jahre 1882 enthielt nach der vorjährigen Aufſtellung 
annoch einen Baarbeſtand von 299 061 Mk. 65 Pf. Dieſer Betrag iſt unterdeß auf 300 000 Mk. 
abgerundet, zur außerordentlichen Tilgung der 41/29 Anleihe beim Reichsinvalidenfonds ver- 
wendet worden. 
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IV. Der Reſervefonds der hieſigen Gasanſtalt beſteht in 
85 025,— Mk. weſtpreuß. Pfandbriefen zu 31/2 %, 
1100,— „ preußiſchen Konſols zu 4 %, 
23 060,43 , baar und in Depoſiten, 
109 185,43 Mk. gegen 86 110,04 Mk. im Vorjahre, mehr 23 075,39 Mk. 
Die Zinſen werden kapitaliſiert. 


V. Der Reſervefonds der ſtädtiſchen Kanaliſations⸗ und Waſſerwerke beſteht in 
57 300,— Mk. weſtpreuß. Pfandbriefen zu 3½ 9/0, 
23 192,45 „ baar und in Depoſiten 


80 492,45 Mk. gegen 58 481,05 Mk. im Vorjahre, mehr 22 011,40 Mk. 


VI. Der Fonds zur Unterhaltung der Waſſerleitung am Hafenkanal und Baſſin in 
Neufahrwaſſer beſteht in 
3500,— Mk. Hypothekenantheil auf dem Kupferſchmidt'ſchen Grundſtück, Ketterhagergaſſe Bl. 9, 
zu 4 % verzinslich, 
1331,86 „ baar und in Depofiten 
4831,86 Mk. gegen 4648,41 Mk. im Vorjahre, mehr 183,45 Mk. 


Hiernach befinden ſich im ſtädtiſchen Depoſitorium (abgeſehen von den dort hinterlegten Stiftungs⸗ 
vermögen) folgende Kapitalbeſtände: 


TRAPUA ER Eee RE EE ERTL 529 304,60 ME. 
Il. ROPATA SAONO S ee ee 515 131,94 „ 
III. Neſervefunds der Wass ðꝝ ̃ ñäÜ-ß. .... ... 109 185,43 „ 
IV. Neſervefonds der neee ATE. . 80 492,45 „ 
V. Reſervefonds für die Waſſerleitung am Hafenkanal und Baſſin in Neufahr⸗ 
II O rp a er O SE 4831,86 „ 


— U 


Zuſammen: 1 238 946,28 Mk. 


Veſtand der vorigen Jahres WAL... ceia nais De STS 1 465 285,81 „ 
aan ider um te a E gi 226 339,53 ME. 


ſtattgefunden, die indeß auf die verſtärkte Schuldentilgung zurückzuführen iſt. 


Was die Schulden der Stadtgemeinde anbetrifft, ſo betrugen dieſelben nach der vorjährigen 
Aufſtellung 6 815 050 Mk. 


Im Einzelnen find folgende Schulden vorhanden: 
— Mk. aus der Anleihe vom Jahre 1850 (4 %), 
3 936 000 „ aus der Anleihe bei dem Reichsinvalidenfonds (4½ 9/0), 


2257900 „ aus der Anleihe vom Jahr 1882 (4%), 
141 00 „ Hypothekenſchulden zu 5 % und 41/2 %, auf ſtädtiſchen Grundſtücken haftend 
und als Aktiven zu verſchiedenen ſtädtiſchen Spezialfonds und Stiftungsvermögen 
gehörig. 


6 334 900 Mk., gegen 6815 050 im vorigen Jahre weniger 480 150 Mk. 
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Unterdeß ift unſere Stadtgemeinde in die Lage gekommen, für verſchiedene außerordentliche Aus— 
gaben zu gemeinnützigen, nicht blos der Gegenwart, ſondern auch der ferneren Zukunft zu Gute kommenden 
Zwecken die erforderlichen Mittel durch Aufnahme einer neuen Anleihe beſchaffen zu müſſen, und 
zwar ſind erforderlich: 

1. für den Bau eines ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofes und der zugehörigen Verbindungsbahn 
mit dem Güterbahnhof Danzig Legethoorr,rr UU Mk. 2 554 000, 
2. für die Ausdehnung des ſtädtiſchen Kanalſyſtems auf die Vorſtadt Langfuhr 
und die Erweiterung der Pelonker Waſſerleitung ·MW·U m P 160 000, 
3. für den Bau eines Schulgebäudes der ſtaatlichen Fortbildungsichule....... „ 350 000, 
4. für den Bau einer ſtübtiſchen Werkihal lfte a m „ 400 000, 
dazu kommen noch: 
5. für eine verſtärkte Tilgung der ſtädtiſchen 4½ % Anleihe beim Reichsinvaliden— 


fonds von 1873 in drei Jahresraten von je Mk. 300 00 U“B a 900 000, 


6. zur Tilgung von Hypothekenſchulden auf ſtädtiſchen Grundſtücken s 141 000, 
7. zur Deckung von Kurs-Verluſten, Stempel- und ſonſtigen Nebenkoſten 
22 CO ao RR TEL. Ann Ss pn l. ... . . . > 245 000, 


insgeſamt Mk. 4 750 000. 


Durch Beſchluß vom 20. Dezember v. J. hat die Stadtverordneten-Verſammlung fih mit der 
Aufnahme einer Anleihe in dieſer Höhe von 4 Millionen Mark durch die Stadtgemeinde Danzig ein- 
verſtanden erklärt und uns bevollmächtigt, Allerhöchſten Ortes ein Privilegium nachzuſuchen zur Ausgabe 
von Anleiheſcheinen bis zur Höhe dieſes Bedarfs, die mit 3½ oder 4% verzinſt und mit mindeſtens 
Einem Prozent, unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen, getilgt werden ſollen — mit der weiteren 
Maßgabe, daß die Flüſſigmachung der Anleihe und die Verwendung des Geldes den beſonderen bewilligenden 
Beſchlüſſen vorbehalten bleibt. 


VI. Allgemeine Verwaltung. 


Seine Majeſtät der Kaiſer und König geruhten, dem Erſten Bürgermeiſter Dr. Baumbach unterm 
16. Mai v. J. den Titel „Oberbürgermeiſter“ zu verleihen. 

Das Magiſtratskollegium beklagt den Verluſt eines tüchtigen Mitgliedes, welches ihm durch 
den Tod entriſſen ward. 


Am 5. Auguft v. Is. ſtarb unſer vielverehrter, um die Armenpflege der Stadt hochverdienter 
Kollege, der Stadtrat und Königliche Medizinal-Aſſeſſor Carl Friedrich Hendewerk hierſelbſt. 

Seit dem Jahre 1861 Mitglied der Stadtverordneten-Verſammlung, ſeit dem Jahre 1862 Mit- 
vorſteher der Armen-Anſtalt zu Pelonken, ſeit dem Jahre 1878 Mitglied unſeres Kollegiums, hat derſelbe 
in treuer Mitarbeit, liebevoll und hingebend für die Intereſſen unſerer Stadt gewirkt. Ein lauterer 
Charakter, ein treuer Freund, ein von edlem Sinn erfüllter Mann iſt eingegangen zur ewigen Ruhe; ſein 
Andenken wird bei uns und in weiten Kreiſen der Bevölkerung dieſer Stadt unvergeſſen bleiben. 

Ferner ſchied nach Ablauf ſeiner Wahlperiode Herr Stadtrat Jork aus dem Kollegium aus, indem 
er eine Wiederwahl ablehnte. An ſeine Stelle wurde auf 6 Jahre vom 1. Januar 1893 ab der Herr 
Stadtverordnete Schütz gewählt, während an Stelle des verſtorbenen Stadtrats Hendewerk für den Reſt 
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der Wahlzeit des letzteren bis Ende 1895 der Herr Stadtverordnete Major a. D. von Roczynski gewählt 
wurde. Außerdem wurden die Stadträte Helm, Rodenacker und Stobbe auf 6 Jahre wiedergewählt. 
Die genannten Stadträte ſind unbeſoldete Mitglieder des Kollegiums. Der beſoldete Stadtrat Trampe 
iſt auf 12 Jahre wiedergewählt. An Stelle des verſtorbenen Stadtſchulrats Dr. Coſack iſt der bisherige 
Oberlehrer und ſtellvertretende Schulrat Dr. Damus gewählt worden. Alle dieſe Wahlen haben die 
Beſtätigung gefunden. 

Zu unſerm aufrichtigen Bedauern ſcheidet mit dem Schluß des laufenden Geſchäftsjahres, nach 
36 jährigem treuen Wirken, Herr Stadtbaurat Licht aus einer amtlichen Stellung. In dankbarer 
Anerkennung ſeiner Verdienſte um das Bauweſen Danzigs haben die Stadtverordneten das demſelben 
zuſtehende Ruhegehalt von 5000 Mk. einmütig auf 6000 Mk. jährlich erhöht; auch haben beide ſtädtiſche 
Kollegien die höchſte Auszeichnung, welche ein Gemeinweſen darbieten kann, nämlich das Ehrenbürgerrecht 
der Stadt, demſelben verliehen. Der kunſtvoll ausgeſtattete, Herrn Baurat Licht bereits übergebene 
Ehrenbürger-Brief beurkundet für alle Zeiten die Verehrung, welcher unſer hochgeſchätzter Kollege fih in 
allen Kreiſen der Bevölkerung zu erringen verſtanden hat. 


Die Urkunde hat folgenden Wortlaut: 
„Danzig, den 27. Januar 1893. 


Wir der Magiſtrat der Stadt Danzig beurkunden hiermit, daß wir, unter einmütiger 
Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung, dem Königlichen Baurat und Stadtbaurat 


Herrn Julius Albert Gottlieb Licht 


in dankbarer Würdigung ſeiner geſegneten 36jährigen amtlichen Thätigkeit als Stadtbaurat 
hierſelbſt, inſonderheit in Anerkennung, daß derſelbe mit Sachkenntnis, Pflichttreue und 
kunſtſinnigem Verſtändnis für die Verſchönerung der Stadt und für Erhaltung ihrer 
reichen Baudenkmäler, wo immer ſich Gelegenheit bot, mit idealem Sinne gewirkt hat — 
ſowie als dauerndes Zeichen aufrichtiger Verehrung gegen den bewährten Mitarbeiter, 
welcher durch Rechtlichkeit, Menſchenfreundlichkeit und Beſcheidenheit die Herzen ſeiner 
Mitbürger gewonnen hat, 
das Ehrenbürgerrecht der Stadt 
verliehen haben. 
Der Magiſtrat.“ 


Möge dem ſcheidenden Kollegen ein langer ungetrübter Lebensabend beſchieden ſein! 

Die von Herrn Baurat Licht ausgeführten vielfachen Neubauten, Umbauten und Rekonſtruktionen, 
insbeſondere des Franziskaner-Kloſters, des grünen Thores, des Rathauſes, des Artushofes, des hohen 
Thores, die zahlreichen Schul-Neubauten in der Stadt und deren Vororten, werden ſeinen Namen in der 
Baugeſchichte Danzigs zu einem unvergeſſenen machen. 

Wir haben ferner noch eines ſchmerzlichen Verluſtes zu gedenken. Am 25. Januar d. 38. 
ſtarb im kräftigſten Mannesalter unſer hochverdienter Rats-Archivar, Archidiakonus Auguft Bertling 
hierſelbſt. 


Mit der Geſchichte Danzigs auf das genaueſte vertraut, — hat derſelbe mit Hingebung ohne 
Gleichen, — und wo immer fih Gelegenheit dazu bot, die Bildungs-Intereſſen unſerer Stadt mit raft- 
loſem Schaffensdrange gefördert. Um die Ordnung unſerer Stadtbibliothek, deren Verwaltung ihm Jahre 
lang obgelegen, um die Sichtung unſeres Rats-Archivs, welchem derſelbe 14 Jahre vorgeſtanden, hat der— 
ſelbe ſich Verdienſte erworben, welche weit über die Grenzen unſerer Gemeinde hinaus hohe Anerkennung 
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gefunden haben; dies gilt insbeſondere von dem, im wiſſenſchaftlichen Geiſte von ihm bearbeiteten Kataloge 
der reichen Handſchriften⸗Sammlungen der Stadt. — Einen ſchweren Verluſt hat unſere Stadt zu be- 
klagen; ein ehrenvolles Andenken in deren Geſchichte bleibt dem Verſtorbenen für alle Zeiten geſichert. — 


Von den Subalternbeamten wurden der Rendant der Depoſitalkaſſe Herr Otto ſowie der 
Steuererheber Menning in den Ruheſtand verſetzt. Verſtorben ift der Inſpektor der ſtädtiſchen Wafer- 
werke Herr Ehlert. 

Angeſtellt ſind: 

1. der Kaſſenbote Siegel als Steuererheber, 
2. „ Militäranwärter Lietz als Kanzliſt, 


3. „ Militäranwärter Templin als Büreauaſſiſtent, 


4. „ Militäranwärter Wobeſer als Büreauaſſiſtent, 
5. „G Hilfsſteuererheber Wolf als zweiter Kaſſenbote, 


6. „ Hilfsarbeiter Beyer als Kaſſenaſſiſtent, 

7. „ Militäranwärter Piepke als Büreauaſſiſtent im Arbeitshauſe, 
8. „ Büreauaſſiſtent Ewert als Inſpektor dortſelbſt, 

9. „ Militäranwärter Keller als Aufſeher dortſelbſt, 


10. „ Feldwebel Putzke als Bauaufſeher, 

11. „ Militäranwärter Böhnert als Büreauaſſiſtent, 

12. „ Büreauaſſiſtent Dilla als Inſpektor im Lazarett am Olivaer Thor, 
13. „ Militäranwärter Berlitzki als Büreauaſſiſtent daſelbſt. 


Der Magiſtrat hat für einen Teil der Unterbeamten die Einführung des Alterszulagenſyſtems vor- 
geſchlagen. Die Entſcheidung hierüber ſteht noch aus, da die Stadtverordneten-Verſammlung die Beſchluß⸗ 
faſſung über ebendieſen Gegenſtand auf ein Jahr vertagt hat. 


VII. Das Kollegium der Stadtverordneten. 


Infolge der im November 1892 ſtattgehabten Ergänzungs- und Erſatzwahlen hat das Stadt— 
verordneten-Kollegium nicht unerhebliche Veränderungen erfahren, da neben 16 Wiederwahlen 13 Neu⸗ 
wahlen ſtattgefunden haben. 

Letztere wurden dadurch erforderlich, daß die bisherigen Stadtverordneten Ehlers, v. Roczynski 
und Schütz zu Magiſtratsmitgliedern erwählt wurden, daß die Stadtverordneten Friedrich und 
Pfannenſchmidt verſtorben ſind, daß die Stadtverordneten Sudermann, Philipp, Lohmeyer, 
Kreßmann und Martiny teils aus geſchäftlichen, teils aus Geſundheitsrückſichten ihr Stadtverordneten⸗ 


Mandat niederlegten, und daß endlich die Stadtverordneten Gamm, Leupold und Dr. med. Wallenberg 
eine Wiederwahl abgelehnt haben. 


Die jetzige Zuſammenſetzung der Stadtverordneten-Verſammlung weiſt nachfolgendes Ver— 
zeichnis nach. 


1 


— a 


— 


25 


Verzeichnis 


der Mitglieder der Stadtverordneten⸗Verſammlung und deren Wahlzeit. 
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Wahltur nus 
vom 1. Januar 1889 bis Ende 1894. 
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Wahltur nus 
vom 1. Januar 1891 bis Ende 1896. 
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Schiffsbaumeiſter. 
Bäckermeiſter. 
Redakteur. 
Zimmermeiſter. 
Malermeiſter. 
Malermeiſter. 
Rentier. 
Zimmermeiſter. 
praktiſcher Arzt. 
Kaufmann. 
Sanitätsrat. 
Realſchuldirektor. 
Rentier. 
Baumeiſter. 
Zimmermeiſter. 
Geh. Kommerzienrat. 
Rentier. 
Kaufmann. 
Maurermeiſter. 
Kaufmann. 


Kaufmann. 
Redakteur. 
Bäckermeiſter. 
Brauereibeſitzer. 
Rentier. 

Prokuriſt. 

Kaufmann. 

Geh. Kommerzienrat. 
Kaufmann. 
Rechtsanwalt. 


4 
26 
27 
Ride. Wahl⸗ Der i olle x ordneten ausmachte, und während 1890 die erſte Abteilung mit einem Steuerbetrage von 1040 Mk. 4 Pf., die 
: zweite mit 392 Mk. 16 Pf. anfing, betrugen die entſprechenden Zahlen 1892: 1606 Mk. 94 Pf., beziehungs⸗ 
Nro. abteilung. bezirk. Namen. Stand. weiſe 467 Mk. 56 Pf. Die Zahl der in die Wählerliſte aufgenommenen Wähler betrug: 
- 1890: 1892: 
8 ! A i I. Abtei € 212 
31 II Oo erſchnde Pferdebahndirektor. * ea TI aliia 300 520 
3: 8 | T AEI NTO EEE T B fabri À En = ç h E 
E š q “PSS III. I. Wahlbezirk 1567 1931 
3: „ EE Se TE | q 3 3 ne 3 595 88 
34 " r Ti.iſchlermeiſter. KR Em J 1 75 111 
35 1 77777777 censo... Kaufmann. É í RRT A 
36 a Müdolßh Kämmen Kaufmann. Summa 6161 6981. 
2 Š Dr. 1. Schne tee o ¿ea Qs Augenarzt. š 1 9 j er = 
E W. "= asaaaq Aae i Die Beteiligung bei den am 21., 23., 25., 28., 30. November, bezw. 17. Dezember jtattgehabten 
39 š F. B. Stoddartt.. Kaufmann. VW 
40 s Mito TOQTO nez é o e Va iwa u: | Raufmann. i Von den 1931 eingetragenen Wählern des 1. Wahlbezirkes der III. Abteilung haben Stimmen 
abgegeben 189 Wähler. 
Wahltur uus III. Abteilung, 2. Wahlbezirk: 1837 eingetragene Wähler, geſtimmt haben 226 Wähler. 
III. Abteilung, 3. Wahlbezirk: eingetragene Wähler 2181, geſtimmt haben 138 Wähler. 
cx € 18 ` . N e 
vom 1. Januar 1893 bis Ende 1898. VI. Abteilung: eingetragene Wähler 820, geſtimmt haben 259 Wähler. 
41 III 1 Walifman 2. So Kaufmann. I. Abteilung: eingetragene Wähler 212, gejtimmt haben 126 Wähler und in der Stichwahl 
42 1 MB E O Kupferſchmiedemeiſter. 145 Wähler. 
43 s 2 W Malermeiſter. 
44 Š | š TEE NI. a Lupa ie Kunftgärtner. 5 
| * 7 
45 | 3 A E a E rn Sas y. Kunſtgärtner. VIII. Kirchenweſen. 
46 > 3 D ANABI Y£. ora roça ie ee Kaufmann. i Í - R je 3 ; 1 
47 II W/ Kaufmann. Bei den unter unſeren Patronaten ſtehenden evangeliſchen Kirchengemeinden — die katholiſchen 
48 F Breidſprecher „ Eiſenbahndirektor. Kirchen ſowohl in der Stadt Danzig als in dem Territorium ſtehen nicht unter ſtädtiſchem Patronate iſt das 
49 : en TORE PUES ee Brauereibeſttzer. Dahinſcheiden mehrerer hochverdienter Geiſtlichen zu beklagen, nämlich das des Pfarrers Rogie in Müggen— 
50 i M. . Kaufmann. hall, des Archidiakonus Bertling an der Oberpfarrkirche von St. Marien zu Danzig und des Pfarrers 
51 m O Minte berg os e hai Kaufmann. Großkopf zu Ohra. 
52 . Ph. Simſen aka Kaufmann. Auch der in dem vorjährigen Berichte als in den Ruheſtand getreten aufgeführte frühere Pfarrer 
53 A Weiß 8 Rechtsanwalt. zu St. Bartholomäi Konſiſtorialrat He velke ift in dem Berichtsjahre feinem ſchweren Leiden erlegen. 
54 1 J. 1 c Saui £- Die in dem vorjährigen Berichte erwähnte Bildung eines neuen Kirchenſyſtems für die Vorſtadt 
= ” G. Dapibjobn ........ eresse Kaufmann. Schidlitz ift bisher noch nicht zum Abſchluß gekommen. 
56 ñ VITA A + Ye AS aus ass Kaufmann. ET een „ Res { o: 
57 VVV Kaufmann. Für die Kirche in Ohra iſt die Wiederherſtellung der eingegangenen zweiten Predigerſtelle von 
58 € GGG Brauereibeſitzer. dem Konſiſtorium in Ausſicht genommen, und es ſoll deren Einkommen in der Hauptſache aus Staats 
59 j Fr. Schönemann. Kaufmann. fonds gewährt werden. Auf Wunſch des Konſiſtorium haben wir für dieſes Mal auf unſer Wahlrecht bei 
60 O. Siena Les er ME To Kaufmann. der wiedereinzurichtenden zweiten Predigerſtelle verzichtet. 


Vorſitzender der Stadtverordneten-Verſammlung iſt der Kaufmann O. Steffens, ſtellvertretende SH 
Vorſitzende find der Geh. Kommerzienrat Damme und der Kaufmann E. Berenz. IX A d l U 
` * ⁄ 
Infolge des neuen Einkommenſteuergeſetzes haben fih bei den Stadtverordnetenwahlen 1892 die x & Julverwaltung. 


Abteilungen gegen 1890 erheblich verſchoben. Im Sommerſemeſter 1892 trat der ſeit dem 1. November 1891 mit der Führung der Geſchäfte 


Während 1890 das Geſamtſteuerſoll der bei der Aufſtellung der Stadtverordnetenwählerliſte des Stadtſchulrats betraute Oberlehrer Dr. Da mus definitiv in das Amt des ſtädtiſchen Schulrats ein, 
1890: 1773 032 Mk. 67 Pf. betrug, war dies 1892: 2051512 Mk. 05 Pf., jo daß alfo das für die Mb- wie oben bereits berichtet iſt. Die Königliche Regierung hat denſelben dann auch als Mitglied der Schul 
teilungen in Betracht kommende Steuerdrittel 1890: 591 010 Mk. 89 Pf., 1892: aber 683837 Mk. 35 Pf. deputation beſtätigt und ihm die Kreisſchulinſpektion über den Stadtkreis Danzig nebenamtlich übertragen. 


Der Umfang der Geſchäfte, namentlich auch in dem zuletzt erwähnten Amt, hat die ſtädtiſchen Körperſchaften 
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bewogen, dem Schulrat zur Unterſtützung einen Schulinſpektor, zunächſt im Nebenamte beizugeben. Als 
ſolchen hat der Magiſtrat den wiſſenſchaftlichen Lehrer an der Viktoriaſchule, Kappenberg, welcher zur 
Wahrnehmung dieſer Geſchäfte in feiner Thätigkeit an der Schule angemeſſen entlaſtet ift, gewählt. 


Auf dem Gebiete der Verwaltung unſerer höheren Schulen iſt inſofern ein bedeutender Schritt 
vorwärts gethan worden, als entſprechend dem Vorgehen des Staates den Leitern und definitiv angeſtellten 
wiſſenſchaftlichen Lehrern das Normalgehalt nach ihrem Dienſtalter gemäß dem Normaletat vom 4. April 1892 
vom 1. April 1893 an gezahlt werden wird. Die wiſſenſchaftlichen Hilfslehrer verbleiben von nun an auf 
einer jährlichen Remuneration von 1800 Mk. ſtehen. Die definitiv angeſtellten Zeichenlehrer erhalten dieſelben 
Sätze, wie diejenigen an den ſtaatlichen Anſtalten, die Elementarlehrer dieſelbe Beſoldung wie die Volks⸗ 
ſchullehrer und eine jährliche Funktionszulage von 360 Mk. Die Schulgeldſätze ſind infolge deſſen erhöht 
worden und werden in Zukunft für einheimiſche Gymnaſiaſten und Realgymnaſiaſten jährlich 108 Mk., für 
auswärtige 126 Mk., für einheimiſche Realſchüler 84 Mk. und für auswärtige 108 Mk. betragen. 


Für den Turnunterricht wird ſich erſt dann eine den jetzigen Anforderungen entſprechende 
Regelung treffen laſſen, wenn wir, wie im Laufe des kommenden Etatsjahres zu erwarten ſteht, eine neue 
Turnhalle erbauen können. Den auffallendſten Mißverhältniſſen iſt durch Anſtellung zweier Hilfsturnlehrer 
abgeholfen. Es darf hier auch nicht unerwähnt bleiben, daß mit den Turnſpielen an dem ſtädtiſchen 
Gymnaſium durch die Bemühungen des Dr. Rosbund ein ſehr erfreulicher Anfang gemacht iſt. 


Unſer ſtädtiſches Gymnaſium hat nach dem ſchon im vorigen Jahresbericht erwähnten Aus— 
ſcheiden des Direktors Dr. Carnuth und nachdem die Direktorialgeſchäfte von Prof. Lampe bis zum 
1. Juli vor. Jahres geführt waren, einen neuen Direktor in dem Prof. Kahle, der bis dahin Direktor des 
Königl. Gymnaſiums zu Tilſit war, erhalten. Indem wir zu dieſem wichtigen Amt einen ſchon als Gymnaſial⸗ 
direktor bewährten Schulmann erwählt haben, glauben wir auf's Beſte für das fernere Gedeihen dieſer 
Anſtalt geſorgt zu haben. Die feierliche Einführung des neuen Direktors in ſein Amt erfolgte am 2. Auguſt 
vor. Jahres durch Vertreter des Magiſtrats, als des Patrons der Schule, von denen der Oberbürgermeiſter 
an den neuen Leiter und die Lehrer und Schüler eine Anſprache hielt. 

Die Verſchiebung, welche ſich gegenwärtig in dem höheren Schulweſen zu Gunſten der Anſtalten 
mit lediglich realen Bildungszielen vollzieht, bringt es mit ſich, daß ein Rückgang in der Frequenz der 
humaniſtiſchen Anſtalten zu verzeichnen iſt; ſo auch bei unſerem Gymnaſium wieder in dieſem Jahre, wie 
die nachſtehende Ueberſicht ergiebt: 


Michaelis 1892. gegen Michaelis 1891. 
Ev. Schüler. Kath. Schüler Jud. Schüler. Einheimiſche. | Auswärtige. 2 5 
341 | 69 | 41 | 362 | 90 | 452 — 36 


) Dazu 1 Diffident. 


Die Zahl der Klaſſen und ebenſo der Lehrkräfte hat fich nicht verändert, nur daß die Vermehrung 
der Zeichenſtunden die Anſtellung eines beſonderen Zeichenlehrers für dieſe Schule nötig machte. Die Stelle 
eines ſolchen iſt proviſoriſch dem Zeichenlehrer Richard Lenz übertragen, während der bisher mit 
12 Stunden am Gymnaſium beſchäftigte Zeichenlehrer Klink nun ganz an die Realſchule St. Petri über⸗ 
getreten iſt. 

Aus dem im vergangenen Sommer erſtatteten dreijährigen Verwaltungsbericht des ſtädtiſchen 
Gymnaſiums heben wir noch hervor, daß die Zahl der Abiturienten in den ſechs Prüfungsterminen von 
Michaelis 1889 bis Oſtern 1892 70, die Zahl der in derſelben Zeit mit dem Zeugnis zum einjährigen 


OR... 
Militairdienſt abgegangenen Schüler aber 131 betragen hat. — Mit der jetzigen Frequenz ift die Schule 
ungefähr wieder da angelangt, wo ſie 1884 ſtand (444 Schüler) während ſie den Höhepunkt in der Zeit 
von 1887 bis zum Frühjahr 1891 (zwiſchen 510 und 528 Schüler) erreicht hatte. 

Bei dem ſtädtiſchen Gymnaſium beſteht ſeit dem Jahre 1748 eine von den 5 Profeſſoren des 
damaligen Gymnasii academici mit 500 Floren begründete Profeſſoren-Witwen⸗-Kaſſe. 

Die Stifter begründeten, — wie die Stiftungsurkunde beſagt — ihr Werk in der frommen 
Zuverſicht, daß der oberſte Verſorger der Witwen die mit kleinen Anfängen geſchaffene Inſtitution in 
ſeinen beſonderen Schutz nehmen, und daß eine Vermehrung der Stiftung im Laufe der Zeiten nicht 
ausbleiben werde. 

Dieſe Zuverſicht hat ſich erfüllt. 

Nachdem im Jahre 1828 die Statuten der Stiftung dahin abgeändert wurden, daß nicht blos die 
5 Profeſſoren, ſondern auch die damals vorhandenen 4 Oberlehrer an den Wohlthaten der Witwenkaſſe 
teilnehmen ſollten — erfolgte eine weitere Aenderung der Statuten im Jahre 1857. 


Das Stiftungsvermögen war inzwiſchen auf 6625 Thaler = 19875 Mk. angewachſen, und es ſollte 
fortan auch der zehnte (ordentliche) Lehrer der Anſtalt an den Vorteilen der Stiftung partizipieren. 

Nunmehr hat aber das gejamte Lehrerkollegium ein anderweitiges Statut aufgeſtellt, wonach fortan 
das Recht der Mitgliedſchaft auf ſämtliche Inhaber der ordentlichen Lehrerſtellen und der Oberlehrerſtellen 
ſowie uf den Direktor ausgedehnt wird. 

Das jetzige Vermögen der Stiftung beträgt ca. 36000 Mk. 

Die revidierten Statuten dieſer Gymnaſiallehrer-Wittwen-Kaſſe des ſtädtiſchen Gymnaſiums find 
unter dem 19. März 1892 ſeitens der beteiligten Herren Reſſort-Miniſter genehmigt worden. 


Das Realgymnaſium und die Realſchule zu St. Petri und Pauli ſind in dem verfloſſenen 
Jahre der endgiltigen Organiſation wieder einen großen Schritt näher geführt. Das Realgymnaſium hat 
mit Beginn des Sommerſemeſters ſeine Quinta verloren, beſteht alſo zur Zeit noch aus 6 aufſteigenden 
Klaſſen, von denen aber die unterſte (Quarta) zu Oſtern d. J. in Fortfall kommt; bei der Realſchule iſt 
Oſtern 1892 die II. Oſterklaſſe, Michaelis deſſ. Jahres die III. Michaelisklaſſe hinzugekommen, außerdem 
hat die V. Oſterklaſſe in 2 Parallelklaſſen zerlegt werden müſſen. So beſtehen einſchließlich der Vorſchul— 
klaſſe jetzt dort 11 Klaſſen. Da die Räume in dem Schulgebäude am Poggenpfuhl für dieje große Klaſſen— 
zahl nicht ausreichen, ſo haben drei derſelben in dem Gebäude der Handelsakademie (Hundegaſſe) Unter- 
kunft gefunden. Zu Oſtern d. J. werden wir eine J. Oſterklaſſe und eine weitere Parallelklaſſe zur IV. Oſter⸗ 
klaſſe zu ſchaffen haben, wenn auch die räumliche Unterbringung dieſer Klaſſen gewiſſe Schwierigkeiten 
machen wird. Für die große Beachtung, welche dieſe Anſtalt in unſerer Bürgerſchaft gefunden hat, ſpricht 
die ſtets wachſende Frequenz, der wir nur mit Mühe durch Errichtung von Parallelklaſſen gerecht werden 
können. An beiden Anſtalten iſt der Stand des Schulbeſuch folgender: 


Michaelis 1892 gegen Mich. 1891 
Ev. Kath. Jüd. Ein⸗ x ne | Geſamt— 
Schüler Schüler | Schüler heimiſche uswärtige ſumme 
Realgymnaſium 81 5 - 66 20 86 — 21 
Realſchule ..... 390 29 36 349 106 455 + 134 
Vorſchule 8 3 3 36 2 38 — 6 
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Das Uebergangsſtadium, in dem fih dieſe Anſtalt befindet, bringt es mit fih, daß es fih noch 
nicht überſehen läßt, inwieweit jpäter eine Vermehrung der Lehrerſtellen an derſelben dauernd erforderlich 
ſein wird. Deshalb haben wir von einer Berufung von Lehrkräften in feſte Stellen vorläufig abſehen 
und für die mit jedem Halbjahr ſich mehrende Unterrichtsſtunden wiſſenſchaftliche Hilfslehrer heranziehen 
müſſen. 

Das Realgymnaſium zu St. Johann hat nur geringe Veränderungen aufzuweiſen. Die Vor- 
ſchulklaſſe, ſchon 1891 ſchwach beſucht, iſt mit Oſtern 1892 aufgelöſt worden, die beiden ſechsten Klaſſen 
ſind zuſammengezogen; in Folge deſſen iſt eine Hilfslehrerſtelle in Fortfall gekommen. Die Frequenz iſt 
faſt dieſelbe geblieben wie im vorigen Jahre. 


Michaelis 1892 gegen Mich. 1891 
Ev. Schüler Kath. Schüler Jüd. Schüler Einheimiſche Auswärtige Gefamtfumme 
337 | 23 | JL | 296 | 75 | 374 368 + Borjchule 18. 


In das Lehrerkollegium der ſtädtiſchen höheren Töchterſchule, Vietoriaſchule, trat mit dem 
1. Oktober 1892 an Stelle des nach Hamburg berufenen Dr. Schirlitz Herr Dr. Mahlert aus Halberſtadt 
als ordentlicher Lehrer ein. Die Erweiterung des Seminarkurſus von 2 auf 3 Jahre, welche bereits im 
Jahre 1891 ihren Anfang nahm, kam im Jahre 1892 für alle in daſſelbe eintretenden Seminariſtinnen 
zur Geltung. 


Die Frequenz der Anſtalt iſt nicht unweſentlich zurückgegangen. 


Michaelis 1 8 9 2 gegen Mich. 1891 
| Evang. | Kath. Si. | Gin l , Geſamt⸗ z 
Schülerinn. Schülerinn. Schülerin. heimijche ` Bene jumme | 
Victoriaſchule | | 
und 416 23 65 | 456 48 504 — 46 
Seminar | 


Betrachten wir nun die Mittel- und Volksſchulen: 
J. An den Mittelſchulen find keine Veränderungen im Lehrperſonal vorgekommen. 
II. An den Volksſchulen. 

a. Verſtorben iſt: 
die Lehrerin Fräulein Landsberg, den 26. Jan. 1893. 

b. Penſioniert wurden: 
1. der Hauptlehrer Albrecht, den 1. Okt. 1892, 
2. der Lehrer Koſtzrewa, den 1. Sept. 1892. 


c. Abgegangen ſind: 
1. der Lehrer Szymanski, den 1. April 1892, 
2. die Lehrerin Fräulein Hielſcher, den 1. Okt. 1892. 


d. Neu angeſtellt ſind: 
Lehrer: 
1. Krompholz, 1. April 1892. 
2. Boltz, 1. Okt. 1892. 
3. Lubowski, 1. Dez. 1892. 

Die durch Penſionierung des Hauptlehrers Albrecht an der Bezirks-Mädchenſchule auf Langgarten 
frei gewordene Hauptlehrerſtelle wurde dem Hauptlehrer Butſchkow von der Bezirks-Mädchenſchule der 
Außenwerke, deſſen bisherige Stelle aber dem Hauptlehrer Both von der Bezirks-Mädchenſchule zu Schidlitz, 
und dieſe letztere Stelle dem Lehrer Schwertfeger übertragen. 

Eine Erweiterung erfuhren unſere ſtädtiſchen Schuleinrichtungen durch Errichtung der 12. Klaſſe an 
der Schule in der Baumgartſchengaſſe zu Michaelis 1892. Proviſoriſche neue Klaſſen ſind außerdem an 
unſerer Schule in Neufahrwaſſer und in der am Rähm und zwar in dem Gebäude in der Rittergaſſe 
errichtet. Es iſt vorauszuſehen, daß dieſelben zu einer definitiven Einrichtung werden dürften. 

Für unſere Taubſtummenſchule, die bisher in drei Klaſſenzimmern im Gebäude der Rechtſtädtiſchen 
Mittelſchule untergebracht war, haben wir eigene und beſſere Schulräume durch einen Ausbau der Klaſſen— 
zimmer in dem Schulhauſe auf dem Bartholomäi⸗Kirchhof geſchaffen. In dieje ſauberen und lichten Räume 
ſind die Kinder am 9. November vor. J. eingeführt worden. Der Unterricht, welcher damals mit einem 
feſtlichen Akte und einer Prüfung begonnen wurde, kann ſeitdem faſt ausſchließlich in den Vormittagsſtunden 
erteilt werden. Für den Sommer iſt auch Turnunterricht in Ausſicht genommen. 

Die Sommerferien wurden im verfloſſenen Jahre, dem Wunſche vieler Lehrer und Lehrerinnen 
entſprechend, verſuchsweiſe in dieſelbe Zeit gelegt, in der die Ferien der höheren Schulen liegen. Uebel— 
ſtände haben ſich aus dieſer Verlegung durchaus nicht ergeben. 

Die Neuordnung der Beſoldungsverhältniſſe unſrer Lehrer und Lehrerinnen an den 
Volfs- und Mittelſchulen nach dem Prinzip der Dienſtalterszulagen hat jo, wie ſie im vorigen Etatsjahr 
von dem Magiſtrat vorgeſchlagen war, die Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und ebenſo 
die Genehmigung der Königlichen Regierung gefunden. Dabei ſind folgende Grundſätze und folgende 
Übergangsbeſtimmungen auf- und feſtgeſtellt worden: 

I. Grundfäge. 

1. Die zur Anſtellung im Danziger Schuldienſt gelangenden Lehrer und Lehrerinnen werden nicht 
für eine beſtimmte Schulſtelle berufen, ſondern haben ſich jederzeit eine Verſetzung im Intereſſe 
des Dienſtes innerhalb der dem Magiſtrat zu Danzig unterſtehenden Schulen gefallen zu laſſen. 

2. Die Lehrer beziehen ein Anfangsgehalt von 1200 Mk., wovon 200 Mk. als Wohnungs— 
entſchädigung anzuſehen ſind. Ihr Gehalt ſteigt durch Dienſtalterszulagen von drei zu 
drei Jahren bis zum dreißigſten Dienſtjahre und zwar zuerſt ſechsmal um je 150 Mk., dann 
viermal um je 100 Mk. In Anbetracht, daß bei fih vergrößernder Familie der Lehrer in 
ſpäteren Dienſtjahren eine höhere Aufwendung für ſeine Wohnung machen muß, erhält jeder 
Lehrer nach vollendetem zehnten Dienſtjahre außer dem oben angeführten Gehalt eine weitere 
Zulage von 100 Mk. Maximalgehalt: 2600 Mk. Wird Dienſtwohnung gewährt, ſo kommen 
dem entſprechend bei Lehrern unter 10 Dienſtjahren 200 MÉ., bei ſolchen über 10 Dienſtjahren 
300 Mk., vom Dienſteinkommen in Fortfall. 


Lehrerinnen: 
1. Fräulein Coſack, 1. Okt. 1892. 
2. Fräulein Milinowski, 1. Okt. 1892. 


Skala: 
bis zu 3 Dienſtjahren 1200 Mk. 
ET We > 1350 „ darin 200 Mk. Wohnungs⸗ 
83 = O ' 1500 „ entſchädigung. 
" ”" 10 ” 1650 n 


3. 
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bis zu 12 Dienſtjahren 1750 Mk. 


8 q 1900 „ 

rn EEE ç; 2050 „ 

2 2 2200 „ darin 300 Mk. Wohnungs- 
„ „ 24 " 2300 „ entſchädigung. 

ee 7 2400 „ 

5 0 £ 2500 „ 

über 30 à 2600 , 


Die Lehrerinnen beziehen ein Anfangsgehalt von 1000 Mk., worin bereits eine angemeſſene 
Wohnungsentſchädigung enthalten iſt, und erhalten von 3 zu 3 Jahren Alterszulagen 
von je 80 Mk. bis zum Maximalgehalte von 1800 Mk. 


Skala: 
bis zu 3 Dienſtjahren 1000 Mk. 
N 5 1080 „ 
PE POSU À 1160 „ 
PR SA w 1240 „ 
SO 18 % 1320 „ 
E > 7 1400 „ 
. > 1480 „ 
5 > 1560 
Hs fi a 1640 „ 
|) P 1720 
über 30 a 1800 „ 


Die Mittelſchullehrer erhalten dieſelben Gehälter wie die Lehrer an den Bezirksſchulen und 


dazu eine Funktionszulage. 


„Die Hauptlehrer der Bezirksſchulen erhalten dieſelben Gehälter wie die Lehrer und dazu eine 


Funktionszulage, wie bisher. Sie erhalten eine Wohnungsentſchädigung von 400 Mk. und 
erreichen ſomit ein Maximaleinkommen von 2700 Mk. außer ihrer Funktionszulage. Wird 
Dienſtwohnung gewährt, ſo kommen dem entſprechend 400 Mk. von ihrem Dienſteinkommen 
in Fortfall. 


Die Rektoren der Mittelſchulen beziehen ein Anfangsgehalt von 2400 Mk. und erhalten von 


drei zu drei Jahren eine Dienſtalterszulage von 200 Mk. bis zu dem Maximalbetrage von 
3400 Mk. jährlich. Außerdem erhalten fie freie Dienſtwohnung oder eine Mietsentſchädigung 
von 600 Mk. jährlich. 


Dieſe Gehaltsregelung tritt vom 1. April 1894 in Kraft. 


Der Bezug der Dienſtalterszulagen beginnt mit Ablauf desjenigen Vierteljahres, in welchem die 


erforderliche Dienſtzeit vollendet iſt. 


Das Dienſtalter, welches der Berechnung zu Grunde gelegt wird, wird bei den bereits ange- 


ſtellten Lehrern von ihrer Anſtellung im Schuldienſt der Stadt Danzig gerechnet (Ausnahme j. 
in den Uebergangsbeſtimmungen Nr. 3). Bei Neuberufenen werden vom 1. April 1892 an 
Dienſtjahre, die nach der definitiven Anſtellung im öffentlichen Schuldienſt zurückgelegt ſind, in 
Anrechnung gebracht. 


| 
| 
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II. Uebergangsbeſtimmungen. 


1. Wer vor Einführung der Alterszulagen bereits das Maximalgehalt von 2300 Mk. hat, fol 
dasſelbe außer der Wohnungszulage (bei Lehrern 300 Mk., bei Hauptlehrern 400 Mk.) behalten. 
Ebenſo behalten diejenigen Lehrer, die bereits eine höhere Wohnungszulage beziehen, als die, 
welche im neuen Beſoldungsplan vorgeſehen iſt, die bisherige Zulage. Die bisher von den 
Inhabern der Dienſtwohnungen gezahlten 5% des Einkommens kommen mit Durchführung des 
Alterszulageſyſtems in Fortfall. 


2. Wer bei Einführung der Dienſtalterszulage ein höheres Einkommen hat, als es ihm nach der neuen 
Berechnung zukäme, bleibt auf ſeinem Gehalte ſtehen, bis die Beſoldung nach neuem Modus 
ſein Einkommen erreicht oder überſteigt. 


3. Bei der Ueberführung iſt es angemeſſen, die Reihenfolge, in welcher die Lehrer und Lehrerinnen 
bis jetzt ſtehen und aus der ſich ihre bisherigen Beſoldungsanſprüche ergeben, aufrecht zu erhalten. 
Da dieſelbe aber nicht ſtreng nach Danziger Dienſtalter angelegt iſt, ſondern einzelne von aus 
wärts Berufene in dieſelbe ſpäter einrangiert ſind, ſo ſoll in ſolchen Fällen dieſen Eingeſchobenen 
ſoviel von ihrer früheren Dienſtzeit in Anrechnung gebracht werden, daß ſie ihren bisherigen 
Platz behalten. 


Die Durchführung der ganzen neuen Ordnung ſoll in drei Etatsjahren und zwar ſo erfolgen, daß 
die zum 1. April 1892 bewilligten und von da an gezahlten Gehaltszulagen bereits darauf angerechnet 
werden, und daß ſomit die Einführung des neuen Beſoldungsmodus mit dem 1. April 1894 beendet ſein wird. 


Die Mehrausgabe von ca. 50000 ME., welche dieſe Veränderung allein in den 3 Jahren der Durch 
führung erfordern wird, haben unſere ſtädtiſchen Körperſchaften nicht geſcheut, in der Hoffnung, ſo unſern 
Schulen auch für die Zukunft einen tüchtigen und berufsfreudigen Lehrerſtand zu erhalten. 


Endlich haben wir noch zu erwähnen, daß auch wir mit der überwiegenden Mehrzahl der größeren 
preußiſchen Städte durch eine Petition an die beiden Häuſer des Landtags entſchieden Stellung gegen den 
Schulgeſetzentwurf vom 10. Januar 1892 genommen haben. Gerade bei dem paritätiſchen Charakter unſerer 
Schuleinrichtungen mußten wir von den Beſtimmungen des genannten Entwurfes eine Gefahr für die ganze 
weitere Entwickelung unſeres Schulweſens ſehen; wir ſprechen auch hier unſere Freude über den Erfolg 
aus, welchen in dieſer Angelegenheit die mit der unſeren übereinſtimmenden Kundgebungen weiter Kreiſe 
des preußiſchen Bürgertums gehabt haben. 


Wir fügen ſchließlich unſerem Bericht die Frequenztabelle der Mittel- und Volksſchulen 
für Michaelis 1892 hinzu: 


Frequenztabelle 
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Frequenztabelle der Mittel- und Volksſchulen. 


S E] Lehrer Lehrerinnen = š Knaben Mädchen Pe 
£| Bezeihnung der Schule. 8 EE | Ri 
= = 3 er | | en | ma | aeli 
£ Ev. th. Jüd. Ev. N GA | Ev. | Rth. Jüd.] Ev. | Rth. Sa. 1891 
1] Mittelichule der Rechtſtadt .... el 61) =|-=| =| ESG RR =] =| =] el 3 
2 St Catharinen⸗Mittelſchule. 6147 —| —— —| —| — | 289 7 11 =| —| —| 307 — 10 
3 | Bez.⸗Knabenſchule auf d. Petri- | | 
Kirchhof. 12] 5 2/1] 3 1| —]— 489 190 5 — =| —| 684 — 27 
4| „ Mädchenich. am Leegenthor. 9] 3 2 — 4 11 -—| - | —| —|-=| 357] 190] 8] 550— 57 
Bil, Y a. d. Johannis⸗ | | 
Kirchhof 6| 2|) 1| — ] 3 1| —| — — 1229 106% 3391 4 
6| „ i im Rähm 134 5 2 — 4 2 if -| —| - 545 184] 9] 738 ＋ 50 
pá DS š; om snn tube 19) 4) 2] m elo) -I-- —| —| —| 588 216 781 20 
8| „ Knabenſchule in der Baum- 4 | 
gartſchengaſſe, Beſtand den 1 F | 
20/1. ov ?29992 121 5 3 — 3 1 —| — 438 217 | 655 | + 655 
9] „ Knabenſch. an d. gr. Mühle] 12] 5 3 —] 3 1) —| — 461 BOB dZ = 6681 247 
10| „ e auf d Hafelwert| 14 7| 3 S S a 538 215 35 —- — — 756 359 
11| „ Mädchenſch. auf d.nied Seia. | 12] 2 3 =| 61 2 = — > =| | 436 281 11 71814 
124, auf Langgarten.] 15 5 1 -| 7| 3 652 218 7) 877|+ 31 
3| „ Knabenſch. d. Niederſtadt. 15] 8| 3 —| 3 1) -| — | 716 271 7 a 
14] „ Schule der Außenwerke. ... 12] 5 4 “e mpu s S 233 110 —| 251 127 —| 721 — 45 
15| „ Schule in Langfuhr 12 3| 5 — 4| 1| —| 150| 160 — 152 187 1) 650— 28 
16| „ Knabenſchule in Schidlitz . 9] 3 8 r 306 51: = |. hu, oe 
170, Müdchenſchule , 10] 2) 3| -| 4| 2 =| —| —| —| —| 290) 296) 2| 5880 23 
18| „ Schule in Neufahrwaſſer .] 18] 6 5| — 6 2| —| — 233| 175 3 293 185 5| 94|+ 23 
Br Series. 06] 2) a =) =) 65) 60] =| 573] .66] 2) 286] = 
20| Evangl. Schule in Altichottland | 4] 4 | cre >. | {| 1311 xi ss RT Eang 
21 | Kathol. ; n 4 —| 4| =| — | —| 1| — 93 —| —| 97] —| 19|— 13 
22] Evangel. Schule im Spendhau3) 1) 1| — —| — — | — | 37 „ 6il+ 3 
23 po in Peſonfe ? =| =) 1 71 | — 54 —| —| 125] — 
24 | Saubitummenidule............ 3 2 i | _| _| Zn 5. Eh] 607 >= 8 3 
250) Schule in Strohteich ..... I 10 —|— — i663 6 
227| 95 85 1] 64 23| 1] 64468 2058 6040342165 34 12819] + 39 
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6586 6233 
e ᷣͤ ß ERR q 8502 
SIND ODE. T 4223 
SIEHE ae reine he anal ea ͤ E ee s u pu. 94 
Summa....... 12819 


) Anmerk. In die Schule zu Strohteich gehen noch 76 Kinder des Landkreiſes. 


Aus der vorſtehenden Tabelle ergibt ſich, daß in den Knabenſchulen hauptſächlich eine Schiebung zur Entlaſtung 
der überfüllten Schulen Nr. 9 und Nr. 10 auf die neue Schule Nr. 8 in der Baumgartſchengaſſe, in den Mittelſchulen eine, 
wenn auch viel geringere, nach der Schule Nr. 6 hin ſtattgefunden hat. In den beiden Mittelſchulen beträgt die Durch⸗ 
ſchnittsfrequenz der Klaſſen circa 50 Schüler, in den Volksſchulen Nr. 3—21 circa 57 Schulkinder. 
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X. Polizeiverwaltung. 


Die Ausgaben der Polizeiverwaltung werden ſich im Etatsjahre 1892/93 vorausſichtlich bei allen 
Titeln in den etatsmäßigen Grenzen halten. 

Die Einnahmen des Titels I „Polizeiſtrafen“ ꝛc. werden um ungefähr 1000 Mark hinter dem 
Voranſchlag zurückbleiben. 

Mag 3 


Der Anſchluß des Polizei-Reviers in Langfuhr an die Fernſprechverbindung der hieſigen Königlichen 
Polizei⸗Direktion hat ſtattgefunden, und es gelangt daher der für den Anſchluß ſämtlicher Polizei- 
Dienſtſtellen unter ſich und mit der Polizei-Direktion an das Stadtfernſprechnetz ausgeworfene Betrag voll 
zur Verausgabung. 


Gegen den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Koſten der Königl. Polizeiverwaltung 
in Stadtgemeinden, welcher dem Abgeordnetenhauſe unterm 2. Februar 1892 zuging, wurde der 
Magiſtrat, ebenſo wie die ſtädtiſchen Vertretungen anderer Städte mit Königl. Polizeiverwaltung, im Wege 
der Petition vorſtellig, jedoch ohne Erfolg. Der Entwurf wurde vielmehr zum Geſetz erhoben, und dies 
Geſetz tritt 1. April 1893 in Kraft. Hiernach hat unſere Stadt künftighin den Betrag von 1 Mk. 50 Pf. 
pro Kopf der Zivilbevölkerung jährlich an den Staat zu den Koſten der Königl. Ortspolizeiverwaltung zu 
zahlen, während der Staat alle durch dieſe Verwaltung entſtehenden Ausgaben, einſchließlich der Koſten 
für das Nachtwachtweſen beſtreitet. Dies ergiebt für die Stadt Danzig, deren Zivilbevölkerung nach 
der letzten Volkszählung 114540 Perſonen zählte, ein Pauſchale von 171810 Mk. jährlich. In den Etat 
der Stadtgemeinde pro 1892/93 war der Zuſchuß der Stadt für ſächliche Ausgaben der Polizeiverwaltung auf 

21315 Mk. veranſchlagt, die Koſten des Nachtwachtweſens aber mit 

70567 „ etatiſiert, was zuſammen 

91882 Mk. ergiebt. Hiernach repräſentiert die obige Pauſchſumme von 

171810 „ pro Jahr für die Stadtgemeinde eine Mehrbelaſtung von jährlich 

79928 Mk. Dazu kommen aber noch die Ausgaben der Stadtgemeinde für Alters— 
unterſtützungen an ausgeſchiedene Wachtmänner und Unterſtützungen für Witwen von Nachtwächtern, 
endlich find aber auch die Unterſtützungen zu berückſichtigen, welche an diejenigen Nachtwächter billiger 
Weiſe zu zahlen wären, die bei der Uebernahme des Nachtwachtweſens durch den Staat von dem letzteren 
nicht mitübernommen werden, und die in der ſtädtiſchen Verwaltung keine anderweite Verwendung finden. 


Indeſſen hat ſich die Königl. Staatsregierung inzwiſchen außer Stand erklärt, das Nachtwachtweſen 
vom 1. April 1893 ab ſelbſt zu übernehmen. Denn es fehlt für Danzig, ebenſo wie für verſchiedene 
andere Städte der Monarchie mit Königl. Ortspolizeiverwaltung, an dem nötigen Material, um die Schutz 
mannſchaften in derjenigen Weiſe zu verſtärken, wie dies die Uebernahme des Nachtwachtweſens auf die 
Königl. Polizeiverwaltung nötig machen würde. Unter dieſen Umſtänden ſoll das Nachtwachtweſen noch 
eine Zeitlang in der ſtädtiſchen Verwaltung verbleiben, und daſſelbe ſoll nur nach und nach vom Staat 
übernommen werden, indem ein Uebergangsſtadium von 5 Jahren in Ausſicht genommen iſt. Die Stadt- 
gemeinde erhält aber inzwiſchen ihre Aufwendungen für das Nachtwachtweſen aus der Staatskaſſe erſtattet. 
Ein diesbezügliches Abkommen der Königl. Polizeidirektion allhier mit dem Stadtmagiſtrat iſt von der 
Stadtverordnetenverſammlung 7. März 1893 genehmigt worden. 


Das Polizeikoſtengeſetz vom 20. April 1892 eröffnet aber auch die Möglichkeit den Stadtgemeinden 
einzelne Zweige der örtlichen Wohlfahrtspolizei zu übertragen. In dieſem Falle ſoll eine der Wiederausgabe 
des Staates entſprechende Ermäßigung des nach Maßgabe der Kopfzahl der Zivilbevölkerung zu zahlenden 
Beitragsſatzes eintreten. In Hinblick auf dieſe Beſtimmungen des Polizeikoſtengeſetzes ermächtigte die 
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Stadtverordnetenverſammlung der Magiſtrat in ihrer Sitzung vom 28. Juni 1892, mit der Königlichen 
Staatsregierung wegen Uebernahme der Bau-, Geſundheits-, Gefinde-, Gewerbe-, Markt-, Schul⸗, Feld-, 
Jagd- und Forſtpolizei zu treten. Dieſe Verhandlungen find denn auch unverzüglich eingeleitet worden. 
Der Herr Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen teilte uns dann in einem Erlaß vom 4. Auguſt v. Is. 
mit, daß der Herr Miniſter des Innern bereit ſei, der Stadtgemeinde jene Zweige der Ortspolizeiverwaltung 
mit gewiſſen Einſchränkungen zu übertragen. Indeſſen hat das Magiſtratskollegium bei eingehender 
Prüfung der Angelegenheit, namentlich aus finanziellen Gründen, Bedenken getragen, alsbald die oben 
bezeichneten Zweige der Ortspolizei in ihrem ganzen Umfange zu übernehmen. Wir haben vielmehr den 
Vorſchlag gemacht, zunächſt nur die Ueberweiſung der Baupolizei, Wegepolizei, der Schul-, Feld-, Jagd- 
und Forſtpolizei in's Auge zu faſſen und hierüber die Verhandlungen zum Abſchluſſe zu bringen. Die 
Entſchließung des Herrn Miniſters des Innern über dieſen Vorſchlag ſteht jedoch zur Zeit noch aus, 
während unſere Vorſchläge in Betreff des Nachtwachtweſens und des in Anſehung des letzteren zu treffenden 
Interimiſtikums die Genehmigung des Herrn Miniſters gefunden haben. 


XI. Stadtausſchuß. 


Ueber die Thätigkeit des Stadtausſchuſſes in dem Kalenderjahre 1892 giebt die nachſtehende 
Tabelle Auskunft: 


F. Die neu eingegangenen Streitſachen 


des Ausſchankes von Thee, Kaffee, 


Aus dem Vorjahre unerledigt 


handlung überhaupt 


übernommen 


Mineralwaſſer u. dergl. 


Spirituoſen 


I. . III. Zahl de treitfad 
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insbeſondere in Beſchlußſachen 
des Wein- und Bierſchanks 


auf andere Weiſe (Anerkennt 


nis, Vergleich, 


Neu eingegangen 
Zuſammen (A. und B) 
durch Endurteil 
Summe 

Unerledigt geblieben 
der Gaſtwirthſchaft 
der Schankwirthſchaft 
des Kleinhandels mit 
Zuſammen: 


IV. Zahl der 
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IV. Zahl der Beſchlußſachen F. Die neu eingegangenen Beſchlußſachen betrafen: 
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Außerdem find durch den Vorſitzenden des Stadtausſchuſſes Dampfkeſſelanlagen in Gemäßheit des 


Miniſterial-Erlaſſes vom 3. Dezember 1889 konzeſſioniert worden und zwar: 


a. feſtſtehende Keſſen Q 
be Wesen nan ad a 45 
ELO pi | CA n a 2 nn sp 22 ys, 12 


zuſammen 66 


An Verwaltungsſtreitkoſten find im Geſchäftsjahre 1892 feſtgeſetzt worden: 394 Mk. 50 Pf. 
davon find als uneinziehbar niedergeſchlagen ...... 12 Mk. 
in Einziehung begtiſ fen e EF 
ſo daß 370 Mk. 50 Pf. 
bei der Kämmerei-Kaſſe zur Vereinnahmung gelangten. 


In dem Perſonalbeſtande des Stadtausſchuſſes iſt inſofern eine Aenderung eingetreten, als an Stelle 
des verſtorbenen Stadtrates Hendewerk nunmehr der Stadtrat Helm dem Stadtausſchuß als Mitglied 
angehört. 


XII. Bau- Verwaltung. 


Was die großen Bauprojekte anbetrifft, welche die ſtädtiſche Verwaltung zur Zeit beſchäftigen, den 
Schlacht- und Viehhofsbau, den Bau einer Markthalle auf dem Dominikanerplatz und die Errichtung eines 
Gebäudes für die ſtaatliche gewerbliche Fortbildungsſchule, ſo iſt mit der Ausführung des erſtgedachten 
Projektes im laufenden Etatsjahr bereits begonnen worden. Ueber dieſen Schlacht- und Viehhofsbau gibt 
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der vorliegende Bericht im Abſchnitt XX Auskunft, während die Markthallenfrage im Abſchnitt XXI 
behandelt iſt. Das für die Fortbildungsſchule (Abſchnitt XXIX) beſtimmte Gebäude, welches auf 17 Klaſſen 
berechnet iſt, ſoll auf dem Platze erbaut werden, auf welchem ſich zur Zeit das Müllergewerkshaus an der 
großen Mühle befindet. Das Projekt wird ausgearbeitet. 


Von ſonſtigen Bauausführungen ſind zu erwähnen: 


1. Der Neubau eines Alleewärterhauſes im Koſtenbetrage vmnmm—n 1... 5 444 Mk. 


2. Die Herſtellung eines Parquet-Fußbodens im Stadtverordneten-Saal mit Podien 
für das Büreau und das Publikum, mit darunter belegenen Heizungs- und 


Ventilations⸗Anlagen im Betrage vauõnnnnnnnnnn .. 10 804 Mk. 
3. Einrichtung eines Steinlagerungsplatzes im t e 588 Mk 
4. Baumpflanzungen in der Breitgaſſmꝶꝶ nesses een 621 ME, 
4a. Umarbeitung der Anlagen in Neufahrwaſſe rr „ 1000 Mek. 
5. Neubau eines Wohnhauſes in Bürgerwieſen für den apre mitt 5 087 Mk. 


da. Reinigung des Oberteichs bei Chriſtinenhof und Herſtellung von Bohlwerken der 
Beeke am Nenkauer Se 1524 Mk. 


6. Einrichtung von Unterrichtsräumen für die Fortbildungsſchule in dem Gewerbe— 
Vereinshaufe mit 3 743 Mk. 
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7. Reſtauration des nördlichen und ſüdlichen Giebels der Peinkammer am Stockthurm mit 6945 Mk. 


8. Anlage eines Entwäſſerungskanals in Neufahrwaſſer, am Marktplatze nach dem 


d PE aca EEE en 7000 ME. 
9. Anderweite Herrichtung eines Saales im Rathauſe, für Zwecke der Verwaltung 

(eines Leſezimmers) ii 1867 Mk 
10. Dekorierung des unteren Treppenraumes im ſtädtiſchen Gymnaſium mit.. 653 Mk. 
11. Reparaturarbeiten in dem Schidlitzer Schulgebäude CCF! 8 1900 Mk. 
12. Umlegung eines Pfannendaches des Schulgebäudes auf Hakelwerk mit. 808 Mk. 
13. Reparaturen am Schulgebäude Langgarten No. 22 FTC 1166 Mk. 


An Pflaſterungen wurden ausgeführt: 


a. an Neupflaſterungen in Reihenſteinen 
in der Fleiſchergaſſe, Portechaiſengaſſe, Ziegengaſſe, Heilige Geiſtgaſſe, Katergaſſe und den 
Ueberwegen der Strandgaſſe, Schleuſengaſſe und der Reitergaſſe 
zuſammen 4550 qm; 


b. an Neupflaſterungen in Kopfſteinen 
in der Breitgaſſe, Bäckergaſſe, Mauſegaſſe, Brandgaſſe, an der Steinſchleuſe, auf den Stein⸗ 
dämmen, auf dem Löſchplatze gegen Brabank und auf den Niederen Seigen 
zuſammen 4920 qm; 


c. an Herſtellung von Moſaik⸗Steinpflaſter 
als Vor- und Hinterpflaſterung der Trottoirs 
zuſammen 3435 qm; 


d. an Klinkerpflaſterungen 

in der Promenade auf Langgarten mit 475 qm; 
e. an Chauſſierungen 

auf dem Löſchplatz gegen Brabank 1335 qm; 


f. Umpflaſterungen und Pflaſterreparaturen wurden bewirkt: 


an Reihenſteinpflaſterungeenre nnn... Le ieee 
„ Kopfſteinpflaſterungen ... ar me ma EN EEE 4480 

„ Rundſteinpflaſterungen ..... ME ses ra ra GDE, ain pg 12040 > 
„ Moſaikſteinpflaſter. . 255 
rr ee: en Ba dA ee 4880 


g. Trottoirs wurden neu hergeſtellt: 
in 5 zetershagen h. d. Kirche, der Gr. Bäckergaſſe, Schloßgaſſe, Breitgaſſe, Zapfengaſſe, Weiden- 
galle, Sperlingsgaſſe, Wieſengaſſe, Gr. Scharrmachergaſſe, Fleiſchergaſſe und auf Karpfen⸗ 
ſeigen mit 
in Summa 829,95 lfd. m. 

Zur Einfaſf „ Ty ire JN 7 £ 

Zur Einfaſſung der Trottoirs und der Fahrbahnen wurden 2900 lfd. m Bordſteine 
verwendet. 


No tor y sf nor Ty Lira hei p > Y : r y 
Regulierungen vorhandener Trottoirs bei Anlaß von Straßenregulierungen fanden ſtatt: 
mit 2180 lfd. m Platten und 
765 lfd. m Bordſteinen. 


ER Die Geſamtausgaben für dieje Straßenbauten beliefen fih auf 96 640 Mk., wozu noch 15 100 ME. 
für die Neuverlegung von Trottoirs kommen. 


8 = An Pflaſterungen in den Vorſtädten 
ſind ausgeführt worden: 
A. in Neufahrwaſſer. 

Neupflaſterungen in der Kleinen Straße, auf dem Bröſener Wege und in der Eintrachtſtraße 
(Abegg⸗Colonie), welche an Kojten erfordert haben 11 164 Mk. ' 
| Von der Abeggitiftung wurden die Koſten für Pflaſterung der Eintrachtſtraße mit 403 Mk 
zurückgewährt. i 12 
= Umpflaſterung eines Teiles der Kirchen-, Schul- und Sasperſtraße haben erfordert 1199 Mk 
Befeſtigung des Sommerwegs 242 Mk. pues 
B. in Langfuhr. 
A Bekieſung des Schellmühlerwegs, Chauſſierung des Brunshöferwegs und der Straße durch Neu- 
d 2871 Mk. Dabei ird hemer F. i Ana sr, ore é 
ſchottland 71 e. Dabei wird bemerkt, daß die Schüttſteine aus älteren Beſtänden entnommen und 
nicht weiter zur Berechnung gelangt ſind. 
C. in Schidlitz. 
eo: Neupflaſterung eines Teils von Altweinberg, des Marktplatzes, am Krummen Ellenbogen, jowie 
Befeſtigung der Promenade vom Neugarter Thore mit Moſaikpflaſter 3516 Mk. io 


D. in Stadtgebiet und Altſchottland. 


Der Weg auf dem linken Radaunenufer vor der S e. ſowie Befeſti E * s 
1901 Mk. : | der Schule, jowie Befeſtigung des Schulhofes daſelbſt 
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E. in St. Albrecht. 
Reupflafterung des Prauſter Gangs 1042 Mk. 


In der Großen Allee nos 
wurde ein Teil der linksſeitigen Promenade durch Neuſchüttung mit Ziegelſtücken und Kies mit einem 
Koſtenaufwande von 3000 Mk. verbeſſert. 


Schließlich haben wir der Bebauungspläne zu gedenken, welche für die Weit: und Nord⸗ 
fronte unſerer Stadt in Anſehung des dort frei werdenden Feſtungsgeländes aufgeſtellt worden find. 
Dem letzten Jahresbericht iſt ein Abdruck desjenigen Bebauungsplanes beigegeben, welcher von der ſtädtiſchen 
Verwaltung für die Weſtfronte der Stadt aufgeſtellt worden war. Auch iſt in jenem Bericht eine aus- 
führliche Denkſchrift abgedruckt, die zur Erläuterung jenes Bebauungsplanes von der ſtädtiſchen Verwaltung 
ausgearbeitet worden war. Nachdem aber dieſer Bebauungsplan veröffentlicht worden, ſtieß derſelbe bei 
der Bürgerſchaft und in der Preſſe, namentlich auch in der Fachpreſſe, auf lebhaften Widerſpruch. War 
nun auch nicht zu verkennen, daß dabei manche Uebertreibung mit unterlief, ſo war die ſtädtiſche Ver⸗ 
waltung doch auch weit entfernt von der Annahme, mit dem erſten Bebauungsplan, welchen ſie aufſtellte, 
alsbald auch etwas Vollendetes und abſolut Unanfechtbares geſchaffen zu haben. Man beſchloß daher, im 
Einverſtändnis mit der diesbezüglichen Kommiſſion und mit der Stadtverordnetenverſammlung, eine auf 
dieſem Gebiete bewährte Autorität zu Rate zu ziehen und den Herrn Stadtbaurat Stübben aus 
Köln um ein Gutachten zu erſuchen. Herr Stadtbaurat Stübben unterzog ſich dieſer Aufgabe mit 
großer Bereitwilligkeit, mit einer Hingabe und mit ſolch gründlichem Eingehen auf die ſchwierige Sache, daß 
wir uns ihm gegenüber zu dem aufrichtigſten Dank verpflichtet fühlen. Seine Vorſchläge, die er bei einem 
Beſuche in unſerer Stadt und demnächſt in einem ausführlichen Gutachten machte, zeugten nicht nur von 
großer Sachkunde, ſondern auch von einem wahrhaft künſtleriſchen Geſchmack. Sie fanden faſt durchweg 
die Billigung der Kommiſſion und demnächſt diejenige des Magiſtrates. Freilich iſt durch die Lage des 
projektierten Zentralbahnhofes die Geſtaltung des Bebauungsplanes auf der Weſtfronte weſentlich beſtimmt. Herr 
Stübben hat jedoch gleichwohl ſehr beachtenswerte Abänderungen des urſprünglichen Planes in Vorſchlag 
gebracht. Die Wichtigkeit der Sache ließ jedoch eine wiederholte Prüfung des auf Grund der Stübben ſchen 
Vorſchläge aufgeſtellten Planes als geboten erſcheinen. Dazu kam der gleichfalls von Herrn Stübben 
begutachtete Bebauungsplan für die Nordfronte. Beide Pläne ſind auf der dieſem Bericht als Anlage 
beigegebenen Zeichnung vereinigt. Herr Stübben hatte die Güte, ſie auf Grund der Kommiſſionsbeſchlüſſe 


befriedigenden Abſchluß gediehen. Die Bebauungspläne liegen zur Zeit der Königl. Polizeidirektion vor. 
Sie werden vorausſichtlich in Bälde der Stadtverordnetenverſammlung unterbreitet werden können. Mit 
der projektierten Bahnhofsanlage iſt der Bebauungsplan für die Weſtfronte in Einklang gebracht. Der 
Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten hatte die Gewogenheit, ſich ſelbſt nach Danzig zu begeben, um an 
Ort und Stelle mit Vertretern der Stadt über die Bahnhofsanlage zu verhandeln. Wir hoffen, daß die 
Verhandlungen mit der Königl. Eiſenbahnverwaltung über die Bahnhofsanlage, namentlich auch über das 
von der Stadtgemeinde zur Erweiterung der Bahnhofsanlage am hohen Thor abzutretende Terrain, demnächſt 
zum Abſchluß gediehen ſein werden, ſo daß mit dem Bau des Bahnhofes ſelbſt begonnen werden kann. 
Außerdem gilt es, mit dem Reichs- (Militär-) Fiskus ein Abkommen wegen käuflicher Uebernahme des frei 
werdenden Feſtungsgeländes ſeitens der Stadt zu treffen. Der Herr Kriegsminiſter hat uns konzediert, 
daß die Stadtgemeinde vorerſt nur einen Teil dieſes Geländes — den Abſchnitt zwiſchen dem hohen Thor 
und dem Jakobsthor — käuflich erwirbt, und es ſteht zu hoffen, daß hierüber eine Einigung in naher 
Zeit zu Stande kommen wird, nachdem nunmehr feſtſteht, welches Areal die Eiſenbahnverwaltung auf dieſem 
Teil der Weſtfronte für die Bahnhofsanlage in Anſpruch nimmt. 


u einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen, und ſchließlich ift das große Werk zu einem, wie wir hoffen, 
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XIII. Allgemeine Armenverwaltung. 


Die Verhältniſſe der Arbeiter und der ärmeren Bevölkerung unſerer Stadt tten ſich im Winter 
1891/92 ſchwieriger und ungünſtiger geſtaltet, als dies in den letzten Jahren der Fall war. Es hatten 
hierzu im weſentlichen der für einen großen Teil unſerer Bevölkerung eingetretene Mangel an Arbeit, 
noch mehr und hauptſächlich aber die damals herrſchende Theuerung der notwendigen Lebensmittel 
beigetragen. Die ſtädtiſchen Körperſchaften waren demgegenüber nach allen Richtungen bemüht, den 
hervorgetretenen Uebelſtänden abzuhelfen. Sie haben in erſter Linie, ſoweit es in ihren Kräften ſtand, 
ſtädtiſche Arbeiten noch im Laufe des Winters vornehmen laſſen. So ſind insbeſondere 10 000 Mk. für 
die Erweiterung der Rieſelfelder und 3 500 Mk. für die Einebnung eines Teils des freigewordenen Feſtungs— 
geländes, des Ravelin „Jacob“, bewilligt worden, wobei eine beträchtliche Zahl unſerer Arbeiter längere 
Zeit genügend bezahlte Arbeit gefunden hat. Des weiteren hat die ſtädtiſche Armenverwaltung kein Opfer 
geſcheut, um der ärmeren Bevölkerung über den langanhaltenden Winter hinwegzuhelfen. Es haben nicht 
allein die in baar für den Winter gewährten Extra-Unterſtützungen die in früheren Jahren gezahlten 
Summen bei weitem überſtiegen, ſondern es iſt daneben auch Suppe aus der Volksküche für ſtädtiſche 
Rechnung im weiteſten Umfange gewährt worden. Während in den Monaten Januar bis März 1891 
außerordentlich zuſammen nur rund 9 000 ME. gezahlt find, beträgt die entſprechende Summe für den 
gleichen Zeitraum 1892 rund 20 000 Mk., von welchem Betrage auf die in dieſer Zeit für ſtädtiſche 
Rechnung gelieferten Suppen 5057 Mk. entfallen. Insgeſamt — Privatwohltätigkeit mit eingeſchloſſen — 
ſind in den Monaten Januar-März 1892 aus der ſtädtiſchen Volksküche an unſere arme Bevölkerung neben 
24 120 Pfund Brod, welche im März aus vom Sparkaſſen-Actien-Verein zur Dispoſition geſtellten Mitteln 
beſonders gewährt wurden, Suppen für 11050 Mk. verteilt worden, und zwar im Monat Januar 
12 820 Liter, im Monat Februar 29 625 Liter und im Monat März jogar 68059 Liter. Hierbei hatte 
die Volksküche den größten Zuſpruch am 18. März 1892 mit einer Abgabe von 2 579 Litern. Die 
Annahme unſeres vorjährigen Verwaltungsberichts, daß wir die Mehrausgaben beim Armenfonds durch 
Mehreinnahmen decken würden, hat unter dieſen Umſtänden ſich nicht verwirklichen laſſen, vielmehr hat 
der Zuſchuß für die Zwecke der offenen Armenpflege pro 1891/2, obwohl die Einnahmen die angenommene 
Höhe erreicht haben, thatſächlich gegen 6500 Mk. mehr betragen, als im Etat vorgeſehen war. 


Jedoch auch alle dieſe Maßregeln umfaſſender Fürſorge haben unſere Arbeiter nicht ganz zufrieden- 
geſtellt. Es ift auch bei uns, wenn auch nicht in jo großem Umfange wie in anderen Großſtädten Deutjch- 
lands, zu Arbeiter-Unruhen und zu Krawallen gekommen, bei welchen nicht nur Perſonen nicht unerheblich 
verletzt find, jo daß ihre Lazarettbehandlung notwendig wurde, ſondern bedauerlicher Weiſe auch Eigentums- 
beſchädigungen vorgekommen ſind, indem vornehmlich Bäckerläden geplündert wurden. Ein Teil der 
geſchädigten Bäckermeiſter hat den erlittenen Schaden ſelbſt getragen, andere mußten wegen verſpäteter 
Anmeldung ihrer Entſchädigungsanſprüche zurückgewieſen werden; 3 Bäckermeiſtern haben wir den erlittenen 
Schaden auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 (G.-S. S. 199) mit insgeſamt 73 Mk. aus ſtädtiſchen 
Mitteln vergüten müſſen. Auch die Strafgerichte ſind hierbei in größerem Umfange in Thätigkeit getreten. 
Es ſind 98 Perſonen wegen der bei dieſen Unruhen verübten Exzeſſe verurteilt worden, und zwar 33 wegen 
Vergehen und 65 wegen Uebertretungen. Dazu kommt, daß eine ebenfalls größere Zahl von Angeklagten 
und Angeſchuldigten mangels genügender Beweiſe hat freigeſprochen, bez. außer Verfolgung geſetzt 
werden müſſen. 

Dieſe mislichen Verhältniſſe haben zeitweiſe auch im laufenden Verwaltungsjahre noch fortgedauert, 
da es auch in dieſem an ausreichender Arbeitsgelegenheit vielfach gefehlt, und die Theuerung der notwendigen 
Lebensmittel erſt im 2. Halbjahre nach der allgemein gut ausgefallenen Ernte nachgelaſſen hat. Dazu 
hat der diesjährige Winter mit ſeinem harten und lang anhaltenden Froſtwetter wiederum erhöhte 
Anforderungen an die Armenverwaltung geſtellt, wogegen die durch die Beſeitigung der Schneemaſſen 
dargebotene Arbeitsgelegenheit nicht erheblich ins Gewicht gefallen iſt. Demzufolge werden auch in dieſem 
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Jahre die uns durch den Etat zur Dispofition geſtellten Summen nicht ausreichen, vielmehr bei folgenden 
Titeln nachſtehende Etatsüberſchreitungen zu verzeichnen ſein: 


LIT I. (laufende Unterſtützungenn h)) dobram. 4000 Mk. 
2. Tit. II. (außerordentliche Unterſtützungen U 7000 „ 
ET elle s. ER 2000 „ 
/ c 3000 „ 
5. Tit. IX. (Kuren in der Dr. Schneller'ſchen Klinik) .... 3000 „ 


zuſammen etwa 19000 Mk. 


Die Ueberſchreitungen zu 2 und 3 ſind durch die oben angeführten ungünſtigen Umſtände veranlaßt, 
und die Zunahme der laufenden Unterſtützungen durch Vermehrung der dauernd unterſtützungsbedürftigen 
Almoſenempfänger verurſacht, deren Zahl im Januar 1893 auf 2692 geſtiegen iſt, während ſie im Monat 
Januar 1890, 1891 und 1892 nur 2482, 2632 und 2619 betragen hat; ein Umſtand, der um ſo ſchwerer 
ins Gewicht fällt, als auch im Laufe des Jahres 1892 wiederum insgeſamt 34 Perſonen, welche monatlich 
zuſammen 131,50 Mk. Armengeld bezogen haben, — im Jahre 1891 waren es 51 Perſonen mit 217 Mk. 
Armengeld monatlich — dieſes Armengeld hat entzogen werden können, weil ſie im Laufe dieſes Jahres in 
den Genuß von Altersrenten getreten ſind. Die Ausgaben für Arzneien ſind in den letzten Jahren ſtändig 
geſtiegen, während man nach dem Inkrafttreten des Krankenverſicherungsgeſetzes gerade bei dieſem Titel 
eine Abnahme der Ausgaben hätte erwarten können. Wir bemühen uns hier möglichſt eine Einſchränkung 
herbeizuführen, indem wir zum Teil mit Aufſtellen von neuen Regeln für die Arzneiverordnung der Armen- 
ärzte und neuen Bedingungen für die Kontrakte mit den Apothekern beſchäftigt ſind. Titel IX. endlich 
wird aus dem Grunde ſo erheblich überſtiegen, weil verſchiedene Augenkrankheiten, auch anſteckender Natur, 
geherrſcht haben, welche ſehr viele und zum Teile recht lange Kuren in der Dr. Schneller'ſchen Klinik 
notwendig machten. 

Erfreulicher Weiſe werden die Mehrausgaben zum größten Teile in Mehreinnahmen ihre Deckung 
inden, da 
; 1. an Auktionsüberſchüſſen von Pfändern gegen die etatsmäßige Summe 


eee r A o PODE 2500 ME. und 
2. an erjtatteten Armengeldern gegen die etatsmäßige Summe von 
ne MMSꝓꝶ/ↄęäꝓ5⁵⁊ñy ERES À a RAS qea 10000 ME. 


zuſammen 12500 Mk. 
mehr eingehen werden, ſo daß alſo der vom Kämmereifonds zu leiſtende Zuſchuß ſich gegen den Etat nur 
um etwa 6500 Mk. vergrößern wird. 

Trotzdem kann konſtatiert werden, daß die Armenverwaltung in dieſem Winter nicht einen ſo 
ſchweren Stand hat wie im vorigen, was hauptſächlich den jetzigen billigen Preiſen für die Lebensmittel 
zu verdanken iſt, die unſerer ärmeren Bevölkerung viel leichter über den Winter hinweg helfen. Dies 
beweiſen auch die bisher in der Volksküche gemachten Erfahrungen, in welcher in dieſem Winter 1 Liter 
kräftiger guter Suppe für nur 5 Pfennige gegen 10 Pfennige im Vorjahre abgegeben wird. Während im 
vorigen Jahre in der 2. Hälfte des Monats Februar täglich bereits 1100—1200 Liter und darüber verab- 
folgt wurden, iſt in dieſem Jahre bisher noch an keinem Tage die Zahl von 600 Litern erreicht worden. 


Im Einzelnen berichten wir noch Folgendes: 


Im Etatsjahre 1891/92 find prolongiert 1798, erhöht 545, herabgeſetzt 85 und neu bewilligt 404 
Armengeldkarten. Geſtorben find in dieſem Jahre 162 Inhaber von Armengeldkarten mit einem Monats- 
betrage von 868 Mk. 


Ueber die an laufenden und außerordentlichen Unterſtützungen in den einzelnen Monaten der Jahre 
1890, 1891 und 1892 gezahlten Beträge giebt die nachſtehende Tabelle Auskunft: 
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Unterſtütß ungen. 


Laufenô Außerordentlich 
1890 1891 1892 | 1890 1891 1892 
— — — — 
Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. 
12 073 12288 3755 3 543 4535 
12 101 12 221 | 2572 | 3 006 5286 
12 050 12 253 2190 2534 10 298 
12 134 12 490 | 4 963 ji 3943 | 4389 
12109 12 474 2986 | 3278 4247 
12093 12 473 i 1585 | 2 050 2 390 
12080 12 664 | 2927 3245 3 190 
12276 12 670 2190 3074 | 3306 
12227 12 692 1643 2 084 2740 
12 266 12750 | 3083 2979 2919 
12 295 12 679 2309 3702 3 307 
12171 12 600 | 2689 4013 Fa 


In Kommunalpflege untergebracht ſind in der Stadt 329 und auf dem Lande 48, zuſammen 
377 Kinder (20 mehr als im Vorjahre), von welchen im Jahre 1892 nur 2 geſtorben ſind. Das Pflege⸗ 
geld beträgt in der Regel 4—5 Mk. monatlich; höhere Sätze bis 9 Mk. ſind nur ganz ausnahmsweiſe, 
namentlich für Kinder unter 1 Jahr gezahlt worden. Herr Stadtrat Wendt, welcher das Dezernat für 
das Kommunalpflegekinderweſen viele Jahre mit beſtem und größtem Erfolge verwaltet hat, iſt von dieſer 
Stellung zurück-, und an feine Stelle im Laufe des Verwaltungsjahres Herr Stadtrat Rodenacker getreten. 


Im Kinder⸗ und Waiſenhauſe zu Pelonken befinden ſich z. 8. 143 Zöglinge und 8 Pfleg- 
linge unter 6 Jahren, zuſammen 151 Kinder. Im Jahre 1891/2 find in die Anſtalt hineingekommen auf 
Beſchluß des Armen⸗Direktoriums 20 Kinder und durch Einkauf 1 Kind. Ausgeſchieden ſind in dieſer Zeit 
durch Eintritt in die Lehre, bezw. Dienſt 19, durch den Tod 1 und durch Ueberlaſſung an Kindesſtatt 
3 Kinder. Verausgabt ſind pro Kind und Jahr 217,48 Mk., für Beköſtigung allein 112,73 Mk. 
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Im Spend- und Waiſenhauſe befinden fih gegenwärtig 63 Kinder. Im Jahre 1892 find neu 
aufgenommen 15 Kinder, ausgeſchieden durch Eintritt in die Lehre, bezw. Dienſt 8, durch den Tod 1 und 
durch Zurückgabe an Angehörige 3 Kinder. Verausgabt ſind pro Kind und Jahr 292,62 Mk. und für 
Beköſtigung allein 119,47 Mk. 


In der Armen⸗Anſtalt zu Pelonken befanden ſich am 10. Februar d. Is. 242 Männer und 
218 Frauen, insgeſamt 460 Perſonen. Im Etatsjahre 1891/2 ſind neu aufgenommen 91, geſtorben 65 
und freiwillig ausgeſchieden 30 Perſonen. Für jeden Pflegling ſind in dieſem Jahre verausgabt 152,81 Mk., 
für Beköſtigung allein 95,39 Mk. und für Bekleidung allein 6,36 Mk. (gegen 138,12, bezw. 78,19, bezw. 
6,77 Mk. im Vorjahre). 

Durch gerichtlichen Beſchluß ſind behufs Verhütung weiterer ſittlicher Verwahrloſung 22 Knaben 
und 3 Mädchen, zuſammen 25 Kinder (11 mehr als im Vorjahre) zur Zwangserziehung überwieſen. 
Zu gleichem Zweck haben wir 5 Knaben für ſtädtiſche Rechnung dem Johannisſtift zu Ohra übergeben. 


Die Impfungen, ſoweit die Stadtgemeinde für dieſelben zu ſorgen hat, wurden im Jahre 1892 
mit animaler Lymphe, welche das Königliche Impfinſtitut zu Königsberg geliefert hat, von 8 Impfärzten 
ausgeführt, von welchen insgeſamt 2535 Erſtimpfungen und 2290 Wiederimpfungen vorgenommen ſind. 
Der Erfolg betrug in Prozenten bei den Erſtimpfungen 97,2% und bei den Wiederimpfungen 90,6 9% 
gegen 98,2, bezw. 89,2 % bei 2457 Erſtimpfungen und 2266 Wiederimpfungen im Vorjahre. 


An Prozeſſen haben wir im Kalenderjahre 1892 80 angeſtrengt, von welchen 50 zu unſeren 
Gunſten entſchieden ſind, während in 28 Fällen die Entſcheidung noch ausſteht, und in 2 Fällen die Klagen 
von uns auf Grund des Ergebniſſes der Beweisaufnahme zurückgenommen ſind. Gegen uns ſind in dem— 
ſelben Zeitraume 4 Klagen angeſtrengt, von welchen 3 noch ſchweben, während in 1 Falle bereits teilweiſe 
zu unſerm Gunſten erkannt worden iſt. 


Was die Perſonalien betrifft, ſo haben wir den Tot zweier tüchtiger und langbewährter Armen— 
Kommiſſions⸗Vorſteher zu beklagen, indem im Monat Auguſt 1892 die Herren Rentier Martens und 
Winter verſtorben ſind, und zwar erſterer, nachdem er noch im Mai v. J. ſein 50 jähriges Bürger⸗ 
jubiläum gefeiert hatte, zu welchem ihm der Magiſtrat die beſten Glückwünſche der Stadt durch eine 
Deputation übermitteln ließ. Selbſtlos, mit großer Treue und vollſter Hingebung haben beide Männer, 
ſtets ihres ſchweren Amtes gewaltet, unſer Dank folgt ihnen auch über das Grab hinaus, und in der 
ſtädtiſchen Verwaltung wird ihnen ein gutes Andenken bewahrt bleiben! Ferner hat Buchdruckereibeſitzer 
Schroth nach vieljähriger Verwaltung das Amt als Vorſteher der 4. Armen-Kommiſſion niedergelegt, 
und endlich haben die Herren Töpfermeiſter Moenert und Bäckermeiſter Sohn wegen Fortzuges von 
ihren Stellungen zurücktreten müſſen. An die Stelle der auf diefe Weiſe ausgeſchiedenen Armen- 
Kommiſſions-Vorſteher find die Herren Kaufmann Wolff II., Bäckermeiſter Zocher, Apotheker Schwonder 
und Bäckermeiſter Klatt neu gewählt worden, während die Stelle eines Vorſtehers bei der 16. Armen- 
Kommiſſion zur Zeit noch interimiſtiſch verwaltet wird. 


XIV. Tazarett- Verwaltung. 


Das Auftreten der Cholera während des Berichtsjahres innerhalb der Grenzen des Deutſchen 
Reiches hat ſowohl die Königliche Staatsregierung wie auch die ſtädtiſche Verwaltung veranlaßt, die weit⸗ 
gehendſten Maßregeln zum Schutze unſerer Provinz und unſerer Stadt zur Ausführung zu bringen. 
Während die Staatsbehörden in umſichtiger Weiſe darauf Bedacht nahmen, das Einſchleppen jener Epidemie 
aus fremden Häfen, von der Weichſel her und auf dem Schienenwege durch geeignete Kontrollmaßregeln 
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zu verhüten, hat die ſtädtiſche Verwaltung im Lazarett am ODlivaer Thor in den dort befindlichen 
Iſoliergebäuden die zur ſofortigen Aufnahme und Pflege von Cholerakranken erforderlichen Vorbereitungen 
getroffen und zu dieſem Zwecke ca. 40 Betten bereit geſtellt, deren Zahl durch Hinzunahme anderer geeigneter 
Räume ohne Zeitverluſt auf 100 erhöht werden kann. Außerdem wurden nach den Beſchlüſſen der Sanitäts⸗ 
Kommiſſion ſeitens der ſtädtiſchen Behörden die Mittel für die Herſtellung zweier Holzbaracken bewilligt, 
welche — zu je 20 Betten berechnet — bei dem etwaigen Ausbruch der Epidemie im Garten des Dlivaer- 
Thor⸗Lazaretts ſofort zur Aufſtellung gelangen ſollten. Für die Vorſtadt Neufahrwaſſer endlich iſt aus 
den Mitteln der Stadtgemeinde eine beſondere, zur Aufnahme von 20 Kranken ausreichende Holzbaracke 
errichtet und mit allen erforderlichen Einrichtungen — auch für die Wintermonate — verſehen worden. 
Für ſofortige ärztliche Hilfe, Krankentransport, Desinfizierung der Wohnungen, Kleider +e. ift durch die 
Einrichtung freiwilliger Krankenträger-Kolonnen, Desinfektions-Kolonnen, Verabfolgung von Desinfektions⸗ 
mitteln, namentlich an den ärmeren Teil unſerer Bevölkerung, überall in umfaſſender Weiſe Sorge getragen. 
Als ſicherſtes und zuverläſſigſtes Schutzmittel gegen das Eindringen der Cholera in unſere Stadt müſſen 
wir aber doch in erſter Reihe unſere vorzüglichen ſanitären Anſtalten, namentlich die Schwemm-⸗Kanaliſation 
und die Quellwaſſerleitung, anſehen, die ſich bereits in früheren Jahren als ein feſtes Bollwerk gegen die 
Verbreitung der Epidemie bewährt haben. Im Vertrauen auf dieſe vortrefflichen Einrichtungen ſehen wir 
der Zukunft mit Zuverſicht entgegen, ohne indeſſen irgend etwas unterlaſſen zu wollen, was beim Andringen 
der Epidemie unſerer Stadt und deren Bewohnern von Nutzen ſein könnte. 


Was nun die ſtädtiſchen Lazarette im Einzelnen angeht, ſo war die Belegung des Lazaretts 
am Olivaer-Thor im Berichtsjahre während der erſten 8 Monate (April bis Ende November) durchſchnittlich 
geringer als der Etat angenommen hatte, während in den Monaten Dezember und Januar die etatsmäßige 
Zahl von 150 Kranken erheblich überſtiegen wurde. Die niedrigſte Belegung wies der Monat Auguſt mit 
durchſchnittlich 115, die höchſte der Monat Januar mit durchſchnittlich 190 Kranken auf. 


In der Zeit vom 1. April 1892 bis Ende Januar 1893 ſind im Lazarett am Olivaer-Thor im 
Ganzen 1755 Patienten behandelt worden, von denen 163, alfo 9,3% verſtarben. ; 


Die Belegung des Lazaretts in der Sandgrube blieb in den erſten 3 Monaten des Beritz- 
jahres hinter der etatsmäßigen Belegungszahl zurück, überſtieg dieſelbe dagegen in den Monaten Juli bis 
Ende Januar. Die niedrigſte Belegung mit durchſchnittlich 147 Kranken wies der Monat Mai 1892, die 
höchſte mit durchſchnittlich 201 Kranken der Monat Januar 1893 auf. 


In der Zeit vom 1. April 1892 bis Ende Januar 1893, ſind im Lazarett „Sandgrube“ im Ganzen 


1830 Patienten behandelt, von welchen 146, alſo 7,99 verſtarben. 


In finanzieller Hinſicht ergibt die Verwaltung des Lazaretts am Olivaer-Thor ein günſtigeres 
Reſultat als die des Lazaretts in der Sandgrube. 


Bei der Verwaltung des Lazaretts am Olivaer-Thor werden infolge der inzwiſchen geſunkenen 
Lebensmittelpreiſe beim Titel „Beköſtigung“ vorausſichtlich rund 4000 Mk. erſpart werden. Der letzteren 
Summe ſtehen allerdings bei den Titeln: „Feuerung, Reinigung, Arznei, Unterhaltung der Gebäude, 
Abgaben ꝛc. Mehrausgaben von rund 6000 Mk. gegenüber, ſo daß eine Mehrausgabe von etwa 2000 Mk. 
verbleibt; welch letztere indeſſen durch Mehreinnahmen wieder ausgeglichen wird; denn die Mehr⸗ 
einnahmen werden beim Titel „Kurkoſten ꝛc.“ nach Abzug der Mindereinnahmen vorausſichtlich ca. 
2000 Mk. betragen. 


Beim Ausgabe-Etat des Lazaretts in der Sandgrube haben ſich keinerlei Erſparniſſe machen 
laſſen. Die Krankenpflege erfordert mit Rückſicht auf die Natur der in einer chirurgiſchen Krankenanſtalt 
vorkommenden Krankheiten, wie früher bereits wiederholt hervorgehoben, eine außerordentlich kräftige 
Nahrung, und wenngleich die Verwaltung auf allen Gebieten beſtrebt iſt, Sparſamkeit walten zu laſſen, 
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jo findet dies doch auf dem Gebiet der Krankenpflege, für welche das ärztliche Urteil entſcheidend ſein muß, 
ſeine natürlichen Grenzen. 


Die ſehr ſtarke, die etatsmäßige Ziffer faſt während des ganzen Berichtsjahres überſteigende 
Belegung der Anſtalt hat bei den Titeln: „Beköſtigung, Wäſche, Kleider, Wein, Beleuchtung“, Ueber⸗ 
ſchreitungen in Höhe von ca. 11500 Mk. zur Folge gehabt. Die im Etat vorgeſehenen erhöhten Ein⸗ 
nahmen werden vorausſichtlich eingehen. Mit Rückſicht auf die ſtarke Belegung, welche das Lazarett in 
der Sandgrube während des Berichtsjahres aufweiſt, und da Ausſicht auf eine Verminderung derſelben 
nicht vorhanden iſt, ſo haben wir in dem nächſtjährigen Etat eine angemeſſene Erhöhung der Kopf⸗ 
ſtärke vorgeſehen. 

Was endlich die in den ſtädtiſchen Kranken-Anſtalten während des Berichtsjahres zur Ausführung 
gelangten Bauarbeiten angeht, jo ift hervorzuheben, daß im Olivaer-Thor-Lazarett das Dach des foge- 
nannten Iſoliergebäudes neu eingedeckt, und daß auf dem Hofplatz der Anſtalt aus etatsmäßigen Mitteln 
eine gärtneriſche Anlage hergeſtellt iſt; während im Lazarett in der Sandgrube auf Grund der etats⸗ 
mäßigen Anſchläge eine Bekleidung der Waſſerrohre auf dem Boden des Hauptgebäudes zum Schutze gegen 
Froſteinwirkung ausgeführt, ein drittes Permanenzbad hergeſtellt und ein Zimmer zur Unterbringung von 
zwei Wärterinnen eingerichtet worden iſt. 


XV. Arbeitshaus- Verwaltung. 


Soweit ſich bis jetzt überſehen läßt, wird die durchſchnittliche Belegung des Arbeitshauſes die 
Grenzen des Etats mit 280 Häuslern um ca. 25 Köpfe überſchreiten. 


Bei der mit der Anſtalt verbundenen Krankenſtation wird die im Haushaltsetat angenommene 
Kopfzahl von 130 Perſonen nicht ganz erreicht werden, denn die durchſchnittliche Belegung beträgt für die 
erſten zehn Monate des Etatsjahres nur 125 Köpfe. Die niedrigſte Kopfzahl brachte der 8 Mai mit 
116,8, die höchſte der Monat Januar mit 134,1 Köpfen. 


Die durchſchnittliche Belegung des Arbeitshauſes mit Häuslern und Siechen beträgt 293 Köpfe. 
Die niedrigſte Belegung brachte der Monat Auguſt mit 258,7, die höchſte der Monat April mit 
340,4 Köpfen. 


In Folge des Rückganges der Lebensmittelpreiſe wird — trotzdem die Belegung der Anſtalt eine 
ſtärkere war, als der Etat annahm — beim Titel „Beköſtigung“ vorausſichtlich eine Minderausgabe von 
rund 7000 Mk. ſtattfinden. 


Bei den Ausgaben für Unterhaltung der Inſtitutsgebäude wird eine Etats-Ueberſchreitung von 
ca. 500 Mk. eintreten, welche ſich indeſſen durch vermehrte Einnahmen beim Titel „Arbeitshausverdienſt“ 
ausgleichen wird. Die übrigen Ausgaben werden ſich innerhalb der Grenzen des Etats halten. 


Bezüglich der Perſonalien ift zu bemerken, daß Herr Dr. Kaften als Aſſiſtenzarzt der Anſtalt 
ausgeſchieden, und daß an deſſen Stelle Herr Dr. Karpinski getreten iſt. 


Als Oberaufſeher iſt der frühere Bureau-Aſſiſtent Ewert ſeit dem 1. Juli v. J. neu ein⸗ 
geſtellt worden. 
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XVI. Städtiſches Leihamt. 


Ueber den Geſchäftsbetrieb unſeres ſtädtiſchen Leihamtes giebt die nachſtehende Ueberſicht Auskunft. 


Beleihungs⸗ Beleihungs⸗ 
Pfänderzahl. Summe Pfänderzahl. Summe 
Mk. 
Am Schluſſe des Jahres 1891/92 blieb 
cc ae aco o e SN 30 690 
Bom 1. April 1892 bis 31. Januar 
1893 find verpfändet worden 34 642 266 727 
Bis zum Schluſſe des Etatsjahres 
werden vorausſichtlich noch verpfändet 
Werden! Es RV a 7800 54 600 
Vorausſichtlich pro 1892/05 | 42442 | 32137 42 442 321327 
zuſammen | 73 132 | 579595 73 132 
gegen 69 699 Pfänder und 559 065 Mk. im Vorjahre. 
Vom 1. April 1892 bis 31. Januar 
1893 find eingelöft worden 40 521 312 453 
Bis zum Schluſſe des Etatsjahres 
werden etwa noch eingelöſt werden . . . . .. 6840 52 100 
zuſammen 47 361 364 553 


Am Jahresſchluſſe werden daher etwa im Beſtande verbleiben 
gegen 28 786 Pfänder und 244 145 Mk. im Vorjahre. 


25 771 | 215 042 


+ 
Die durchſchnittliche Beleihungsſumme beträgt von 42 442 mit 321327 Mk. beliehenen Pfändern 


für 1 Pfand, wie im Vorjahre, Mk. 7,6. 


Der Zugang der Pfänder pro 1892/93 wird annähernd betragen: 
42 442 Stück, beliehen mit Mk. 321 327, 
gegen 48 057 Stück, beliehen mit Mk. 362 385 im Vorjahre; 
dagegen 
der Abgang 47 361 Pfänder, beliehen mit Mk. 364 553. 
gegen 39 976 Pfänder, beliehen mit Mk. 304 527 im Vorjahre. 


Einen beſonderen Schaden hat das Leihamt leider erlitten durch Betrügereien des ehemaligen 
Taxators für Gold- und Silberſachen M. H. Roſenſtein, welche zu deffen Verhaftung und zur Verur- 
teilung deſſelben zu einer Gefängnißſtrafe geführt haben. 

Bei der Verhaftung des Ro ſenſtein wurden 35 Pfandſcheine beſchlagnahmt, welche auf den Namen 
von verſchiedenen Dienſtmännern ausgefertigt waren. 


Durch diefe hatte Roſenſtein eingeſtandenermaßen nach und nach diverje Gold- und Silber- 
ſachen u. ſ. w. nach dem Leihamte geſchickt und dieſe dann ſelbſt zu ſeinem eigenen Nutzen weit über den 
Werth geſchätzt und danach auch beliehen erhalten. 

Der Verkauf dieſer Pfänder in öffentlicher Auktion hat einen Schaden ergeben von Mk. 5145,— 

Ferner hat nach der durch den Juwelier Hermann Bentſch vorgenommenen 
Reviſionsſchätzung, Roſenſtein noch eine Anzahl Pfänder mehr oder weniger über den Wert 
geſchätzt, insbeſondere 5 Partieen Rubinen und Saphire, welche mit Mk. 1500 beliehen ſind, 
die aber nur einen Wert von Mk. 130 haben. 

Der vorausſichtliche Verluſt an dieſen Pfändern iſt aun n H sec ces Mk. 2191,50 
berechnet worden. 

Geſamtverluſt Mk. 7336,50 


Ueber das Vermögen des Roſenſtein wurde der Konkurs eröffnet. Die vorſtehenden 
Mk. 7336,50 wurden zur Maſſe liquidiert, dieſe Forderungen von dem Maſſenverwalter 
auch anerkannt. 

Die Aktiv⸗Maſſe ergab 21,76% ſämtlicher liquidierten Forderungen. 

DE Ar Das. ACGME yallenne Mute Tio U U U: Mk. 1596,45 
am 4. Januar 1893 zur Leihamtskaſſe gezahlt worden. 

Danach bleibt ein Verluſt von Mk. 5740,05 

Eine durch die Stadtverordneten-Verſammlung berufene Kommiſſion behufs Reviſion des Reglements 
für das ſtädtiſche Leihamt hat das Reglement dem Geſetz über das Pfandleih-Gewerbe vom 17. März 1881 
anpaſſen müſſen und außer redaktionellen Aenderungen nur eine Aenderung von weſentlicher Bedeutung 
dahin vorgenommen, daß in Zukunft der Betrag des geringſten zu gewährenden Darlehns von 3 Mk. auf 
2 Mk. herabgeſetzt werde, wodurch eine größere Konkurrenzfähigkeit den Privat-Pfandleihanſtalten gegen- 
über erwartet wird. Der Entwurf dieſes neuen Reglements liegt zur Zeit dem Magiſtrat zur Ent- 
ſchließung vor. 


XVII. Oeffentliche Beleuchtung. 


Der Betrieb der ſtädtiſchen Gasanſtalt hat ſich in den letzten drei Etatsjahren wie folgt geſtaltet: 
Es betrug: 


im Etatsjahre: 1889/90 1890/91 1891/92 
die Gaserzeugung: 3 226 100, 3 633 790, 3167 710 cbm 
die Gasabgabe: 
im Privatverbrauch: 2 572 965, 2 979 807, 2 452 160 cbm 
für die öffentliche Beleuchtung: 593 346, 574832, 639 945 ebm 
in der Gasanſtalt: 29 040, 31 509, 31 130 cbm 
die Differenz (Verluſt 2c.): 28 791, 46 641, 47 325 cbm 


Die entſprechenden Etatspoſitionen des laufenden Betriebsjahres find folgende: 
3 080 000 ebm 
2 400000 „ 


600 000 „ 
30 000 „ 


und 50 000 „ 
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Nach den bis jetzt vorliegenden Ergebniſſen von drei Quartalen ſteht zu hoffen, daß die Annahme 
bezüglich des Privatverbrauches zutreffen wird, wenngleich die allgemeine flaue Geſchäftslage, ferner die 
Einführung des Auer’ ſchen Gasglühlichtes und namentlich auch die größere Sonntagsruhe in den Geſchäften 
denſelben ungünſtig beeinflußt haben. Dem auf letztere Urſache zurückzuführenden Minderverbrauch einzelner 
Konſumenten ſteht indeß ein angemeſſener Zuwachs an Flammen gegenüber, ſo daß die jetzt hervortretende 
Differenz bald einen Ausgleich erfahren wird. 

Die Verwendung des Auer’ ſchen Gasglühlichtes für Zwecke der öffentlichen Beleuchtung iſt 
von der Verwaltung bereits in Erwägung gezogen, und es iſt Anfrage bei verſchiedenen Stadtverwaltungen, 
welche dieſelbe verſuchsweiſe eingeführt haben, gehalten worden. Nach den eingegangenen Antworten 
ſcheint es aber angezeigt, zur Zeit noch eine abwartende Stellung einzunehmen. 

Der weitern Berechnung des Etats für das Berichtsjahr ſind die Betriebsergebniſſe der letzten drei 
Etatsjahre zu Grunde gelegt worden. 


Nach denſelben betrug pro 100 kg vergaſter Kohlen die Ausbeute an 


Gas verkäufl. Coke Theer Ammoniakſalz 
pro 1889/90 31,64 cbm 37,26 kg 5,10 kg 1,00 kg 
„ 1890/91 32,30 = BAT ala. 0,95 „ 
„ 1891/92 Sa Ab. 3831 5,44 „ 1:06 „ 


Hiernach wurden wie in den Vorjahren, für Gas 31 ebm, Coke 40 kg, Theer 5 kg und Ammoniakſalz 
0,8 kg angenommen, die bezüglichen Mengen aber abgerundet auf 9935000 kg Kohlen, 3874650 kg 
Coke, 496 750 kg Deer und 80000 kg Ammoniakſalz und jo in den Etat eingeſtellt. 


> Die Einnahmen der Gasanſtalt betreffend, jo wird nach dem Eingangs Geſagten der für ver- 
kauftes Privatgas eingeſtellte Betrag von 408 000 Mk. vorausſichtlich eingehen, desgleichen die für Kontroll- 
gasmeſſer angenommene Miete im Betrag von 350 Mk. 


Bu Ein Ausfall dagegen wird Hd) bei Coke, für welche eine Einnahme von 69 750 Mk. angenommen 
iſt, mit etwa 10000 ME. ergeben, da der angenommene Prozentſatz zu hoch bemeſſen war, und die Unter- 
feuerung für die Oefen ſich höher, wie angenommen, ſtellen wird. 


Mehreinnahmen ſtehen dagegen zu erwarten bei Theer (Etatsſumme: 19373 Mk.) mit etwa 
300 Mk., bei Ammoniakſalz (16800 Mk.) infolge günſtigerer Produktion und des Verkaufs eines Reſt— 
beſtandes aus dem Vorjahre mit 10 000 Mk., und für die alte Reinigungsmaſſe (1505 Mk.) mit rund 
300 Mt 

Auch beim Titel „Privateinrichtungen“ (15200 Mk.) dürfte ſich ein Plus von 2000 Mk., der Aus- 
gabe gegenüber, ergeben. 


5 In der Ausgabe wird ſich eine Erſparung bei den Kohlen mit ca. 14000 Mk., bei den Apparaten 
mit 3000 ME. und bei der Ammoniakſalzfabrikation mit 1800 Mk. erzielen laſſen, der indeß eine Mehr- 
ausgabe von rund 4000 Mk. bei den Kapiteln „Gebäude-, Rohrnetz- und Gasmeſſer-Unterhaltung“ ſich 


gegenüberſtellen wird. 


Das finanzielle Endreſultat wird fd) hiernach nicht ungünſtig geſtalten, und der in dem Etat vor- 
geſehene Ueberſchuß von 174900 Mk. wird der Stadtkaſſe vorausſichtlich zufließen. 
Die Arbeiten im inneren Betriebe der Gasanſtalt haben ſich auf die Ausführung der erforderlichen 
Unterhaltungen an Gebäuden und Apparaten beſchränkt, und Neubauten ſind nicht vorgekommen. 
à Im äußeren Betriebe haben Veränderungen an dem Röhrennetz ſtattgefunden durch Auswechſelung 
von 150 m 100 m/m Gasrohr gegen 200 m/m in der Fleiſchergaſſe, 210 m 50 m/m gegen 100 m/m in 
der Breitgaſſe, 60 m 50 m/m gegen 100 m/m in der Sammtgaſſe, durch teulegung von 
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42 m 50 m/m Rohr in der Eliſabethkirchengaſſe, 
5 m 40 m/m Rohr daſelbſt, 
13 m 50 m/m Rohr auf dem Heumarkte, 
23 m 40 m/m Rohr daſelbſt, 
und 105 m 100 m/m Rohr in der Sammtgaſſe. 
Die öffentliche Beleuchtung ift erweitert worden an Gaslaternen: durch je eine Laterne am 
brauſenden Waſſer, auf dem Eliſabeth-Kirchhof und in der Brodbänkengaſſe. 
Von den ſtädtiſchen Behörden bewilligt, aber noch nicht aufgeſtellt ſind ferner: 2 Laternen in der 
Allmodengaſſe und 1 Laterne im Wallgang (oberhalb der Sandgrube). 
An Petroleumlaternen wurden aufgeſtellt: 3 Laternen in der großen Molde, 3 Laternen in Hinterſchidlitz— 
Schladahl, 3 Laternen in Schellingsfelde, 2 Laternen auf dem Brunshöferweg und 4 Laternen auf Kneipab. 
Vorhanden ſind z. Zeit im Ganzen 1165 Gaslaternen und 528 Petroleumlaternen. 
Für den Privatkonſum waren zum Beginn des Berichtsjahres 1246 Gasmeſſer mit 22 778 
nominellen Flammen aufgeſtellt, einſchließlich der Verſorgung von 41 Gasmotoren mit 210 Pferdeſtärken. 
Was die Frage der elektriſchen Beleuchtung angeht, jo ift dieſelbe auch während des Berichts- 
jahres Gegenſtand unſerer Erwägung geweſen, ohne daß wir uns indeſſen zu einem entſcheidenden Schritte 
haben entſchließen können. Wie bereits in unſerm vorjährigen Bericht hervorgehoben, hat die Gastechnik 
ihre ganze Kraft eingeſetzt, um der Konkurrenz zu begegnen, welche ihr das elektriſche Licht bietet. Daß 
die gewaltigen Anſtrengungen der Gastechnik von Erfolg begleitet find, hat die von Dr. von Auer in 
Wien gemachte Erfindung des Gasglühlichtes erwieſen. Dieſe mit allen Vorzügen des elektriſchen 
Lichtes ausgeſtattete Beleuchtungsart übertrifft das letztere an glanzvoller Helle und iſt infolge des geringen 
Gaskonſums derartig billig, daß das elektriſche Licht wenigſtens zur Zeit die Konkurrenz mit demſelben 
nicht aufnehmen kann. Daß die mit dem Auer'ſchen Licht verbundenen Einrichtungen in mancherlei 
Beziehung verbeſſerungsbedürftig ſind, kann keinem Zweifel unterliegen; doch iſt zu erwarten, daß der 
Erfinder nichts unterlaſſen wird, um die hervortretenden Mängel zu beſeitigen. Die bedeutenden Vorteile, 
welche die neue Beleuchtungsart bietet, haben derſelben, ebenſo wie anderwärts, ſo auch in unſerer Stadt 
ſchnellen Eingang verſchafft. Die ſtädtiſche Verwaltung ſowie zahlreiche Geſchäftslokalitäten haben das 
Auer-⸗Licht eingeführt; auch haben jogar die Inhaber eigener elektriſcher Beleuchtungseinrichtungen mit 
Rückſicht auf die größere Billigkeit des Auer-Lichtes die elektriſche Beleuchtung zu Gunſten des letzteren 
zurückgeſtellt. 
Bei dieſer Sachlage hat die Frage der Errichtung einer elektriſchen Zentralſtation in unſerer 
Stadt zur Zeit für uns an Dringlichkeit verloren, und wir werden uns ebenſo wie die Verwaltungen 
zahlreicher anderer größerer Städte auf einen abwartenden Standpunkt ſtellen, dabei aber ſelbſtredend die 
Fortſchritte und Erfindungen auf allen Gebieten der Lichterzeugung auch fernerhin mit Aufmerkſamkeit 
verfolgen. 


XVIII. Waſſerleitung. 


Der Stadtwaſſerleitung (Prangenau'er Leitung) wurden im Betriebsjahre 1892: 4 034 591 Obm. 
Waſſer, gegen 3955155 Chm. im Vorjahre, aus den Quellenanlagen zugeführt. Der Tagesdurchſchnitt 
betrug 11023 Cbm. gegen 10836 im Vorjahr. 

Dieſe Zahlen liefern den Beweis, daß die Ergiebigkeit der Quellen durch die andauernde trockene 
und heiße Witterung, welche im Sommer vorigen Jahres geherrſcht hat, in keiner Weiſe beeinflußt 
worden iſt. 

Das öffentliche Rohrſyſtem hat aus Anlaß der Erbauung und des Anſchluſſes des neuen Korps- 
bekleidungsamtes eine Erweiterung um 58 Mtr. 100 m/m Rohrleitung erfahren. 


| 
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Ferner wurden in daſſelbe, behufs Abgrenzung kleinerer Abſperrbezirke bei Röhrenſchäden zc. 
9 neue Schieber und 1 Zirkulationsverbindung eingeſchaltet. 

Für die öffentliche Waſſerabgabe in Schidlitz, und zwar ſpeziell für die Bezirke „große und kleine 
Molde” und „Schladahl,“ kam 1 Waſſerſtänder neu zur Aufjtellung. 

Für den Privatverbrauch ſind zu den vorhandenen 4187 Hausanſchlüſſen 20 neue hinzugetreten, 
jo daß deren Zahl am 1. Januar 1893—4207 betrug; an Waſſermeſſern find im Ganzen jetzt 3978 aufgeſtellt. 

Der Waſſerverbrauch erreichte nach Angabe dieſer Waſſermeſſer, alſo ausſchließlich der militär— 
fiskaliſchen Etabliſſements, Kaſernen ꝛc., welche gegen Bezahlung eines Pauſchale von 15000 Mk. jährlich 
das Waſſer ungemeſſen entnehmen, ſowie mit Ausſchluß einiger anderer in ſtädtiſchem Eigentum befindlichen, 
nicht mit Waſſermeſſern verſehenen Grundſtücke, das Quantum von 1583476 Obm., das ſind 39,25% des 
zugeführten Waſſers. 

In der Ergiebigkeit des Quellenzufluſſes der Vorſtadtwaſſerleitung (Pelonker Leitung) hat ſich 
eine Verminderung nicht bemerkbar gemacht; es fließen nach wie vor etwa 30% des erſchloſſenen Waſſers 
nutzlos ab. 

Um dieſen Abfluß nutzbarer Verwendung zuzuführen und den gegen den obligatoriſchen Anſchluß 
an die Kanaliſation von Langfuhr (vergl. unter No. XIX) erhobenen Einwand, unzureichenden Waſſer— 
drucks gegenſtandslos zu machen, iſt die Verwaltung der Frage der Errichtung einer Pumpſtation, durch 
welche das disponible Waſſer in ein höher zu erbauendes Reſervoir gefördert und von hier aus dem 
öffentlichen Leitungsſyſtem zugeführt werden ſoll, näher getreten. — Nachdem hierüber aufgeſtellten Projekt, 
welches von der Stadtverordnetenverſammlung in der Sitzung vom 21. März d. J. genehmigt worden 
iſt, ſteht zu erwarten, daß nach Ausführung deſſelben ein tägliches Zuflußquantum von rund 1080 Obm. 
unter ausreichendem Druck in die Leitung wird abgegeben werden können. 

Das Rohrſyſtem iſt zwecks Anſchluſſes des auf dem Strießer Feld neu erbauten Traindepots um 
120 m 150 m/m Rohrleitung, 2 Schieber und einen Hydranten erweitert worden. ° 

Die Zahl der Anſchlüſſe und Waſſermeſſer ift um 20 gewachſen und jomit auf 145 gejtiegen. 

Das nach Waſſermeſſern abgegebene Waſſerquantum betrug 47735 Chm. oder 12,11% des disponiblen 
Quantums. Im Zuſammenhang mit der für Langfuhr in Angriff genommenen und teilweiſe durchgeführten 
Kanaliſation iſt ein Statut für die Benutzung der Pelonker Waſſerleitung aufgeſtellt und von der Stadt— 
verordnetenverſammlung genehmigt worden (ſ. Abſchnitt XIX). 

Die Tempelburger Leitung iſt nach wie vor ein Schmerzenskind der ſtädtiſchen Verwaltung, weil 
die Qualität des Waſſers zu wünſchen übrig läßt, und die Zuführung deſſelben in Folge der mit dem Alter 
der Holzröhren zunehmenden Reparaturbedürftigkeit in faſt ununterbrochener Störung ſich befindet. — 
Finanziell kommt dieſe Leitung in dem Etat pro 1893/94 nur inſofern in Betracht, als ihre Erhaltung 
(1700 Mk.) nahezu das Vierzigfache der Einnahme (45 Mk.) aus derſelben koſtet. 

Bezüglich der Geſamt-Einnahme ſteht pro 1892/93 ein Plus von etwa 8000 Mk. zu erwarten, 
welchem ſich ein Mehr von etwa 3000 Mk. in der Ausgabe bei Unterhaltung des Stadtrohrnetzes gegen— 
überſtellen wird. 


XIX Kanaliſation. 


Das Kanalſyſtem der Stadt iſt behufs Anſchluſſes des neuen Korpsbekleidungsamtes erweitert 
worden um 19 m 450 m/m Thonrohrleitung, 44,4 m 300 m/m und 12 m 250 m/m dergleichen. — 

Neu erſtellt wurden ferner 6 Reviſionsſchachte, 1 Regenauslaß und 1 Sandfang. — 
: Eine größere und wichtige Erweiterung hat das Syſtem erfahren durch Ausführung eines Sammel- 
kanals für die Vorſtadt Langfuhr, welcher von dem Dükerſchacht des Kanals der Außenwerke hinterm 
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Lazarett ausgehend, aufwärts durch die Feſtungswerke am Dlivaer-Thor, die große Allee und durch Langfuhr 
hindurch bis zu den auf dem Strießer Feld erbauten militairfiskaliſchen Grundſtücken, einer Trainkaſerne 
und dem Traindepot, geführt iſt. — 

Es umfaßt 64 m 600, 500 und 300 m/m weite Eiſenröhren, in den Unterführungen der Waſſer— 
läufe und der Bahngeleiſe und 4915 m Cement-Kanäle von 1050/750, 900/600, 750/500 und 600/400 m/ m 
lichter Weite. 

Die Fertigſtellung dieſes Sammel-Kanals erfolgte im Oktober vorigen Jahres, die Inbetriebnahme 
bald darauf durch Anſchluß der zwei Militär-Etabliſſements — auf dem Strießer Feld und zweier Privat— 
grundſtücke in Langfuhr. — 

Weitere Anſchlüſſe konnten wegen der eingetretenen kalten Witterung nicht mehr hergeſtellt werden. 
Hierdurch ift die Kanaliſation der Vorſtadt Langfuhr in Angriff genommen. Der Hauptkanal ift ausge- 
führt, die Zweigleitungen werden im Frühjahr folgen. Dieſer ſehr wichtige Fortſchritt in unſeren kommu⸗ 
nalen Einrichtungen wurde dadurch ermöglicht, daß ſich der Reichs- (Militär-) Fiskus bereit finden ließ, 
einen einmaligen Beitrag von 170000 Mk. zu den Koſten dieſer Kanaliſation zu bezahlen. 

Einſchließlich dieſer 4 neuen Anſchlüſſe beſtehen zur Zeit 4499 Kanalanſchlußleitungen gegen 4468 
im Vorjahre. — 


Im Zuſammenhange mit der Kanaliſation der Vorſtadt Langfuhr iſt auch eine Erweiterung der 
Pelonker Waſſerleitung geplant (f. Abſchnitt XVIII). Ein Ortsſtatut, welches diefe Kanaliſation und die 
Pelonker Waſſerleitung anbetrifft, iſt, von der betreffenden Kommiſſion aufgeſtellt, vom Magiſtrate gut⸗ 
geheißen und der Stadtverordnetenverſammlung genehmigt worden. Die Beſtimmungen deſſelben ſind 
folgende: 


I. Bezüglich der Kanaliſation der an dem Langfuhrer Sielſyſtem auf ſtädtiſchem Gebiet 
belegenen Grundſtücke. 


S 15 

In denjenigen Stadtteilen und Straßen, welche bei der bevorſtehenden Kanaliſation der Vorſtadt 
Langfuhr mit unterirdiſchen Kanälen oder Abzugsröhren (Sielen) verſehen werden, gehen die bisherigen, 
zur Anſammlung und Abführung von Hausgebrauchswäſſern, Exkrementen, Urin xc. (vergl. S 2) einge- 
richteten Anlagen ein, ſoweit dieſelben nicht in Gemäßheit des Š 7 für den Anſchluß an das Kanalſyſtem 
benutzt werden können. 

Da das Kanalſyſtem nicht zur Aufnahme von Tagewäſſern beſtimmt iſt, ſind dieſelben wie bisher 
abzuleiten. , 

Soweit die Anlagen zur Abführung der Hausgebrauchswäſſer in oder auf der öffentlichen Straße 
liegen, beſorgt der Magiſtrat die Beſeitigung der alten Anlagen auf Koſten der Stadt, wogegen das hierbei 
etwa gewonnene Material in den Beſitz derſelben übergeht. 

Die Beſeitigung der innerhalb der Grundſtücke beſtehenden alten Anlagen iſt Sache der Grundſtücks— 
Eigentümer und muß bewirkt werden, ſobald der Anſchluß der neuen Kanaliſationsanlagen an die öffent⸗ 
liche Kanalleitung erfolgt iſt. 


9.2. 
Von ſämtlichen Grundſtücken in den gedachten Straßen (S 1) muß künftig das Haus- und Wirt⸗ 
ſchaftswaſſer, das zu gewerblichen Zwecken benutzte und verunreinigte Waſſer — letzteres mit Ausſchluß 


ſaurer oder heißer Waſſer —, der Urin und die Exkremente in die neuen Siele abgeführt werden. Es bleibt 


jedoch dem Magiſtrat vorbehalten, für den Anſchluß gewerblicher Anlagen an das öffentliche Kanalrohr in 
jedem einzelnen Falle beſondere Bedingungen feſtzuſetzen. 


Wenn ein zur Zeit noch unbebautes Grundſtück bebaut wird, ein neues Gebäude aufgeführt, oder 
ein vorhandenes um- oder ausgebaut wird, ſo muß nunmehr das Grundſtück mit dem Straßenſiel durch 
ein Hausrohr in Verbindung gebracht werden. 

Ebenſo muß, wenn von einem Grundſtück ein oder mehrere Teile abgezweigt werden, jedes der 
entſtehenden Grundſtücke, ſofern ſie bebaut ſind, oder ſobald ſie bebaut werden, mit dem Straßenſiel durch 
ein Hausrohr in Verbindung gebracht werden. 

$ 4. 

Die Ausführung der Anſchlußleitung vom Straßenſiel bis in das Grundſtück geſchieht ſtets durch 
den Magiſtrat für Rechnung des Grundſtückbeſitzers zu den Preiſen, wie der Magiſtrat ſie ſelbſt für die 
betreffenden Arbeiten zahlen muß. 

Die Verbindung des Grundſtücks mit dem Straßenſiel wird in der techniſch zweckmäßigſten Weiſe 
auf Grund eines Anſchlages ausgeführt, der dem Beſitzer des Grundſtücks oder ſeinem Vertreter zugeſtellt 
wird. Etwaige Wünſche oder Einwendungen des Beſitzers ſollen nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 

Der Teil der Anſchlußleitung, welcher in der öffentlichen Straße liegt, wird Eigentum der Stadt. 
Die Unterhaltung und etwa erforderliche Reparatur dieſes Teils der Anſchlußleitung wird vom Magiſtrat 
für ſtädtiſche Rechnung beſorgt. 

8 6. 

Die Leitung der Hausröhren innerhalb des Grundſtücks und die Einrichtung der Anlagen zur 
bequemeren Abführung der Unreinigkeiten (Küchenausgüſſe, Waſſerkloſetts) bleibt den Grundſtücksbeſitzern 
überlaſſen. 

Jedes Hausrohr muß aber wenigſtens eine Oeffnung zur Aufnahme von Unreinigkeiten haben und 
die Oeffnung muß eine Vorrichtung erhalten, welche den Austritt von Gaſen hindert. 

Die Anlagen zu Spülzwecken, Waſſerkloſetts, Küchenausgüſſen ꝛc. dürfen mit der Waſſerleitung 
nicht in direkte Verbindung gebracht, ſondern müſſen in jedem Falle unter Zwiſchenſchaltung von Spül— 
reſervoirs hergeſtellt werden. 

ANE 

Der Grundſtücksbeſitzer kann die Ausführung der Hausanlagen (Š 6) übertragen wem er will. Er 
muß vor dem Beginn der Ausführung die Beſchreibung und Zeichnung der beabſichtigten Anlagen, und 
zwar die Zeichnung in zwei Exemplaren, eins davon auf Pausleinwand, dem Magiſtrat vorlegen und deſſen 
Genehmigung einholen. Der Magiſtrat kann diejenigen Abänderungen vorſchreiben, welche er aus techniſchen 
oder ſanitären Gründen erforderlich erachtet. 

Keine derartige Anlage darf in Gebrauch genommen werden, bis dem Magiſtrat von ihrer Vollendung 
Anzeige gemacht iſt, er ſie revidiert und ſchriftlich die Benutzung geſtattet hat. 

Der Magiſtrat darf auch während der Ausführung die Arbeiten jederzeit revidieren. Er darf im 
einzelnen Falle anordnen, daß bei einem gewiſſen Abſchnitt der Arbeiten ihm Anzeige gemacht werden muß, 
ehe mit der Arbeit fortgefahren werden darf. 

Mit den vom Magiſtrat revidierten und zur Benutzung geſtatteten Anlagen darf ohne Genehmigung 
des Magiſtrats keine Veränderung vorgenommen werden, und auf alle Veränderungen oder Ausdehnungen 
der Anlage finden die vorſtehenden Beſtimmungen gleichfalls Anwendung. 


8 8. 
In die Siele und Anſchlußleitung dürfen Küchenabfälle, Gemüll, Straßenkehricht, Stroh, Heu, 
Schutt, Sand (Scheuerſand) und überhaupt feſte Stoffe nicht eingeführt werden. 


Be... 


8 9. 


Jeder Grundſtücksbeſitzer muß die in feinem Grundſtücke befindlichen Röhren und Anlagen (8 6) 
dergeſtalt ſpülen, daß eine Verſtopfung derſelben nicht eintritt. 


S 10. 
Der Magiſtrat hat das Recht, durch ſeine Beamten den Zuſtand der Hausanlagen unterſuchen zu 
laſſen und die Beſeitigung der vorgefundenen Mängel oder die Ausführung ſolcher Abänderungen, welche 
nach techniſchem Ermeſſen ſich als erforderlich zeigt, vom Grundſtücksbeſitzer zu fordern. 


II. Bezüglich der geſamten Pelonker Waſſerleitung. 


5 AR 

Jedem Grundſtücksbeſitzer, und mit Genehmigung des Grundſtücksbeſitzers auch dem Mieter, iſt 
geſtattet, eine Abzweigung aus der öffentlichen Waſſerleitung in ſein Grundſtück oder feine Wohnung (Haus⸗ 
leitung) anzulegen. 

8 12. 

Die Verbindung der Hausleitung mit der öffentlichen Leitung und derjenige Teil der erſteren, 
welcher in der öffentlichen Straße liegt, wird ſtets vom Magiſtrat für Rechnung des Grundſtücksbeſitzers 
ausgeführt. 

Dieſer Teil der Leitung wird Eigentum der Stadt, und der Magiſtrat beſorgt die Unterhaltung 
und etwa erforderliche Reparatur auf ſtädtiſche Koften. 


8 13. 
Für die Waſſeranlagen innerhalb des Grundſtücks kommen alle in den $$ 7 und 10 für die Ab⸗ 
führungsröhren gegebenen Beſtimmungen zur Anwendung. 


8 14. 
Die Bedingungen und Preiſe, zu denen das Waſſer in die Grundſtücke abgegeben wird, werden 
durch Beſchluß der Gemeinde-Behörden beſonders feſtgeſetzt. 


8 15. 

Die Benutzung der öffentlichen Waſſerſtänder zur Entnahme des Waſſers wird mit der Maßgabe 
Jedermann geſtattet, daß das Waſſer nicht in größeren Gefäßen als in Hand-Eimern geholt werden darf. 
Nur für den Bedarf der See- und Flußſchiffer iſt es erlaubt, das Waſſer aus den zu dieſem Zwecke an 
geeigneten Stellen zu errichtenden Waſſerſtändern in größeren Gefäßen zu entnehmen. 


III. Bezüglich der Einziehung der Koſten. 


Š 16 
8 . 
Die nach SS 4 und 12 von den Grundſtücksbeſitzern, bezw. Mietern zu zahlenden Koſten werden 
von denſelben, nach vergeblicher Aufforderung zur Zahlung, im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 


8. 17. 
Wenn ein Grundſtücksbeſitzer, bezw. Mieter die ihm gemäß SS 10 und 13 aufgegebenen Aenderungen 
an den in Ausführung begriffenen oder ausgeführten Anlagen nicht innerhalb der ihm geſtellten Friſt bewirkt, 
ſo kann der Magiſtrat die Arbeit ausführen laſſen und die Koſten im Verwaltungszwangsverfahren einziehen. 
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IV. Schlußbeſtimmung. 


Die Rechte und Pflichten der Königlichen Behörden und insbeſondere der hieſigen Königl. Polizei- 
Direktion werden durch dieſes Statut nicht berührt. 


XX. Schlacht- und Viehhofsbau. 


Nachdem die Stadtverordneten-Verſammlung ſich auf Antrag des Magiſtrats am 10. Juni 1892 
mit dem Bau des öffentlichen Schlacht- und Viehhofes auf einem ſtädtiſchen Grundſtück, der ſogenannten 
Klapperwieſe, definitiv einverſtanden erklärt und zur Ausführung der Erd- und Fundamentierungsarbeiten 
die Summe von 227000 Mk. bereit geſtellt hatte, ſind jene Arbeiten ohne Verzug in Angriff genommen 
worden. Zunächſt wurden die auf dem gedachten Grundſtück vorhandenen Stichkanäle, deren Sohle teil— 
weiſe mit Schlamm bedeckt war, bis auf die feſte, ſandführende Schicht ausgebaggert und demnächſt mit 
grobem ſcharfen Weichſelſand verſchüttet. Daſſelbe geſchah mit den auf dem gewachſenen Boden ausgehobenen 
Baugruben. Bei allen dieſen Arbeiten iſt mit der größten Sorgfalt verfahren, und es iſt in erſter Linie 
Gewicht darauf gelegt worden, daß nur vorzügliches Sandmaterial zum Verſchütten verwendet worden iſt. 
Dank der Leiſtungsfähigkeit der Unternehmer ſind die Sandverſchüttungen trotz ihres recht erheblichen 
Umfanges in verhältnismäßig kurzer Zeit beendet worden, ſo daß es möglich war, einen Teil des Bau— 
terrains noch im Laufe des Herbſtes zu planieren. Unmittelbar nach Herrichtung der Baugruben iſt dann mit 
der Fundamentierung der Gebäude begonnen worden, und es iſt bei der andauernd günſtigen Witterung des 
Spätherbſtes unter Anſpannung aller Kräfte gelungen, die Betonfundamente für ſämtliche Gebäude des 
Sanitätsſchlachthofes, für das Pferdeſchlachthaus, das Reparaturgebäude, die Kuttelei, den Schweineſchlachtſtall, 
die Schweineſchlachthalle, den Großviehſchlachtſtall, die Großviehſchlachthalle und die Kleinviehſchlachthalle 
fertig zu ſtellen. Auch bei der Ausführung dieſer Arbeiten iſt unter Verwendung der beſten Materialien mit 
aller Gewiſſenhaftigkeit verfahren worden. Sämtliche Arbeiten ſind in öffentlicher Submiſſion vergeben, 
und zwar iſt es der Schlachthofbau-Kommiſſion möglich geweſen, faſt durchweg hieſigen Unternehmern, 
reſp. Lieferanten den Zuſchlag zu erteilen. Die erzielten Preiſe ſind bei ausgezeichneter Güte des Materials 
verhältnißmäßig niedrige. Die Fundamentierungsarbeiten für die übrigen Gebäude werden beim Eintritt 
günſtiger Witterung im bevorſtehenden Frühling ſofort begonnen werden. 

Inzwiſchen ſind die Spezialprojekte ausgearbeitet, vom Magiſtrat und der Schlachthofsbau-Kommiſſion 
gutgeheißen, auch in der Stadtverordneten-Verſammlung am 7. März 1893 vorgelegt worden. 

Die geſamte Anlage zerfällt in 4 Gebäude-Gruppen, nämlich: 

1. den Viehhof; 

2. den Schlachthof; 

3. den Sanitätshof; 

4. die Verwaltungsgebäude mit Pferdeſtall und Remiſe. 


Betreffs der einzelnen Gruppen iſt folgendes zu bemerken: 


I. Der Viehhof. 


Derſelbe enthält je einen Stall für Kleinvieh, Großvieh und Schweine. Vor den Gebäuden, nach 
Oſten belegen, befindet ſich die mit eiſernen Zählbuchten verſehene Laderampe, welche direkt an die mit 
dem Schienenſtrang vom Bahnhof Leegethor angeſchloſſene Geleisanlage ſtößt. Dieſelbe beſteht aus 
3 Schienenſträngen mit einer nach Norden belegenen Schiebebühne. Eine weitere Schiebebühne iſt am Kopf 
der Straße, zwiſchen Großvieh- und Schweineſtall angeordnet, um vermittelſt der von dieſer Straße an— 


jteigenden Rampe ein leichteres Verladen des Stalldüngers zu ermöglichen. Durch diefe Anordnung ift 
da derſelbe von der Rampe direkt in die Eiſenbahnwagen verladen werden kann. Der nach Norden zu 
belegene Kopf des Rampenplateaus ermöglicht auch ein Verladen auf Privatfuhrwerke. 

Das an der Rampe belegene Geleis ſoll für die Vieh-An- und-Abfuhr dienen, das mittlere Geleis 
den Verkehr nach dem Sanitätshofe und der Kaldaunenwäſche vermitteln, während das nach Oſten belegene 
Geleis für die Reinigung und Desinfizierung der Eiſenbahnwagen vorgeſehen iſt. 


Der Kleinviehmarktſtall 
wird im Ziegelrohbau mit doppellagigem Pappdach erbaut. Das Dach ſteht an den Giebeln 1 m, an den 
Längsfronten 3 m über, um eventl. hier Vieh plazieren zu können. Das Gebäude ift durch eine Querwand 
in zwei Ställe geteilt, um bei teilweiſer Verſeuchung den Betrieb in einer Stallabteilung fortführen zu 
können. Es können zuſammen 650 Stück Kleinvieh untergebracht werden. Die Decken der Ställe werden 
aus Betongewölben hergeſtellt und mit Ventilationsſchloten aus Beton in ausreichender Weiſe verſehen. 
Unterſtützt wird die Ventilation durch kleine im Gurtgeſims in den Außenmauern angebrachte Oeffnungen, 
welche, um das Niſten der Vögel in denſelben zu verhindern, mit Drahtroſten und Klappen verſehen werden. 
Der Fußboden beſteht aus einer 20 em ſtarken Cementbodenſchicht und darüber befindlicher 3 em ſtarker 
Asphaltlage. Derſelbe erhält Gefälle nach den zu beiden Seiten des Mittelganges befindlichen Rinnen, 
welche mittelſt Schlammfängen an das Kanalnetz angeſchloſſen ſind. Die Schlammfänge ſind mit heraus— 
nehmbaren Töpfen verſehen, welche ein ſchnelles und rationelles Reinigen ermöglichen. Die 2 m über dem 
Fußboden liegenden eiſernen Kippfenſter erhalten eine Stellvorrichtung, um dieſelben in jeder Lage ſicher 
feſtzuhalten und vor dem Zerſchlagen zu ſchützen. Die Wände werden bis in 2 m Höhe mit Cement geputzt 
und mittelſt eiſerner Reibebretter geglättet, die übrigen Flächen mit Cementmörtel geputzt. Die einzelnen 
Abteilungswände werden aus verzinktem Wellenblech in ca. 1,20 m Höhe ausgeführt und mit ca. 1,25 m 
breiten Thüren verſehen, welche ſo konſtruiert ſind, daß ſie ſich von beiden Seiten öffnen laſſen und 
jedesmal den Gang bei Oeffnung der Bucht einſeitig ſchließen, wodurch ein leichteres Dirigieren der Tiere 
in die Buchten möglich iſt. Am Weſtende jeden Ganges befindet ſich eine Dezimalwaage. Die zwiſchen 
den beiden Ställen liegende Knechtkammer iſt in zwei Räume geteilt, um bei Verſeuchung eines Stalles 
die Gefahr der Uebertragung durch den kommunizierenden Raum zu verringern, reſp. auszuſchließen. 
In jeder Kammer befindet ſich ein mit dem Bodenraum in Verbindung ſtehender vom Fußboden des Stalles 
bis über das Dach reichender Schacht, welcher zum Herabwerfen des Futters vom Boden nach dem Stalle 
dient. Eine gußeiſerne Treppe an der Außenwand der Weſtſeite führt nach dem über dem Stall belegenen 
Futterboden, welcher durch Abgleichung der Gewölbe mit Beton und Cementſtrich einen maſſiven Fußboden 
erhält. Die Zufuhr der Futterſtoffe erfolgt durch die an den beiden Giebelſeiten vorgeſehenen größeren Lucken. 


Der Großviehmarktſtall 
enthält in 5 durch Zwiſchenwände von einander geſchiedenen Ställen Raum zur Aufſtellung von 120 Rindern. 
Die bauliche Einrichtung iſt dieſelbe wie im vorher beſchriebenen Stalle und weicht nur durch die innere 
Einrichtung von demſelben ab. Die quer durch das Gebäude angeordneten Krippen liegen 1 m von der 
Wand entfernt, hier einen Gang herſtellend, welcher im Verein mit dem Mittelgang eine beſſere Beſichtigung 
der Verkaufstiere durch die Käufer geſtattet. Je 6 Rinderſtände ſind durch eine eiſerne, ca. 1,50 m hohe 
Zwiſchenwand getrennt, um eine Verbreitung von Anſteckungskrankheiten über den ganzen Stall möglichſt 
zu verhindern. Die Krippen, aus glaſiertem Steingut beſtehend, ſind in jeder ſolchen Abteilung durchgehend, 
für ſich abgeſchloſſen, mit dem nötigen Gefälle jowie mit Waſſer-Zu- und Abfluß verſehen. Für jedes 
Tier find 2 Befeſtigungsringe im Krippenmauerwerk vorgeſehen. An der Rampenſeite in der Mitte außer— 
halb des Stalles iſt eine Dezimalwaage von 2000 kg Tragfähigkeit zum Wiegen von Großvieh angebracht. 
Die Wiegevorrichtung liegt im Innern des mittleren Stalles. An den Außenſeiten unter dem 3 m über 
ſtehenden Dache ſind Anbinderinge angebracht, um bei ſtarkem Verkehr auch hier Vieh unterbringen zu können. 
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Der Schweinemarktſtall. 


Die bauliche Einrichtung iſt dieſelbe wie im Stall für Kleinvieh. Das Gebäude iſt durch eine 
Zwiſchenwand in 2, durch die ebenfalls geteilte Knechtkammer mit einander in Verbindung ſtehender Ställe 
geteilt und bietet Raum für 780 Schweine. Die ganze innere Einrichtung entſpricht genau der des Klein— 
viehmarktſtalles und es iſt hier ebenfalls in jedem Gange eine Dezimalwaage angebracht. Jede Bucht 
erhält einen beweglichen Futtertrog aus glaſiertem Steingut. Durch ein in das Straßenpflaſter einge— 
bettetes ſchmalſpuriges Feldbahngeleis iſt eine Verbindung mit dem Schweineſchlachtſtall des Schlachthofes 
geſchaffen, auf welchem mittels niedriger Transportwagen ein bequemeres Ueberführen der zum Schlachten 
beſtimmten Tiere ſtattfindet. 

Der Platz bis zu dem, die Scheidegrenze zwiſchen Vieh- und Schlachthof bildenden Eiſenzaun, ſowie 
die Rampe mit den Zählbuchten wird mit Reihenſteinen gedämmt, und die Fugen werden mit Asphalt 
vergoſſen, um ein kräftiges Spülen mit Waſſer zu ermöglichen und eine Verbreitung von Seuchen, namentlich 
Klauenſeuche ꝛc. auf das möglichſt geringſte Maaß zu beſchränken. Das um die Gebäude laufende Trottoir 
wird aus Klinkern, welche auf einer 10 cm ſtarken Cementbetonunterlage in Cementmörtel verlegt 
werden, hergeſtellt. 

Die Abwäſſer der Ställe, Straßen und Geleisanlagen werden auf dem ſchnellſten Wege mittels des 
Kanalnetzes teilweiſe in das Hauptſiel des Schlachthofes, teilweiſe in das Siel zwiſchen Schlacht- und 
Sanitätshof, reſp. des Langgarter Walles abgeführt. 

Die Einfriedigung erfolgt durch eine maſſive Mauer im Ziegelrohbau. Die Gebäude und der Platz 
erhalten Gasbeleuchtung. 

In Verbindung mit dem Viehhof iſt noch 

das Desinfektionsgebäude 

gebracht, welches am Südende des Viehhofes liegt. Daſſelbe iſt im Erdgeſchoß durch eine Zwiſchenwand 
in 2 Räume geteilt, von denen der eine die Feuerung aufzunehmen hat, während der andere nochmals 
geteilt, 2 Aborte und Piſſoir enthält, von denen der eine Abort für den Viehhof, der andere für die 
Reſtauration beſtimmt iſt. Im Obergeſchoß finden 2 Waſſerbehälter von je 21 kbm Inhalt Aufſtellung. 
Da die Eiſenbahn für die Desinfizierung ihrer Wagen ſelbſt Sorge zu tragen hat, ſo bleibt die Frage 
noch zu entſcheiden, ob dies etwa Seitens der Schlachthofverwaltung gegen entſprechende Entſchädigung 
geſchehen wird. Im andern Falle würden die Koften für dies Gebäude fortfallen, dagegen ein Betrag für 
Errichtung eines Abortgebäudes in den Anſchlag einzuſtellen ſein. 


II. Der Schlachthof. 


Derſelbe erhält je einen Stall und eine Schlachthalle für Schweine, Großvieh und Kleinvieh, 
ferner das Maſchinenhaus mit Waſſerturm, Kühlhaus, Kaldaunenwäſche mit Düngerhaus und ein für 
Schlachthof und Viehhof dienendes Kontrollhäuschen. i 

An der Nordſeite des Schlachthofes mit dem Oſtgiebel der Seitenfront des Schweinemarktſtalles 
zugekehrt und dieſem gegenüber liegt 

der Schweineſchlachtſtall. 

Derſelbe enthält im Erdgeſchoß einen Stall für Unterbringung von 300 Schweinen, eine Abort- 
anlage mit 3 Waſſerkloſetts und Piſſoir, ferner einen Raum für den Stallknecht, ſowie das Treppenhaus 
mit der nach dem Obergeſchoß führenden Treppe. Im Schlacht- und Marktſtall können zuſammen 
1080 Schweine untergebracht werden. Es iſt hier ebenfalls eine Knechtkammer vorgeſehen, um bei einer 
totalen Verſeuchung des Schweinemarktſtalles den Schlachtſtall für Marktzwecke benützen zu können, und 
dementſprechend iſt die innere Einrichtung dieſelbe wie beim Marktſtall. Daſſelbe Prinzip iſt auch bei den 
anderen beiden Schlachtſtällen eingehalten. Im Obergeſchoß befinden fih der Raum für die Trichinen— 
beſchauer, ſowie 2 Waſſerkloſetts. Es iſt bei Anlage des Beſchauerraumes beſonderes Gewicht auf die 
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Erreichung des für eine ſorgfältige und gewiſſenhafte Unterſuchung geeigneten Nordlichtes gelegt. Die 
bauliche Einrichtung ift dieſelbe wie beim Marktſtall, doch ift hier der Dachüberſtand auf 1 m eingeſchränkt. 


Durch eine 9 m breite Straße getrennt liegt 
die Schweineſchlachthalle. 


Dieſelbe beſteht aus dem Brüh- und dem Ausſchlachtraume. Das Gebäude ift im Ziegelrohbau 
mit doppellagigem Pappdach und an den Seiten 3 m überjtehendem Dach projektiert. Die Fenſter liegen 
in 2 m Höhe über dem Fußboden, ſind bis unter die durch Kreuzgewölbe abgeſchloſſene Decke geführt und 
beſtehen aus je 3 ſchmiedeeiſernen Kippflügeln, welche mittelſt Stellvorrichtung in jeder beliebigen Lage 
feſtgehalten werden können und ſo gegen Zerſchlagen durch Wind oder Zuwerfen geſchützt ſind. Die Wände 
werden 2 m hoch mit glaſierten oder Mettlacher Platten bekleidet, die übrigen Flächen mit verlängertem 
Cementmörtel geputzt. Jedes Kreuzgewölbe erhält im Scheitel einen ſich nach oben verjüngenden Ventilations— 
ſchlot, welcher mittels vom Dachboden aus zu ſtellenden Droſſelklappen ganz oder teilweiſe geöffnet und 
geſchloſſen werden kann. Außer der Ventilation durch Thüren, Fenſter und Schlöte wird dieſelbe noch durch 
in den Außenwänden, im Geſims wie in den Ställen angebrachte Oeffnungen wirkſam unterſtützt. Die Thüren 
ſind von verzinktem Eiſenblech und als Schiebethüren konſtruiert. 

Der Brühraum enthält 4 Wartebuchten, 3 Brühkeſſel, in welchen je 6 Schweine gleichzeitig mittels 
durch Dampf erhitztes Waſſer gebrüht werden können; ferner 4 Drehkrahne und 7 eiſerne Enthaarungstiſche. 
Die Dampf- und Waſſerzuführung ſowie die Spülwaſſerabführung zu und von den Brühbottichen erfolgt 
durch gemauerte und mit Cement geputzte Kanäle mit ſtarkem Gefälle und Waſſerverſchluß bei der Aus- 
mündung in den Straßenkanal. Der Fußboden im Brüh- ſowie im Schlachtraum beſteht aus einer 20 em 
ſtarken Betonſchicht mit 3 em ſtarkem Asphaltbelag. 

Der Ausſchlachtraum enthält an gußeiſernen Säulen die aus [I Eiſen gebildeten Hakenrahmen mit 
504 Haken zum gleichzeitigen Aufhängen von in maximo 252 Schweinen, ferner Flacheiſen mit verſchieb— 
baren Stahlhaken ſowie die Laufſchienen mit den in doppelter Richtung fahrbaren Laufkatzen mit Differential- 
flaſchenzug. 

An den Wänden befinden ſich 24 Kaldaunenwaſchgefäße mit ebenſoviel Entfettungstiſchplatten zur 
Reinigung der Eingeweide, ſowie 2 Heißwaſſergefäße, welche mittels Dampf geheizt werden. Die in reich— 
licher Menge an das Kanalnetz angeſchloſſenen gußeiſernen Schlammfänge mit herausnehmbaren Topf- und 
Geruchverſchluß führen das Abfallwaſſer ſchnell auf dem kürzeſten Wege in die Straßenkanäle. 

In dem am weſtlichen Giebel anſtoßenden Anbau befindet ſich für den Hallenmeiſter ein Raum, 
welcher gleichzeitig zum Aufbewahren der dem Schlachthof gehörigen Utenſilien der Schlachthalle dient, ferner 
ein Durchgang ſowie ein Geſellenraum, welcher ebenſo wie der im Obergeſchoß liegende Raum zum Auf- 
ſtellen von Geſellenſchränken ſowie zum Aufenthalt für die Schlächtergeſellen vorgeſehen iſt. 

Die Verbindung mit dem oberen Raume vermittelt die im unteren Geſellenraum befindliche hölzerne 
Treppe, welche gleichzeitig nach dem nicht zu benutzenden Bodenraum über Brüh- und Schlachtraum führt. 


Die Großviehſchlachthalle. 


Die bauliche Einrichtung iſt hier dieſelbe, wie in der Schweineſchlachthalle, jedoch wird der Fuß— 
boden nicht aus Asphalt, ſondern aus Granitplatten hergeſtellt. Durch zwei Säulenreihen in 3 Teile 
getrennt, dient der nach Süden gelegene Teil als eigentlicher Schlachtraum. An der Außenwand find 
10 Stück Schlachtwinden befeſtigt. Im Fußboden find ebenſoviel Ringe angebracht, welche zum Nieder- 
ſchnüren des Viehes dienen. Vor jeder Winde iſt eine in der Querrichtung des Gebäudes laufende Rücken— 
rinne im Fußboden vorgeſehen, in welche das getötete Tier beim Abhäuten mit dem Rücken gelegt wird. 
Mittelſt Laufkatzen, welche auf Schienen unter der Decke laufen, werden die ausgeſchlachteten Tiere über 
den als Zutriebsweg der Schlachttiere dienenden Mittelgang nach der anderen Seite der Halle gerollt. 
Parallel mit den Laufkatzenträgern laufen die Hauptträger, auf welche das Tier nach dem Ausſchlachten 
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herabgelaſſen und mittels der mit Rollen verſehenen Spreizen weiter transportiert werden kann. Durch 
beſondere, mit Haken verſehene und an den Hauptträgern befeſtigte Hängekonſolen iſt es möglich, an 
10 Winden gleichzeitig 20 Tiere zu ſchlachten. Durch eine beſondere Vorrichtung wird die das Tier 
tragende Spreize auf einen kleinen Wagen, welcher auf einem lang durch die Halle laufenden Ueber- 
führungsgeleiſe ſich bewegt, gelegt. In das Geleiſe iſt im Vorbau eine Waage eingeſchaltet. Die ge— 
ſchlachteten Tiere werden auf dem Ueberführungsgeleiſe durch den Weſtgiebel nach dem Vorraum des 
gegenüberliegenden Kühlhauſes geſchafft. In dieſem Vorraum befinden ſich wieder eine Anzahl rechtwinklig 
auf das Ueberführungsgeleiſe zulaufende Hauptträger, auf welche die Tiere abgerollt werden und dort ſo 
lange hängen bleiben, bis das Fleiſch in die den einzelnen Fleiſchern überwieſenen Kühlzellen des Kühl— 
hauſes geſchafft werden darf. 

Eine Beſchreibung des Kühlhauſes und das vorzuſchlagende Syſtem der Kühlung in dieſem Bericht 
zu geben, iſt zur Zeit noch nicht möglich. In Folge der ausgeſchriebenen Konkurrenz iſt eine Anzahl 
Entwürfe und Koſtenanſchläge eingegangen, und es wird der Stadtverordnetenverſammlung nach Sichtung 
des vorhandenen Materials ſeiner Zeit ein beſonderer Bericht mit Spezial-Zeichnungen und Koſtenanſchlägen 
zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. 

Die leeren Transportwagen werden mittels Schleppweiche im Vorraum nach einem zweiten Geleiſe 
gebracht und auf dieſem, welches an der äußeren Nordwand der Schlachthalle entlang führt, durch eine 
zweite Schleppweiche nach dem Schlachtraum zurückgefahren. Den mittleren Teil des Anbaues nimmt 
der Durchgang, den übrigen Teil der Raum für den Hallenmeiſter ſowie die Treppe, welche nach dem im 
Obergeſchoß belegenen Geſellenraum führt, ein. 


Der Großviehſchlachtſtall, 


welcher genau dieſelbe bauliche Anordnung zeigt wie der Großviehmarktſtall bietet Raum für 52 Rinder. 
Im Anbau befindet ſich ein Abort mit Waſſerkloſetts und Piſſoir, der Durchgang mit Treppenhaus ſowie 
die Knechtkammer. Ueber dem Stall und Anbau liegt der Futterboden. 


Die Kleinviehſchlachthalle, 


erhält wie die Schweineſchlachthalle Asphaltfußboden und iſt baulich ebenſo eingerichtet. Zu beiden Seiten 
des Mittelganges liegen die Schlachtplätze. An gußeiſernen Säulen find | Eiſen, welche die Haken tragen, 
angebracht. Es ſind deren 420 vorhanden, alſo für eine gleichzeitige Schlachtung von 210 Stück 


Kleinvieh berechnet. — Um ein bequemeres Anhängen von beſonders ſchweren Tieren zu ermöglichen, iſt 
) q ) à glich 


auf quer durch die ganze Halle laufenden Laufſchienen eine Laufkatze mit Differentialflaſchenzug, ähnlich 
wie in der Schweineſchlachthalle, vorgeſehen. An den Wänden befinden fich 44 Kaldaunenwaſchgefäße und 
44 Entfettungstiſchplatten. Im Vorbau liegt ein Raum für den Hallenmeiſter, der Durchgang ſowie 
Geſellenraum iſt mit nach dem im Obergeſchoß befindlichen Geſellenraum durch eine Treppe verbunden. 


Der Kleinviehſchlachtſtall, 
für 260 Stück Kleinvieh zeigt dieſelbe bauliche Anordnung wie der Großviehſchlachtſtall und erhält dieſelbe 
innere Einrichtung wie der Marktſtall für Kleinvieh. 
Die Kaldaunenwäſche mit Düngerhaus. 

Das in der Nordweſtecke des Schlachthofes belegene Gebäude enthält die Kaldaunenwäſche und das 
Düngerhaus. Die linksſeitig belegene Kaldaunenwäſche iſt durch eine 1,50 Meter hohe Mauer in die vorn 
belegene grobe Kuttelei und die den hintern Teil einnehmende feine Kuttelei getheilt. 

Das Gebäude iſt ebenſo, wie die Schweineſchlachthalle, gebaut. Die grobe Kuttelei enthält an den 
Wänden 32 Kaldaunenwaſchgefäße und ebenſoviel Entfettungstiſchplatten. Ueber jedem Waſchgefäß befindet ſich 
ein Hahn der Kaltwaſſerleitung. In der Mitte des Raumes ſtehen zwei Warmwaſſerbehälter mit je 4 Zapf⸗ 
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hähnen, in welchen mittels Dampf das erforderliche Waſſer erhitzt wird. Die Behälter ſind außer Waſſer⸗ 
und Dampfzuleitung noch mit Schwimmern und Zeigern zur Angabe der vorhandenen Waſſerhöhe verſehen. 


Die den Raum durchziehende Mittelwand iſt in der Mitte durch eine Thüröffnung durchbrochen 
und gelangt man durch dieſe in die feine Kuttelei. Dieſelbe iſt genau ſo ausgeſtattet, wie die grobe Kuttelei, 
enthält aber außerdem noch 2 Brühbottiche zum Brühen von Kälberköpfen und Füßen. Zu dieſem Zweck 
iſt in der Mitte jeden Bottichs eine eiſerne Säule mit rings um dieſelbe laufendem Kranz aufgeſtellt, welch 
letzterer zum Aufhängen von je 4 mit Ketten verſehenen gelochten und verzinkten Eimern dient. 

Durch die in der Hinterfront befindliche Thür gelangt man über eine durch eine Barriere geteilte 
Auf⸗ und Abfahrtsrampe nach dem ca. 1,77 Meter höher belegenen Düngerhauſe. Die Decke wird durch 
ein Beton⸗Gewölbe gebildet, welches in der Mitte durch ein einfallendes Licht durchbrochen ift. Die Seiten- 
wände dieſes einfallenden Lichts werden durch feſte Wände abgeſchloſſen. Dieſer Teil des Daches iſt mit 
Rohglas auf Eiſen abgedeckt. Unter dem Düngerhauſe befindet ſich ein Raum, deſſen Fußboden ſich in 
gleicher Höhe mit dem Terrain in der Eiſenbahnſtraße befindet. Der mittlere, durch 2 Seiten- und eine 
Rückwand gebildete, Raum nimmt die Fortſetzung des Eiſenbahngeleiſes der zwiſchen Schlachthof und 
Sanitätshof hindurchführenden Bahn auf. Der dadurch im Kellergeſchoß übrige Raum, welcher in der 
Rückfront ſein Licht durch einen hinter der Rampe belegenen Lichtſchacht, an der Vorderfront direktes Licht 
erhält, ift zum Unterbringen von Reſervegeräthen für den Schlacht- und Viehhofbetrieb, Feuerlöſchgeräth— 
ſchaften +c. beſtimmt. Der obere Raum, welcher Asphaltfußboden erhält, iſt im Fußboden mit 8 eiſernen 
Abfalltrichtern verſehen, durch welche der Dung in die darunter ſtehenden Dung-Eiſenbahn-Wagen geſchüttet 
wird. Die Wagen find dicht verſchloſſen und mit Klappen verſehen, welche genau unter die darüber befind- 
lichen Abfalltrichter paſſen. Hierdurch wird erreicht, daß der dem Dung entſtrömende Dunſt auf ein Minimum 
reduziert wird, was dadurch noch erheblich gefördert wird, daß die Eiſenbahnwagen erſt am Viehhofe eine 
Lage des verhältnißmäßig trockenen Stalldüngers erhalten, welcher dann den ziemlich flüſſigen Kaldaunen- 
Dünger abſorbiert und dadurch geruchloſer macht. 

Der obere Raum erhält außerdem noch an den Wänden 12 Wampenſpültröge mit je 1 Waſſer⸗ 
zuflußhahn. 

Die Straßen des Schlachthofes, welche eine Breite von 9,00 bis 14,81 m erhalten, werden mit 
Reihenſteinen gepflaſtert, die Trottoirs mit Klinkern auf 10 cm ſtarker Cementbetonunterlage in Cement 
verlegt. Die Straßen werden ſo gedämmt, daß an den Eingangsthüren von Ställen und Schlachthallen 
durch die Kantenſteine keine Abſätze gebildet werden, vielmehr die Flächen von der Straßenkrone nach den 
Eingängen gerade durchlaufen. Die für die ſpätere Vergrößerung vorgeſehenen Flächen werden mit Gras 
beſamt und mit Strauchwerk bepflanzt. Sämtliche Ställe und Schlachthallen erhalten in den Außenmauern 
Ringe zum Anbinden des Viehes. Die Entwäſſerung erfolgt in den Gebäuden durch gußeiſerne Rohre, 
die Hauptſiele durch Cementrohre und die kleineren Zuflußkanäle mittelſt glaſierter Thonrohre. Der ganze 
Platz wird in eine horizontale Lage gebracht und das Gefälle der Straßen in die Rinnſteine gelegt, welche 
durch eine große Anzahl von Schlammfängen in Cement das Waſſer ſchnell abführen. Um ein Verſeifen 
der Kanalrohre zu verhindern ſind vor denjenigen Gebäuden, in welchen mit warmem Waſſer gearbeitet 
wird und aus welchen viele aufgelöſte Fettteile fortgeführt werden, Fetttöpfe zum Auffangen des Fettes 
vorgeſehen. Die Waſſerzuführung erfolgt durch die Prangenauer Waſſerleitung und durch einen im 
Maſchinenhauſe anzulegenden Grundbrunnen. Sämtliche Gebäude werden in ausreichender Weiſe mit 
Waſſer verſehen. 

Das, die Kohlenzufuhr von der Abladeſtelle am Düngerhauſe nach dem Kohlenraum des Maſchinen— 
hauſes vermittelnde, in der Straße am Kühlhaus liegende Feldbahngeleiſe wird aus Straßenbahnſchienen 
hergeſtellt, welche in das Pflaſter eingebettet werden und ſo den Verkehr in der Straße nicht hemmen. 


Zwiſchen Vieh- und Schlachthof, am Eingange zu beiden Anlagen, wird ein Kontrollhäuschen 
erbaut, welches dem, den Verkehr zwiſchen Vieh- und Schlachthof ſowie den Verkehr von Außen über- 
wachenden Beamten zum Aufenthalt dient. 


e: 

An der dem Viehhofe zugewendeten Seite des Kontrollhäuschens ift eine Centeſimalwaage angebracht, 
welche zum Wiegen von Futterſtoffen ſowie ganzer Wagen mit Vieh dient. Die Waage iſt mit einem 
Regiſtrierapparat verſehen, welcher im Kontrollhäuschen untergebracht iſt. Der Zugang zur Waage wird 
durch einen beſonderen Torweg abgeſchloſſen, wodurch vermieden wird, daß der Geſamtverkehr über die 
Brücke der Waage geleitet wird und dieſelbe mehr als nötig abgenützt wird. An der Nordſeite zwiſchen 
Vieh⸗ und Schlachthof iſt ein Ausgangstor mit Rampe projektiert, um durch daſſelbe das in den Ställen 
des Viehhofes krank gewordene Vieh, ſowie das im Schlachthöfe konfiszierte Fleiſch nach dem Sanitäts— 
hofe zu ſchaffen. 

Sämtliche Gebäude erhalten Gasbeleuchtung, das Kühl- und Maſchinenhaus dagegen elektriſche 
Beleuchtung. 

Die Einfriedigung erfolgt mit Ausnahme des eiſernen Trennungszaunes zwiſchen Vieh- und 
Schlachthof durch eine maſſive Mauer im Ziegelrohbau. 


III. Der Sanitätshof. 


Derſelbe nimmt den nach Norden gelegenen, einſpringenden Teil des Bauterrains ein und wird 
bebaut mit der Sanitätsſchlächterei, Kontumazſtall und Pferdeſchlächterei. 
Außerdem finden dort der Bauhof und das Unterſuchungsgebäude Platz. Die Flächen zwiſchen den 
Gebäuden werden ebenſo wie der Viehhof gepflaſtert. Kanaliſation, Waſſer- und Gasleitung ſowie Ein 
friedigung werden in derſelben Weiſe ausgeführt wie bei den vorher beſchriebenen Anlagen. 


Das Sanitätsſchlachthaus, 


an der Nordſeite des nach dem Düngerhauſe führenden Schienengeleiſes belegen, ſoll in derſelben Weiſe 
ausgeführt werden, wie die Schlachthallen. In dem Gebäude liegt weſtlich der Schlachtraum. Durch eine 
Thür von Außen zugänglich, erhält derſelbe 2 Schlachtwinden für gleichzeitige Schlachtung von 2 Rindern. 
Der vordere Raum, welcher im Fußboden 2 Schlachtringe zum Niederziehen der Tiere enthält, wird 
ausſchließlich zum Töten und Ausſchlachten benutzt. Das ausgeſchlachtete Tier wird ſodann mittels 
der unter der gewölbten Decke auf Laufſchienen rollenden Laufkatze nach der gegenüberliegenden Seite 
geſchafft und hier mit dem Spreizen über je 2, an eiſernen Säulen befeſtigten Hauptträger bis zur 
Abholung, reſp. Beſeitigung gelegt. Es können auf den vorhandenen 2 Paar Hauptträgern zuſammen 
10 Rinder aufgehangen werden. Der übrige Raum iſt zur Schlachtung von Schweinen und Kleinvieh 
beſtimmt. 

In der Mitte des vorhandenen Raumes ſteht ein mit Dampf zu heizender Brühbottich. Rechtsſeitig 
davon, doch jo, daß noch etwa t/s des Brühbottichs beſtrichen wird, läuft auf zwei Laufſchienen eine in doppelter 
Richtung fahrbare Laufkatze mit Differenzialflaſchenzug. An der Giebelwand iſt ein Hakenrahmen zum Auf— 
hängen der Tiere mit dem Flaſchenzug angebracht. Die ganze Anordnung iſt dieſelbe, wie in der Schweine— 
ſchlachthalle, nur daß hier der Drehkrahn durch die Laufkatze erſetzt wird. Es können in max. 20 Tiere 
gleichzeitig angehangen werden, doch läßt ſich dieſe Zahl eventl. noch um 9 Stück erhöhen, wenn an der, der 
Thür gegenüberliegenden Wand noch ein Hakenrahmen angebracht wird. Durch eine Thür gelangt man in den 
Gang, in welchem eine Rampe nach dem etwa 60 em höher belegenen vorderen Teile des Ganges führt. 
Von hier aus führt eine Thür nach dem in derſelben Höhe liegenden Dungraum. Die rechts befindliche 
Hälfte liegt ca. 1,00 m tiefer und dient zur Aufnahme von kleinen vierrädrigen Dungabfuhrwagen. Die- 
jelben werden unter den ca. 0,80 m weit überragenden Fußboden des höher liegenden Teiles geſchoben 
und mittelſt der im Fußboden eingelaſſenen Abfalltrichter gefüllt. Die ſo beladenen Wagen werden ſodann 
durch eine nach dem Bahn⸗Geleiſe zu führende Thür gefahren und nach der Rampe an der Pferdeſchlächterei 
geſchafft, wo der Inhalt in die dorthin geſchobenen Eiſenbahnwagen entleert wird. In der halben Höhe wie das 
Plateau im Gang, liegt die Kaldaunenwäſche, welche ein Warmwaſſergefäß und fünf Waſchgefäße mit eben- 
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ſoviel Entfettungstiſchplatten enthält. In derſelben Höhe liegt auch das Zimmer für den Tierarzt. In 
der gleichen Fußbodenhöhe wie der Schlachtraum liegt der Beſeitigungsraum, welcher die konfiszierten Teile, 
reſp. Tiere bis zur Abholung durch den Abdecker aufzunehmen hat. Von dem Plateau des höherliegenden 
Ganges führt eine Rampe nach dem Hofplatz hinunter. 

In der Nordweſtecke, dem Sanitätsſchlachthaus gegenüber, liegt 
der Komtumazſtall, 


welcher zur Aufnahme von krankheitsverdächtigem, rejp. krankem Vieh beſtimmt ift. Die bauliche Einrichtung 
iſt dieſelbe wie in den Ställen des Schlachthofes. 

Das Gebäude iſt durch eine Querwand in zwei Räume geteilt, von welchem der vordere für franf- 
heitsverdächtiges Vieh beſtimmt iſt. Derſelbe bietet Raum für 6 Rinder und enthält außer drei Buchten 
für Kleinvieh die nach dem als Futterboden dienenden Dachraum führende Treppe. Der zweite für 
krankes Vieh beſtimmte kleinere Raum iſt für 3 Rinder berechnet und enthält noch eine Bucht für Klein— 
vieh. Der Raum hat einen direkten Ausgang nach dem Hofplatz. 

Am Eiſenbahngeleis dem Sanitätsſchlachthaus gegenüber liegt 

die Pferdeſchlächterei. 


Dieſelbe beſteht aus einem Stallraum für 6 Pferde, einem Schlachtraum mit 3 Winden und einem Raum 
zum gleichzeitigen Aufhängen von 12 Pferden, Kaldaunenwäſche mit 6 Waſchgefäßen, Durchgang von hier 
nach dem Hofe und Treppe nach dem als Futterboden dienenden Dachraum über Stall, Kuttelei und Durch⸗ 
gang. Die maſchinelle Einrichtung des Schlachthauſes iſt dieſelbe wie im Sanitätsſchlachthauſe. Die Ein— 
richtung der Kaldaunenwäſche iſt gleichfalls dieſelbe, jedoch iſt hier eine Vorrichtung zur Bereitung von 
heißem Waſſer nicht notwendig und auch nicht vorgeſehen. Der Dung wird nach dem Düngerhauſe im 
Sanitätsſchlachthauſe über die am Giebel dieſes Gebäudes vorgeſehene Rampe gebracht. 

An der Südſeite des Pferdeſchlachthauſes iſt eine Rampe projektiert. Das erſte Plateau derſelben 
dient zum Ausladen von Vieh, welches per Bahn ankommt und im Viehhofe als krankheitsverdächtig zurück— 
gewieſen iſt. Eine weitere Rampe führt nach einem höher belegenen Plateau, von welcher aus der mittels 
kleiner Wagen aus dem Sanitätsſchlachthauſe herangeſchaffte Dung in die hier auf dem Rückwege vom 
Düngerhaus des Schlachthofes vorzufahrenden Eiſenbahnwagen geſchüttet wird. Der Sanitätshof erhält 
ſeinen Abſchluß durch 2 quer über die Bahn liegende Thorwege als Verbindung zwiſchen Pferdeſchlachthaus 
und Einfriedigungsmauer des Schlachthofes. 


Der Bauhof 

iſt durch eine hölzerne Planke von der Pferdeſchlächterei getrennt und gibt durch das Werkſtattgebäude den 
Abſchluß nach dem Sanitätshofe. Das Werkſtattgebäude wird in einfachſter Weiſe aufgeführt und beſteht aus 
2 Räumen, von welchen der eine als Tiſchlerwerkſtatt, der andere als Schloſſerwerkſtatt dienen ſoll. Am Süd— 
giebel iſt ein Abortgebäude angebaut. Der Zugang zum Bauhof erfolgt durch ein Thor der öſtlichen Ein- 
friedigungsmauer. 

Vor dem Bauhof, an dem für eine eventl. ſpätere Vergrößerung der Anlage reſervierten Platz, liegt 

das Gebäude für die Unterſuchung des von Auswärts eingeführten friſchen Fleiſches. 


Daſſelbe iſt vorerſt für den Schlachthof projektiert; doch bedarf die Frage noch weiterer Erörterung, 
ob aus Gründen der Bequemlichkeit für den Verkehr das Inſtitut nicht beſſer nach der zu erbauenden 
Markthalle oder an einer anderen geeigneten Stelle unterzubringen iſt. 

Das hier projektierte Gebäude, welches zunächſt nur als einfache Baracke in Ausſicht genommen iſt, 
enthält einen Raum für den Tierarzt und einen größeren Raum mit langem Tiſch für die Unterſuchung 
des von Auswärts eingeführten Fleiſches. 8 
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Der Sanitätshof wird vom Schlachthof durch eine Straße getrennt, in welcher 2 Eiſenbahngeleiſe 
liegen, welche durch eine Drehſcheibe mit der Geleisanlage des Viehhofes in Verbindung ſtehen. Die 
Geleiſe dienen zur Beförderung von Düngerwagen nach dem Düngerhauſe des Schlachthofes und des 
Sanitätsſchlachthofes, ferner zum Kohlentransport und zur Ueberführung reſp. zum Weitertransport von 
kranken Tieren vom Viehhof nach dem Sanitätshofe. Die Herſtellung der Straßen, Kanäle, Waſſerleitung 
iſt dieſelbe, wie im Schlachthofe. 


IV. Die vierte Gebäudegruppe 


beſteht aus dem Reſtaurations- und aus dem Verwaltungsgebäude, welche letztere beide mit ihrer Haupt— 
front nach dem Engliſchen Damm hinliegen; an dieſe ſchließt ſich der Pferdeſtall mit Wagenremiſe an. 

Das links vom Eingange belegene 

Verwaltungsgebäude 
wird im Ziegelrohbau mit Kunſtſteingeſimſen, Faſchen ꝛc. und Schieferbedachung aufgeführt. Der Keller 
wird zum Teil gewölbt, im Uebrigen ſowie in den weiteren Geſchoſſen mit Balkendecken verſehen. Die 
Verbindung der einzelnen Geſchoſſe wird durch eine maſſive Treppe vermittelt. 

Im Kellergeſchoß befindet ſich die Wohnung des Pförtners, beſtehend aus 2 Stuben und Küche 
und außerdem noch 4 Kellerräume. Ueber eine doppelarmige Freitreppe gelangt man von der Straße am 
Eingang in das Erdgeſchoß, welches 1 Büreauraum, 1 Kaſſenzimmer, je 1 Zimmer für den Direktor und 
einen Tierarzt, ein Sitzungszimmer für das Kuratorium der Schlacht- und Viehhof-Verwaltung, einen Abort 
und 1 Portierloge enthält. Vor dem Kaſſenzimmer befindet ſich ein Schalteraum mit beſonderer Treppe 
und Ausgang nach dem Hofe. Die Portierloge, welche in der Höhe des Hofes liegt und hier einen Aus— 
gang hat, erhält gleichfalls eine beſondere kleine Treppe nach dem Erdgeſchoß. 

Im erſten Obergeſchoß befindet ſich die Wohnung des Direktors, beſtehend aus 4 Zimmern und 
1 Kammer, Badezimmer, Küche, Speiſekammer und Mädchenkammer. In dem höher geführten Giebelbau 
liegt die Wohnung des Maſchiniſten, beſtehend aus 1 Zimmer, 2 Kammern und Küche. Der übrig 
bleibende Bodenraum gehört zur Wohnung des Direktors. Der im Dachraum des Giebels und über dem 
Manſardendach liegende Dachboden kann als Wäſchetrockenboden benützt werden. 


Das Geſchäfts⸗ und Reſtaurationsgebäude 
iſt baulich ebenſo eingerichtet, erhält jedoch 2 Treppen. Im Kellergeſchoß befindet ſich die Kantine für die 
Geſellen, Büffetraum, Küche, Speiſekammer, Holz- und Kohlengelaß, Wein- und Bierkeller, Waſchküche, 
Rollkammer, Vorratskeller und je ein Kloſett für die in der Kantine und in den Wirthſchaftsräumen ver- 
kehrenden Perſonen. 

Den Zwiſchenbau des Gebäudes nimmt im Erdgeſchoß der Reſtaurationsſaal ein, welcher durch 
Seitenlicht erleuchtet wird. Im großen Giebelanbau befinden ſich im Erdgeſchoß 4 Komptoirräume für 
Kommiſſionäre und 1 Kloſettraum. Zwiſchen Giebelanbau und Saal liegt 1 großes Reſtaurationszimmer. 
Hinter dem Saal befinden ſich noch 2 Komptoire und 1 Kloſettraum. 

Im J. Obergeſchoß liegen insgeſamt 9 Zimmer, von denen 3 für Zwecke der hieſigen Fleiſcher— 
Innung beſtimmt ſind, während die übrigen als Fremdenzimmer für die Viehhändler dienen ſollen. Im 
vorderen Giebelanbau befindet ſich im II. Obergeſchoß die Wohnung des Wirts, beſtehend aus 2 Stuben 
und Kammer; über dem Saal liegen die Bodenräume, welche Wohnräume für die Domeſtiken abgeben 
und eventl. ſpäter zu Fremdenzimmern ausgebaut werden können. Im hinteren Anbau befinden ſich noch 
2 Fremdenzimmer. 

Der Pferdeſtall mit Wagenremiſe 
wird ebenſo gebaut wie die Ställe des Schlachthofes, erhält jedoch, um das Gebäude mehr den in derſelben 
Front am Engliſchen Damm liegenden Verwaltungsgebäuden anzupaſſen, Schieferdach. 
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Der Stall ift für Einſtellung von 18 Pferden gerechnet und enthält außerdem noch einen Raum 
für Utenſilien, welcher gleichzeitig als Knechtkammer dient. 


Daneben liegt ein Raum für Hundeſtälle, von welchen aus eine Treppe nach dem zur Aufbewahrung 
von Futtervorräten dienenden Dachboden führt. An der entgegengeſetzten Seite iſt die Remiſe dia 
und zwar in der Weiſe, daß durch Vorziehen einer Wand an der jetzt offenen Seite ein weiterer Stall für 
10 Pferde geſchaffen werden kann. 


Der Platz wird ebenſo wie im Schlachthofe gepflaſtert. Jedes der Verwaltungsgebäude erhält einen 
Garten, welcher durch eiſerne Gitter eingefriedigt wird. 


Zwiſchen Verwaltungs- und Reſtaurationsgebäude liegt der Haupteingang, für welchen 2 Torwege 
und 2 Gehpforten in Ausſicht genommen find. 


Neben dem Pferdeſtall ift noch ſpeziell für die Fleiſchabfuhr an Hauptſchlachttagen ein zweiter Aus- 
fahrtsthorweg projektiert. 


Der Engliſche Damm wird gerade gelegt und neu gepflaſtert, ebenſo der Langgarter Wall. Der 
außerhalb des Bauterrains liegende Graben wird einſchließlich eines kleinen Teils des Kielgrabens zuge— 
ſchüttet und dort ein Bollwerk zum Anlegen der Schiffe errichtet. — 


Die vorgelegten Spezialprojekte fanden die Genehmigung der Stadtverordnetenverſammlung in der 
Sitzung am 7. März d. Is. Der Beſchluß geht dahin: 


I. daß der Bau des öffentlichen Schlacht- und Viehhofes auf der Klapperwieſe nach 9 
der vorgelegten Spezial-Bauprojekte und Koſtenanſchläge ausgeführt wird, der Bau des Reſtau— 
rationsgebäudes aber nur unter der Bedingung: 


1) daß die hieſige Fleiſcher-Innung daſſelbe gegen einen jährlichen Pachtzins dun e des 
für den Bau und die inneren Einrichtungen deſſelben zu verwendenden Kapitals auf 
15 Jahre pachtet, 


2) daß die durch die Bewirtſchaftung jenes Gebäudes etwa aufkommenden, die ad 1 erwähnten 

a 6% überſteigenden Ueberſchüſſe zu je / dem Viehhofkonto, zu je 2/3 dem Schlachthof 
konto gut geſchrieben, 

3) daß die baulichen Unterhaltungs- und Reparaturkosten des Reſtaurationsgebäudes zu 1/3 
auf das Viehhofkonto und zu 2/ auf das Schlachthofkonto übernommen werden; 


II. daß die Entſcheidung über den Bau und die Einrichtung des Majchinen- und Kühlhauſes bis 
zur Vorlegung der diesbezüglichen Spezialprojekte und Koſtenanſchläge ausgeſetzt wird. 


Sobald es die Witterung geſtattet, wird mit der Herſtellung der Gebäude, für welche Biegel- 
materialien bereits beſchafft find, begonnen werden. Im Hinblick auf die ſorgfältige ens, io 
das ganze Projekt erfahren hat, kann darauf gerechnet werden, daß ſämtliche Gebäude noch en us E 
dieſes Jahres unter Dach gelangen, jo daß nach Herſtellung der inneren dão Ru 
Pflaſterungsarbeiten u. f. w. die Inbetriebnahme der Anſtalt vorausſichtlich im Laufe des Jahres 
wird erfolgen können. 


Die Bahnanlage, welche den Zweck hat, den öffentlichen Schlacht⸗ und Viehhof mit dem se a 
Bahnhof zu verbinden, iſt in öffentlicher Submiſſion gleichfalls einem hieſigen s ijo e 
übertragen und ſoweit gefördert, daß es möglich ſein wird, bereits im Frühling dieſes Jahres Baumaterialie 
auf derſelben für den Schlachthofbau heranzuſchaffen. 
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XXI. Markthallenbau. 


Die offenen Wochenmärkte auf den öffentlichen Plätzen und Straßen unſerer inneren Stadt haben 
bei dem ſich mehr und mehr entwickelnden Verkehr in den letzten 10 Jahren zu mancherlei Klagen und 
Beſchwerden Veranlaſſung gegeben. Schon im Jahre 1882 wurde zur näheren Beratung der einſchlägigen 
Fragen aus der Mitte der Stadtverordneten-Verſammlung eine Kommiſſion für die Reform des Markt 
weſens eingeſetzt, und ihrer Mitwirkung verdanken wir eine Reihe von Verbeſſerungen unſeres Marktweſens, 
als deren hauptſächlichſte zu nennen ſind: 


1. die im Jahre 1886 erfolgte Räumung des Marktes in der Langgaſſe und in den Quer— 
gaſſen des Langenmarktes; 

2. die Ausſonderung und Ueberweiſung gewiſſer Marktwaren nach dem Kohlenmarkte; 
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3. die wiederholte Abänderung und Verbeſſerung der Marktordnung. 
Die damals von der Polizeibehörde geſtellte Forderung der Zentraliſierung der Märkte auf dem 
Dominikanerplatze, als alleinigem offenen Markte, lehnte die Kommiſſion mit der Begründung ab, daß 
hiervon eine dauernde und wirkſame Hilfe nicht erhofft werden könnte, und daß die Einrichtung des Domini- 
kanerplatzes als Zentralmarktplatz zu koſtſpielig ſein würde. 

Im Uebrigen waren die Meinungen über die einzuſchlagenden Wege geteilt. 


Nur darüber herrſchte 
Einſtimmigkeit, daß unſeren Wochenmärkten große Mängel anhaften, und daß W 


andel geſchafft werden müſſe. 
Auch wurden einzelne Stimmen laut, die zum Bau einer Markthalle, als 


dem einzigen Mittel zur 
Abhilfe der erkannten Uebelſtände, rieten. 


Die Ueberzeugung aber, daß es ſich bei dem Bau einer j 


olchen Markthalle um die Befriedigung 
eines wirklichen Bedürfniſſes handele, iſt erſt in der jüngſten Zeit 


gewonnen worden. 

Man geht dabei von der Anſchauung aus, daß es ſich für 
ſondern nur um eine Markthalle für den Kleinhandel ode 
vorhandenen offenen Wochenmarktverkehrs in eine Markt 


Danzig nicht um eine Großmarkthalle 
r mit anderen Worten um die Ueberführung des 
halle handeln könne. 

Die Einrichtung ſolcher überdeckter Märkte wird heutzutage al 
zur Verſorgung einer Stadt mit guten und billigen Lebensmitteln angeſehen. Die Stadt Berlin hat ſich ein 
ganzes Syſtem von Markthallen geſchaffen. Viele größere Städte haben Markthallen eingerichtet. Dies iſt 
aber auch in kleineren Städten, z. B. in Oldenburg, geſchehen. In der letztgedachten Stadt hat eine Aktien 
Geſellſchaft den Bau und den Betrieb einer Markthalle in die Hand genommen. Dieſe Geſellſchaft hat für 
das Jahr 1889/90 eine Dividende von 67/23 Prozent verteilt. 


3 eine der wirkſamſten Maßnahmen 


Ueber den Markthandel in unſerer Stadt ſind nun wiederholt Zählungen und 
genommen worden. Eine ſolche Zählung ergab, daß die offenen Wochenmärkte 
1. Auf dem Fiſchmarkt 


Schätzungen vor- 
Danzigs beſucht worden ſind: 
. FAR von 295 Verkäufern bei ca. 649 qm Fläche 


i RE STOLAUIRUEE . . . so EE A ak „ 233 2 „ A 5 
aer, „ 482 È 1713 ñ 
4. Auf Langgarten, Mattenbuden und in der 

Coo 1. Aa ayasa ESTAA x N 316 „ A 
5. Auf dem Langenmarkt oc... DE 3 5 ; 1 = 
6. „ „ Dominikanerplat z.. 5 7 d 528 „ " 


Sujammen.... 1947 Verkäufer und ca. 4714 am Fläche 
Andere Erhebungen haben noch größere Ziffern ergeben. 
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Dadurch iſt die Thatſache klargeſtellt, daß Danzig zu denjenigen Städten gehört, in denen der 


Wochenmarkts-Verkehr ein ſehr reger, und das Bedürfnis, gewiſſe Produkte auf dem Wochenmarkte einzu⸗ 
benderen Geſellſchaftsklaſſen hinein lebhaft empfundenes iſt. 


Wäre ein ſolcher Verkehr nicht vorhanden, ſo würde die Markthalle ihn nicht zu ſchaffen vermögen; 
den vorhandenen Verkehr aber zu ordnen und zu beleben, die in ſanitärer, verkehrspolizeilicher und wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht vorhandenen Mängel der offenen Märkte zu beſeitigen, namentlich den Käufern und 
den Verkäufern Schutz zu gewähren gegen die Unbilden der Witterung und die Marktwaren vor dem Ver⸗ 
derben zu bewahren, das ſind die nächſten, in die Augen ſpringenden Aufgaben der Markthalle. Es wird 
durch den Bau einer ſolchen dem kaufenden Publikum erleichtert den Markt unter allen Umſtänden auf- 
zufuchen, und es wird letzterer deshalb gegen Zufälligkeiten geſchützt, welche bisher die Sicherheit des 
Geſchäfts beeinträchtigten. 

Es ſchafft ſomit die Markthalle den Produzenten ein ſicheres Abſatzgebiet. Insbeſondere aber 
entfallen durch die Möglichkeit, die Ware auf dem Markte zu belaſſen und in der Halle oder in den 
Kellerräumen derſelben aufzubewahren, nicht nur Transportkoſten, ſondern auch, was die Hauptſache iſt, 
ſehr erhebliche Verluſte an den Waren ſelbſt. 

Bei der jetzt vorhandenen Notwendigkeit, die Waren im Sonnenlicht, im Staub, bei Regen, Schnee 
und Froſt feilzubieten, die unverkauften Waren vom Markte wieder zu entfernen und ſie zu Hauſe oder 
in ermieteten Niederlagen mehrere Tage bis zum nächſten Markte aufzubewahren, ſind Verluſte durch 
Verderben der Waren unvermeidlich. Dieſe Verluſte erreichen zweifellos eine Höhe, welche außer allem 
Verhältnis zu der durch die überdeckte Markthalle allerdings herbeigeführten Erhöhung der Standgelder 
ſteht. Es wird dadurch gegenwärtig ein höherer Preis der Marktwaren bedingt, ohne daß der Erzeuger 
oder der Zwiſchen-Händler irgend einen Vorteil davon haben. Derſelbe ſtellt daher einen reinen Verluſt 
am Volksvermögen dar, welcher, wenn man ihn nach Prozenten der verkauften Waren beziffern könnte, 
eine ſehr erhebliche Summe ergeben würde. Es wird daher bei dem Vorhandenſein einer Markthalle für 
die Verkäufer möglich ſein, die Waren billiger abzugeben, als bisher, und es wird dadurch für die 
Allgemeinheit ein Vorteil erzielt, der als ein Gewinn für das Ganze ſelbſt dann noch erſcheinen würde, 
wenn etwa wider Erwarten die Vermietung der Marktſtände, wie dies ja namentlich im Anfange nicht 
unmöglich iſt, den Aufwand der Gemeinde nicht vollſtändig decken ſollte. 


Es iſt aber auch nicht richtig, daß die Standgelder in der Markthalle ſo hohe ſein müßten, daß 
durch ſie eine Verteuerung der Ware herbeigeführt, oder daß dadurch ein ungeſunder Zwiſchenhandel begünſtigt 
werden könnte. Eine Vergleichung der Platz- und Standgelder, welche jetzt auf den offenen Märkten erhoben 
werden, mit den Standgeldern, welche in einer Markthalle zu zahlen ſind, iſt nämlich von vorne herein 
inſofern nicht unbedenklich, weil dort lediglich der Platz vermietet wird. In der Markthalle aber werden 
neben dem Platz auch noch mancherlei Vorteile gewährt. Will man aber trotzdem den Vergleich anſtellen, 
ſo muß man jedenfalls zwiſchen ſolchen Händlern, die zum Feilbieten ihrer Ware Buden, Tiſche, Geſtelle 
u. dergl. brauchen, und ſolchen, welche die Waren einfach frei auf die Straße niederlegen, unterſcheiden. 
Letztere haben in der Markthalle allerdings ein höheres Standgeld zu entrichten, als jetzt auf dem offenen 
Markt. Jene Verkäufer aber müſſen doch auch die Koſten der An- und Abfuhr, der Aufſtellung und des 
Abbruchs ſowie die Koſten der Unterhaltung ihrer Bude u. ſ. w. in Rechnung ſtellen. So ſind z. B. die 
bei uns zur Bedachung der Buden üblichen Leindwandtücher in der Unterhaltung nicht billig, während ſich 
in der Markthalle ein gemeinſames und wirklich ſchützendes Dach über den ganzen Markt ausbreitet. Der 
Fleiſcher G. aus Gr. S. hat z. B. gegenwärtig pro Tag nur 95 Pf. Standgeld zu zahlen. Dazu kommen 


aber für den Transport der Bude von der Remiſe nach dem Markt und zurück und für die Aufbewahrung 


derſelben 1 Mk. 50 Pf., dazu 10 Pf. Standgeld für einen Wagen, zuſammen 2 Mk. 55 Pf. Für den 
Fleiſcher K. aus Danzig berechneten ſich Standgeld und Unkoſten auf 2 Mk. 25 Pf., für den Fleiſcher W. 
auf 1 Mk. 60 Pf. und für den Fleiſcher B. auf 1 Mk. 35 Pf. Dies ergibt durchſchnittlich 1 Mk. 94 Pf. 
In Berlin zahlt dagegen der Fleiſcher für einen verſchließbaren, eiſernen Stand in der Markthalle von 
4 qm Grundfläche bei monatweiſer Bezahlung 40 Pf. pro Quadratmeter und Tag, mithin täglich nur 
1 Mk. 60 Pf. Bei uns wird ſich das Standgeld in der Markthalle vorausſichtlich noch niedriger ſtellen. 
Auch werden die jetzt unausbleiblichen Ungleichheiten bei der Erhebung der Marktgelder künftig hinweg— 
fallen. Uebrigens find bei jener Berechnung die Koſten der Abnutzung der Markt-Utenſilien, welche gegen- 
wärtig von dem Verkäufer getragen werden, noch gar nicht berückſichtigt. Man wird daher die Befürchtung, 
daß die Markthalle für den Verkäufer höhere Auslagen verurſache, die bei der Preisbildung zum Ausdruck 
kommen müßten, als zutreffend nicht anerkennen können. 

Ein anderer Einwand, welcher in der von dem Magiſtrat und der Stadtverordnetenverſammlung 
eingeſetzten Kommiſſion gegen die Markthalle erhoben wurde, ging aus der Befürchtung hervor, daß eine 
Verteuerung der Ware zum Nachteil der Konſumenten dadurch herbeigeführt werden könnte, daß ſich unter 
den Verkäufern in der Markthalle gewiſſe Ringe bilden könnten; indem ſich in der Folgezeit die freie 
konkurrenz der Händler auf dem offenen Markte zum Nachteil der Käufer in der Markthalle weſentlich 
verringern werde. Derartige Wahrnehmungen ſollten namentlich in Frankfurt a. M. gemacht ſein. Es 
hat jedoch eine Anfrage bei dem ſtädtiſchen Gewerbe- und Verkehrsamt in Frankfurt a. M. die Grund— 
loſigkeit dieſer Annahme ergeben. Gleichzeitig iſt die Behauptung widerlegt worden, daß dort durch die 
Markthalle eine Verteuerung der Lebensmittel herbeigeführt worden ſei. In demſelben Sinne hat ſich auch 
der Stadtrat in Leipzig bezüglich der dort gemachten Erfahrungen ausgeſprochen. 

Auch von den Magiſtraten anderer Städte ſind uns in dankenswerter Weiſe Materialien über die 
dort vorhandenen Markthallen mitgeteilt worden. Bei dem Studium dieſes Materials wurde die Ueber 
zeugung gewonnen, daß die neu erbaute Markthalle Nr. 5 auf dem Magdeburger Platz in Berlin ſowohl 
bezüglich ihrer Größe, als auch bezüglich ihrer Einrichtung im weſentlichen den hieſigen Anforderungen 
entſprechen dürfte. 

Dieſe Halle umſchließt eine Geſamtfläche von 1809 Quadratmetern und bietet nach Abzug der durch 
die Mauern, Gänge, Büreaus, Kloſetts, Portierbuden, Kaffeeküche ꝛc. eingenommenen Fläche von 949,80 qm 
noch eine zu vermietende Marktſtandfläche von 859,20 qm. 

Außerdem enthält der Keller eine vermietbare Fläche von 1200 qm. 


Es wurde nun in der Kommiſſion die Anſicht ausgeſprochen, daß angeſichts des Platzbedürfniſſes 
auf unſeren gegenwärtigen offenen Märkten mit über 4000 qm Verkaufsfläche und über 1800 Verkäufern 
die projektierte Markthalle mit dem zur Verfügung ſtehenden Platze von nur 859,20 qm und 188 + 157 
— 345 Ständen, denn doch zu klein ſein möchte. Dagegen iſt jedoch zu erwägen, daß der Raum, den 
offene Märkte beanſpruchen, ſchon aus dem Grunde ein weit größerer iſt, weil für die Aufſtellung der Waren 
entweder die Utenſilien fehlen, oder weil dieſelben, wenn vorhanden, doch nicht von übereinſtimmender, auf 
geringes Platzbedürfnis berechneter Form ſind. 


Daher beanſpruchen die Verkäufer auf offenen Märkten einen weit größeren Raum, als ſich durch 
den Zweck der Sache an und für ſich rechtfertigen läßt. Wie viel Raum wird in den Markthallen z. B. bei 
den Ständen der Obſt- und Gemüſehändler ſchon dadurch erſpart, daß die Waren nicht neben, ſondern über 
einander aufgeſtellt werden! Ferner iſt aber auch auf den Umſtand beſonders Gewicht zu legen, daß die 
Markthalle die Ausdehnung des bisherigen Wochenmarktverkehrs auf jeden Tag der Woche und hier 
wieder auf eine größere Anzahl von Stunden ermöglicht. Gerade dieſer Umſtand iſt für die Größe der 
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Markthalle von ausſchlaggebender Wichtigkeit. Wir können annehmen, daß die bei uns beſtehende 
Gewohnheit nur am Mittwoch und Sonnabend Vormittag die Lebensbedürfniſſe einzukaufen, nach 
Einrichtung der Markthalle allmählich aufhören wird. Reduzieren ſich aber die Käufer für den einzelnen 
Tag durch Verteilung auf die verſchiedenen Wochentage, ſo müſſen ſich naturgemäß auch die Verkäufer 
reduzieren, und ſomit iſt anzunehmen, daß die Markthalle dem Bedürfnis entſprechen werde, obwohl ihr 
Flächeninhalt bedeutend geringer iſt, als die bisher erforderte Fläche des offenen Marktes. Es iſt dies 
eine Beobachtung, welche in allen Städten gemacht worden iſt, in denen Markthallen mit Markthallen— 
zwang beſtehen. Allerdings vollzieht ſich dieſe Umwandelung nicht mit einem Schlage. Dazu kommt ferner, 
daß nicht nur die offenen Märkte in unſeren Vorſtädten, ſondern auch der offene Markt auf der Niederſtadt 
und dem waſſerſeitigen Fiſchmarkte vorerſt nicht eingehen ſollen. 


Bezüglich des Standorts einer Markthalle, welcher ein möglichſt zentraler ſein muß, iſt für Danzig 
der Dominikanerplatz ſchon ſeit Jahren in Ausſicht genommen; auch iſt der Kauf des Hausgrundſtücks am 
Altſtädtiſchen Graben No. 14 erfolgt mit Rückſicht auf dieſe Verwertung des Platzes. 


Einige Schwierigkeiten bietet der Dominikanerplatz allerdings durch ſeine unterirdiſchen Gewölbe, 
ferner durch die auf demſelben vorhandene Turmruine aus der Ritterzeit und durch den Silberhüttenkanal 
dar. Unterhalb der Markthalle ſind die Gewölbe auszubrechen, in der Umgebung des Bauwerks aber zu 
verſchütten. Das Gebäude ſelbſt wird ſo zu ſtellen ſein, daß es nicht auf den Kanal zu ſtehen kommt. 
Die Ruine wäre nötigenfalls zu beſeitigen. Im übrigen kann der Bauplatz aber als wohl geeignet für 
den Bau einer Markthalle nach dem Muſter der Markthalle V auf dem Magdeburger Platz in Berlin 
bezeichnet werden. Selbige Markthalle iſt inzwiſchen von verſchiedenen Mitgliedern der Kommiſſion be— 
ſichtigt worden. Auch hat eine eingehende Beſichtigung derſelben durch den Oberbürgermeiſter und den 
Stadtbaumeiſter Otto ſtattgefunden unter Zuziehung des Erbauers jener Markthalle, des Herrn Stadt— 
bauinſpektors Lindemann in Berlin. Letzterer iſt auch bereit, das von der hieſigen ſtädtiſchen Bau— 
verwaltung zu bearbeitende Projekt zu revidieren. 


Was aber den Koſtenpunkt und die Rentabilität der projektierten Markthalle anbetrifft, jo 


wird unſerer Stadt das Unternehmen dadurch weſentlich erleichtert, daß der Bauplatz ſich, wie geſagt, 
bereits im Eigentum der Stadtgemeinde befindet, während andere Städte bei der Aufſtellung ihrer 
Rentabilitätsberechnungen und bei der Bemeſſung der in der Markthalle zu erhebenden Standgelder mit 
mehr oder weniger großen Grunderwerbskoſten zu rechnen hatten. Nur die Koſten, welche der Ankauf 
des Dieſend'ſchen Wohnhauſes auf dem Dominikanerplatz, Altſtädtiſcher Graben Nr. 14, zum Zweck der 
Freilegung des Platzes verurſacht hat, ſind mit 40 400 Mk. in Rechnung zu ſtellen. Der Dominikanerplatz 
liegt aber in ſeinem Niveau höher als die angrenzenden Straßen; derſelbe iſt auch zum Teil unterkellert. 
Die nötigen Abtragungen und die Verfüllung der vorhandenen Hohlräume werden etwa 10000 Mk. 
koſten, ſo daß immerhin für den Bauplatz 50 400 Mk. in Rechnung zu ſtellen ſind. 


Die Kommiſſion hat ihrerſeits folgende Rentabilitätsberechnung aufgeſtellt: 


Für den Bauplatz = 50 400 Mk. 
Für die Markthalle = 341880 „ 
Für die Umgebung = 35 800 „ 
428 080 Mk. 
Hierzu treten noch für das nötige Inventar 11920 „ 


ſodaß ſich die Herſtellungskoſten auf 440 000 Mk. beziffern. 
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Rechnet man nun von dieſen Koſten eine vierprozentige Verzinſung mit 17600 Mk. und eine 
zweiprozentige Amortiſation mit 8 800 Mk. pro Jahr, jo ergibt dies eine jährliche Tilgungsrente von 
ð à) ` Ç o 
26 400 Mk. Hierzu 


9950 „ jährlicher Pachtausfall an den bisherigen Marktſtandgeldern, 
17150 „ jährliche Verwaltungskoſten 


53 500 Mk. Summe der jährlichen Unkoſten. 


Es fragt ſich nun, wie die finanzielle Deckung hierfür zu gewinnen ift. Bei der Beantwortung 
dieſer Frage gehen wir von der Annahme aus, daß es ſich in dieſem Falle nicht um ein lukratives Geſchäft 
für die Stadtgemeinde handeln ſoll. Es ſind daher für die Kellermiete und für die Standgelder verhältnis— 
mäßig geringe Einheitsſätze angenommen. Auch iſt vorerſt davon abgeſehen, die Standgelder verſchieden 
zu tarifieren. In dieſer Hinſicht muß die definitive Beſchlußfaſſung einem ſpäteren Stadium vorbehalten 
bleiben. Es wird aber keineswegs unbillig ſein, wenn man für einen verſchließbaren Fleiſcherſtand einen 
höheren Satz zur Anwendung bringt, wie z. B. für einen offenen Stand für Blumen oder für Gemüſe. 
Endlich iſt der Rechnung vorſichtiger Weiſe die Annahme zu Grunde gelegt, daß 25 % der Stände im 
Anfang und in der Uebergangszeit unbeſetzt bleiben werden. Hiernach ſtellen wir jenen Ausgaben folgende 
Einnahmen gegenüber: 


a. Jahresmiete für den Kaffeeſchank nebſt Küche und Spülküche 500 Mk. 
b. Miete für die Lagerkeller. 1200 qm vermietbare Keller— 
Abteilungen, à 3 Pfg. pro Tag und Quadratmeter, ergeben bei 
300 Mabettagen ein Jahn „ po o cado 10 800 Mk. 
ein Viertel hiervon ab für im Anfang unbeſetzt bleibende Flächen 2700 „ 
bleibt Kellermiete 8 100 Mk. 
c. Miete rejp. Standgeld für die Verkaufsſtände in der Markthalle bei einem 
gleichmäßigen Satz von 23 Pfg. pro Tag und Quadratmeter. 
Die Markthalle hat eine Geſamtfläche von 1809,00 qm 
Hiervon ab für Gänge, Mauern, Zimmer, Kloſetts, Portier— 
Buden e ja SS EN ore 949,80 „ 
Es bleiben daher zu vermieten 3859,20 qm 
Bei 300 Markttagen ergiht gos 59 271 Mk. 
ein Viertel hiervon ab für anfänglich unbeſetzt bleibende Flächen 14818 „ 
bleibt Standgeld 44 453 Mk. 
d. Wägegebühren für die Benutzung der öffentlichen Waage VVV O VTO U T 250 Mk. 
e. Gebühren für Benutzung des Aufzugs aus dem Keller (pro Hub 10 Pf.) .. 197 „ 
zuſammen 53 500 Mk. 


In Berlin werden durchgängig höhere Standgelder bezahlt, als ſie hier zur Berechnung gekommen ſind. 


Unter Zugrundelegung dieſer Standgelderſätze bei monatweiſer Bezahlung würde ſich ſogar ein 
jährlicher Ueberſchuß von 21 938 Mk. herausſtellen. In Berlin hatte der Betrieb der Markthalle V, 
bei welcher fih die Koſten des Grunderwerbs auf 93 239 Mk. 86 Pf. bezifferten, im Jahre 1889/90 einen 


Ueberſchuß von 52319 Mk. 49 Pf. ergeben, während wir — wenigſtens für die Anfangszeit — auf einen 
Ueberſchuß nicht rechnen wollen. 

Auf Grund aller dieſer Erwägungen iſt die Kommiſſion ſchließlich zu dem Reſultat gekommen, dem 
Magiſtrat und den Stadtverordneten folgende Beſchlußfaſſung zu empfehlen: 

1) Auf dem Dominikanerplatz wird eine Markthalle nach dem Vorbild der Markthalle V auf dem 
Magdeburger Platz in Berlin errichtet. 

2) Ein Ortsſtatut, welches für die Stadt Danzig den Markthallenzwang ſtatuiert, iſt aufzuſtellen. 
Dies Statut iſt zunächſt in der Kommiſſion zu beraten. 

3) Auf die Vorſtädte und auf die Niederſtadt wird der Markthallenzwang vorerſt nicht ausgedehnt, 
während im übrigen die zur Zeit beſtehenden Wochenmärkte aufgehoben werden. 

4) Zur Projektbearbeitung werden viertauſend Mark vorſchußweiſe zur Verfügung geſtellt. 

Der Magiſtrat beſchloß, die Stadtverordneten-Verſammlung zunächſt um die Bewilligung der zur 
Projektbearbeitung erforderlichen Summe zu erſuchen, und dieſe Bewilligung iſt in der Sitzung vom 
13. April 1892 erfolgt. Das Projekt iſt inzwiſchen von Herrn Stadtbaumeiſter Otto ausgearbeitet und 
in der Kommiſſionsſitzung am 11. Februar 1893 vorgelegt worden. Es wird, nachdem einige Erinnerungen 
der Kommiſſion gegen daſſelbe erledigt ſein werden, demnächſt den ſtädtiſchen Kollegien unterbreitet werden. 


XXII. Feuerlöſchweſen. 


Die etatsmäßige Stärke der Feuerwehr iſt, nachdem dieſelbe im Vorjahre um 6 Mann vermehrt 

worden, in dieſem Jahre unverändert geblieben. Die ſtädtiſche Feuerwehr beſteht aus: 
1 Branddirektor, 

1 Brandmeiſter, 

1 Büreauaſſiſtenten, 

1 Korpsarzt, 

1 Feldwebel, 

1 Maſchiniſten, 

7 Oberfeuerwehrleuten, 
64 Feuerwehrleuten und 
12 Spritzenleuten in den Vorſtädten. 

Durch die ſchrecklichen Unglücksfälle bei dem am 13. Dezember v. Is. ſtattgefundenen Speier- 
brande iſt eine Lücke in dem Mannſchaftsbeſtande geriſſen worden, indem fünf wackere Feuerwehrleute 
ihrem Berufe zum Opfer gefallen ſind. Ferner ſchieden drei Feuerwehrleute freiwillig aus, für dieſe ſowohl, 
wie für die Verunglückten iſt das Korps durch Neueinſtellungen wieder ergänzt worden. 

Der Geſundheitszuſtand der Mannſchaften war im Allgemeinen befriedigend. Es ſind im Ganzen 
31 Mann an 380 Tagen krank geweſen, während im Vorjahre die Krankenrapporte 56 Mann mit 537 
Tagen aufwieſen. Allerdings trat im vorigen Jahre die Influenza epidemiſch im Korps auf. 


Außer den bereits erwähnten Todesfällen ſind noch weitere Unfälle im Dienſt vorgekommen, welche 
in mehr oder minder ſchweren Verletzungen beſtanden. Es ſind im Ganzen 13 Unfälle vorgekommen, 
wovon allein 10 auf die bei dem großen Speicherbrande thätig geweſenen Mannſchaften entfallen. Von 
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dieſen find aber bereits 3 Mann wieder dienſtfähig und nur ein Mann befindet fico noch im ſtädtiſchen 
Lazarett, welcher jedoch ebenfalls in Kürze ſeiner vollſtändigen Geneſung entgegenſieht. 
Die Mitglieder der Feuerwehr ſind bei der Verſicherungsgeſellſchaft „Rhenania“ in Köln gegen 
Unfall verſichert. s 
Die Fahrzeuge und Gerätſchaften der Feuerwehr ſind vielen Reparaturen unterworfen geweſen. 
Ein Waſſerfaß mußte erneuert werden, vorgekommene Achſen- und Radbrüche erforderten Neuanfertigungen, 
namentlich aber hat das Schlauchmaterial beim Beſpülen der Straßen und Rinnſteine im Sommer, ſowie 
bei den letzten größeren Bränden im Winter ſehr gelitten. Die notwendige Neubeſchaffung von Schläuchen 
wird beſondere Koſten verurſachen. 
Die Feuerwehr iſt vom 1. April 1892 bis zum 1. Februar 1893 177 mal alarmiert worden, die 
Alarmierungen betrafen: 
12 Großfeuer, 
9 Mittelfeuer, 
93 Kleinfeuer, 
26 Schornſteinbrände und 
37 Blinde Lärme, 


zuſammen 177. 

Innerhalb der Stadt und im Stadtbezirk haben nur 6 Großfeuer ſtattgefunden, die übrigen waren 
außerhalb in ländlichen Ortſchaften. 

Die 6 Großfeuer innerhalb der Stadt betrafen die Grundſtücke 

am 3/4. 92. Weidengaſſe 21/25 (Gewehrfabrik) Arbeitsſaal in der Schaftfabrik; 

am 28/5. 92. Hinterm Lazarett No. 18 b, Neubau 1. bis 3. Stockwerk; 

am 11/8. 92. Strohdeich No. 11/12 ein Teil des Dachſtuhls No. 11 und der Dachſtuhl No. 12; 

am 25/11. 92. Poggenpfuhl No. 24/25, Schuppen nebſt Inhalt; 

am 13/12. 92. Hopfengaſſe No. 9/11, drei Speicher mit Inhalt; 

am 24/1. 93. Am Sande No. 1 (Weizenmühle) Holzſchuppen mit Pappegedeck, ſogenannte Rad— 
ſtube des Waſſerwerks der Mühle. 

Bei den verſchiedenen Bränden kamen in Anwendung: 43 große Handdruckſpritzen, 9 Hydranten, 
12 kleine Handſpritzen und 3 mal die Dampfſpritze. 

Bei dem Speicherbrande in der Hopfengaſſe wurden außerdem die beiden Dampfſpritzen der Kaifer- 
lichen Werft requiriert, welche ungefähr 8 Stunden in Thätigkeit waren. 

Der Brand der Speicher „Soli Deo-Gloria“ auf der Speicherinſel ift wohl das größte Feuer geweſen, 
welches die Feuerwehr ſeit ihrem Beſtehen zu bekämpfen hatte, und wenn auch der Angriff zum größten 
Teile nur von der engen Hopfengaſſe aus geſchehen konnte, ſo iſt doch das Feuer, freilich mit großen 
Opfern, auf die vorhergenannten Speicher beſchränkt geblieben, und es iſt durch Aufwendung aller Kräfte 
ein weiteres Umſichgreifen auf die übrigen Speicher in unmittelbarer Nähe und in dem gefährlichſten Teile 
unſerer Stadt verhütet worden. 

Bei dieſem Brande der Speicher Soli Deo-Gloria auf der Speicherinſel, der in der Nacht vom 
12. auf den 13. Dezember v. Is. ganz plötzlich mit elementarer Gewalt zum Ausbruch kam, haben leider 
fünf wackere Feuerwehrleute ihren Pflichteifer und Mut mit dem Leben bezahlen müſſen. Nur die oberen 
Etagen des Soli-Speichers ſtanden bereits in hellen Flammen, als die Feuerwehr auf der Brandſtelle 
erſchien, ſo daß das Feuer ohne jede vorausſichtliche Gefahr von der Hopfengaſſe und von dem Deo- Speicher 
aus angegriffen werden konnte. Von letzterem Speicher hatte zwar der Dachſtuhl auch ſchon Feuer gefangen, 


72 

die weiteren Räume aber waren vollſtändig rauchfrei. Dieſer Angriff von der Seite Der fien umſomehr 
geboten, als die Bekämpfung des Feuers auf der Waſſerſeite durch die Gefahr des Zuſammenſturzes der 
Mauern des Soli Speichers ausgeſchloſſen war. Die der Feuerwehr nicht bekannte innere Verbindung 
ſämtlicher drei Speicher durch maſchinelle Einrichtungen verſchiedener Art leitete die Flammen aber bald 
in die Räume des Deo-Speichers, der aufgegeben werden mußte. Nun zogen ſich die Feuerwehrleute in 
den Gloria-Speicher zurück, um wenigſtens dieſen, deſſen Dach auch ſchon Feuer gefangen hatte, zu retten. 
Aber auch hier drang ein erſtickender Qualm ein, welcher den mutvoll ihren ſchweren Dienſt mit voller 
Hingabe ausführenden ſieben Feuerwehrleuten eine fernere Thätigkeit zur Unmöglichkeit machte. Leider 
gelang es nur zweien von ihnen, Thießler und Zils, die Lucken zu erreichen und bevor es noch möglich 
war, Sprungtuch oder Leitern herbeizuſchaffen, — welche letztere freilich auch von der Waſſerſeite her nicht 
bis zu den oberen Etagen, in denen ſich jene Männer befanden, gereicht hätten, — durch einen Sprung 
dem Tode zu entgehen, allerdings nicht ohne ſehr ſchwere Verletzungen davon zu tragen. Der Ober— 
feuerwehrmann Treptow, welcher gleichfalls den Sprung wagte, kam infolge dieſes Sprungs um's 
Leben, und die Feuerwehrleute Beimelt, Lietzow, Paſchke und Zymowski konnten dem Tode nicht 
mehr entrinnen. Nach einer plötzlich in ihrer Nähe erfolgten Detonation, wie ſie nur infolge einer Ent— 
zündung exploſiver Stoffe möglich war, wurden ſie von den Flammen ergriffen, und nur einzelne verkohlte 
Teile ihrer Leichname ſind aus dem Schutte zu Tage gefördert und am 22. März d. J. beſtattet worden. 
Da die Speicher mit Benzinflammen beleuchtet wurden, ſo liegt die Vermutung nahe, daß in den 
Räumen lagernde Ballons mit Benzin dieſe totbringende Verheerung bewirkten. 

Für die Hinterbliebenen iſt beſtmöglichſt geſorgt. Die Verſicherungs-Geſellſchaft Rhenania hat für die 
Hinterbliebenen des Oberfeuerwehrmanns Treptow 3 500 Mk. und die Hinterbliebenen von Beimelt, 
Lietzow und Paſchke je 2 500 Mk. gezahlt, während bezüglich der Verſicherungsſumme für Zymowski, 
der unverheiratet geweſen, die Verhandlungen noch ſchweben. Für die Hinterbliebenen ſind ferner von der 
hieſigen Sparkaſſe in hochherziger Weiſe 2000 Mk. und von der Berliner Feuer-Verſicherungs-Anſtalt 
100 Mk. gezahlt worden. Ferner ſind an die Witwen aus freiwilligen Gaben zuſammen 793 Mk. verteilt 
worden, und es ift ihnen von Seiten der Stadt das Gnadenquartal mit dem vollen Gehalt ihrer ver- 
unglückten Männer bewilligt. Eine weitere laufende Unterſtützung der Witwen aus ſtädtiſchen Mitteln iſt 
in Ausſicht genommen. 

Es dürfte auch noch zu erwähnen ſein, daß anläßlich dieſer Kataſtrophe für den Penſionsfond der 
Feuerwehr zur Verfügung des Magiſtrats 1 200 Mk. von folgenden Verſicherungsgeſellſchaften gezahlt wurden: 
von der Geſellſchaft „Phönix“ 500 Mk., Magdeburger Feuerverſicherungsgeſellſchaft 500 Mk., Schleſiſche Feuer- 
verſicherungsgeſellſchaft 100 Mk. und von der nationalen Feuerverſicherungsgeſellſchaft in Stettin 100 Mk. 

An die unverletzten Feuerwehrleute wurden verteilt 100 Mk. durch die North British Mercantile- 
Geſellſchaft geſpendet, und 484 Mk. aus etatsmäßigen Mitteln der Stadtgemeinde. 

Der Geiſt und die Thätigkeit der geſamten Mannſchaft bei jenem Feuer waren trotz der tief 
zu beklagenden Unglücksfälle nur zu loben und haben Anerkennung von Seiten der Königlichen Regierung 
ſowie ſeitens der ſtädtiſchen Behörden gefunden. 

Die Entſtehungsart des Feuers war nicht zu ermitteln, auch die Urſache der Exploſion im Speicher 
Gloria, durch welche die Unglücksfälle hervorgerufen worden ſind, wird wohl unaufgeklärt bleiben; erwieſen 
ift nur, daß in den Speichern Benzinflammen-Beleuchtung ſtattfand und daß im Gloria-Speicher ein 
Vorrat von Benzin ſich befunden hat. 

Die Feuermeldeſtationen ſind um eine in der Werdertorwache auf Kneipab vermehrt worden. 
Es befinden ſich zur Zeit 31 Sprech- und 14 Weckſtationen im Betriebe. 
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XXIII. Militär- Verwaltung. 


Es ſind während des Etatsjahrs 1892/93 einquartiert worden: 
I. Vorübergehend: 
21 Offiziere. 115 Unteroffiziere. 1584 Gemeine. 258 Pferde; 
und zwar aus Anlaß: 
a. von Uebungen der Reſerven zc. U 
mit 12- bis 20-tägiger Dauer: — Offiziere 35 Unteroffiziere 321 Gemeine — Pferde 
b. von Cavallerie-Regiments- und Brigade- 


Exerzitien mit 10-bis 14-tägiger Dauer: 12 1 28 178 7 228 
e. von Rekruten⸗Transporten: 3 " 31 A 1008 h: — > 
d. anderweiter Uebungen von kürzerer e 
Dauer und von Durchmärſchen: 6 j 21 F 77 a 80 „ 


Sa. wie oben: 21 Offiziere. 115 Unteroffiziere. 1584 Gemeine. 258 Pferde. 
Von den unter b Bezeichneten wurden 8 Offiziere, 24 Unteroffiziere und 129 Gemeine nur für 
einen Tag mit Verpflegung einquartiert. 
II. dauernd, bezw. auf längere Zeit: 
a. bis einſchließlich Auguſt 1892: 4 Unteroffiziere, 53 Gemeine und 46 Pferde, 
b. von Auguſt bis jetzt: — Unteroffiziere, 4 Gemeine und 46 Pferde. 


Die Quartierreduktion ift infolge der Kaſernierung der betreffenden (Artillerie—) Mannſchaften 
eingetreten. 


Das reglementsmäßige, von den Truppenteilen, bezw. dem Staate vergütete Servis beträgt: 


ad 1 für Offiziere im Sommer — im Winter 
1,04 Mk. 1,47 Mk. | 
„ Unteroffiziere 0,20 „ 027,2, pro Tag. 
„ Gemeine 9540 mo 5 


„ Pferde 20 Pf. (Sommer und Winter). 


ad 2 für Unteroffiziere im Sommer — im Winter 
6 Mk. 8,10 Mk. 
„ Gemeine . 4,50 „ 3 Monat. 
„ Pferde 1,80 Mk. (Sommer und Winter). 


Geſtellung von Vorſpann ift von den Truppenteilen im Wege der Requiſition während des Berichts- 
jahres nicht verlangt. 


Die während des Berichtsjahres nur in verhältnismäßig geringem Umfange ſtattgehabten Uebungen 
von Reſerve- und Landwehr-Mannſchaften werden beim Servis-Etat vorausſichtlich eine Minderausgabe 
von ca. 6000 Mk. und eine Mindereinnahme von ca. 5400 Mk. ergeben. 


Behufs Feſtſtellung der Quartierlaſt neu erbauter und in der Subſtanz — pro 1891 — veränderter 
Gebäude des Stadtkreiſes ſowie zum Zweck dementſprechender Berichtigung der Servis-Kataſter mußten 
80 Gebäude vermeſſen werden. 


Bezüglich der Stärke der hieſigen Garniſon ſind Aenderungen nicht zu verzeichnen. Dieſelbe beträgt 
nach wie vor 6025 Perſonen. 


An Unterſtützungen aus Anlaß von Friedensübungen find auf Grund des Geſetzes vom 
10. Mai 1892 und den dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen vom 2. Juni 1892 während der Haupt- 
einziehungsperiode vom 1. April bis 1. November 1892 an 389 Familien 4600 Mk. 92 Pf. gezahlt worden. 


Der ortsübliche Durchſchnittstagelohn für einen männlichen Arbeiter beträgt in Danzig 1 Mk. 80 Pf. 


Für die Frau des eingezogenen Mannes wurden 30% und für jedes Kind 10%, zuſammen jedoch 
höchſtens 60%, dieſes ortsüblichen Tagelohns pro Tag der Einziehung incl. der Marſchtage an Unter- 
ſtützung gewährt. 


Die niedrigſte Unterſtützung betrug daher 54 Pf., die höchſte 1 Mk. 08 Pf. pro Tag. 


Das Geſetz hat inſofern ſegensreich gewirkt, als dadurch die Familien der eingezogenen Mann— 
ſchaften vor äußerſter Not geſchützt waren und die ſtädtiſche Armenpflege nicht in Anſpruch zu nehmen 
brauchten. 


XXIV. Städtiſches Uachtwachtweſen. 


Die etatsmäßige Kopfſtärke der Wachtmannſchaft iſt dieſelbe geblieben, wie im Vorjahre. Das 
Korps beſteht aus 3 Stadtwachtmeiſtern in der Stadt und 77 Wachtleuten daſelbſt, 2 Stadtwachtmeiſtern 
in den Vorſtädten und 24 Wachtleuten daſelbſt. 


Zur Verſtärkung der Wachtmannſchaft ſind wiederum wie in den Vorjahren für drei Winter— 
monate 4 Mann mehr eingeſtellt worden. 


Die von der Kaufmannſchaft unterhaltene und der Branddirektion unterſtellte Strom- und Speicher- 
wache beſteht aus 1 Stadtwachtmeiſter und 3 Strom- und 3 Speicherwächtern. 


Durch Mb- und Zugang traten einige Veränderungen im Korps ein; 2 Mann verſtarben, 3 Mann 
wurden zur Feuerwehr verſetzt, 2 Mann mußten wegen Dienſtvergehen entlaſſen werden, 1 Mann ſchied 
freiwillig aus und 1 Mann wurde wegen vorgerückten Alters und andauernder Krankheit entlaſſen. Letzterer 
erhielt eine von der Stadt gewährte Altersunterſtützung bis zu ſeinem am 10. Januar d. J. einge⸗ 
tretenen Tode. 


Der Geſundheitszuſtand der Mannſchaften war trotz der andauernden Kälte im Winter ein außer⸗ 
ordentlich günſtiger. Es waren nur 27 Mann an 532 Tagen erkrankt und dienſtunfähig. 


Der Geiſt und die Disziplin im Korps war im Allgemeinen gut. 


Die Thätigkeit des Korps, welche hauptſächlich in Aufrechthaltung der nächtlichen Sicherheit, Ruhe 
und Ordnung, Verhinderung von Diebſtählen, Entdeckung von Feuersbrünſten und Hilfeleiſtung in Fällen 
plötzlicher Erkrankung auf der Straße beſteht, iſt auch in dieſem Jahre zufriedenſtellend geweſen. Es 
mußten 399 Arretierungen von Perſonen, welche ſich verſchiedener Exzeſſe gegen die öffentliche Ordnung 
ſchuldig gemacht hatten, vorgenommen werden, gegen 321 im Vorjahre. 


Die Thätigkeit der Wachtmannſchaft wurde außerdem bei einigen größeren Bränden zur Nacht- 
zeit beanſprucht. 


Die Uebernahme des Nachtwachtweſen durch den Staat, welche für 1. April 1893 in Ausſicht 
genommen war, iſt vertagt worden. (Vergl. Abſchnitt X.) 


XXV. Straßenreinigungs- und Abfuhrweſen. 


Das Perſonal beſteht unverändert wie im Vorjahre aus 1 Schirrmeiſter, 3 Aufſehern, 1 Bureau⸗ 
beamten, 8 Fahrern und 62 Arbeitern. 


Wechſel im Perſonal entſtand teils durch Entlaſſung einiger Leute, welche ſich den beſtehenden 
Vorſchriften und der Disziplin im Korps nicht fügen wollten, teils wegen Läſſigkeit bei der Arbeit. Drei 
Mann wurden wegen vorgerückten Alters und andauernder Kränklichkeit entlaſſen; letztere beziehen von 
der Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft, beziehungsweiſe von der Invaliditäts- und Altersverſorgungs-Anſtalt 
eine jährliche Rente. 

Krank waren 48 Mann mit 693 Tagen. 

Drei Betriebsunfälle kamen durch Verletzungen, darunter ein ſchwerer Unfall durch Ueberfahren, vor. 


Unter den Pferden traten hauptſächlich viel Hufkrankheiten auf. Krank waren 23 Pferde mit 
942 Tagen, zwei Pferde fielen an Starrkrampf, beziehungsweiſe Lungenlähmung, und 6 Pferde mußten 
wegen totaler Unbrauchbarkeit ausrangiert werden; von letzteren waren vier bereits über 20 Jahre alt. 


Vier Pferde wurden neu angekauft. 


An Betriebsmaterial beſitzt das Inſtitut: 43 Pferde, 22 Gemüllkarren, 11 Arbeitswagen, 2 Moder- 
wagen, 1 Gefangenentransportwagen, 7 Sprengwagen und 2 Sprengtienen, außerdem die nötigen Geſchirre 


zum Angeſpann für die Pferde und Arbeitsgerätſchaften, wie Beſen, Schaufeln, Pickel zc. 


Um die Beſprengung der Straßen in ausgedehnterem Maße bewirken zu können, wurden noch 
2 Sprengwagen beſchafft. 

Anläßlich der drohenden Choleragefahr wurde neben anderen ſanitären Maßregeln der Behörden 
auch von der dieſſeitigen Verwaltung außer dem bisherigen regelmäßigen Betriebe der Straßenreinigung 
und Abfuhr jowie des ſtädtiſchen Fuhrweſens, eine tägliche Beſpülung und Desinfizierung der Straßen 
und Rinnſteine in den Vorſtädten vorgenommen, welche noch keine Kanaliſation haben. Auch wurden 
ſämtliche öffentliche Bedürfnisanſtalten täglich und die Gemüllabladeplätze ſowie die Gullys von Zeit zu Zeit 
desinfiziert. 

Für die Verwaltung wird das Etatsjahr 1892/93 eines der theuerſten werden, welche bisher vor⸗ 
kamen, was namentlich auf den ſtrengen Winter und die häufigen und maſſenhaften Schneefälle zurüd- 
zuführen iſt. 

Es ſind bis jetzt die im Etat feſtgeſetzten Ausgaben für Hilfsarbeiter und Hilfsfuhren bereits um 
4000 Mk. überſchritten worden. 

Von den eigenen Geſpannen wurden außer der Geſpannſtellung für die Feuerwehr geleiſtet: 
23 036 Gemüllfuhren, 4921 Baufuhren, 50 Leichenfuhren, 6 302 Schneefuhren gegen 468 im vorigen Jahr, 
10 250 Sprengfuhren gegen 4501 im vorigen Jahr, 265 Kanalfuhren und 1613 verſchiedene Fuhren, 
zuſammen 46437 Fuhren gegen 35 205 im vorigen Jahre. 


XXVI, Steuerverwaltung. 


Als Gemeinde⸗Einkommenſteuer find nach dem ſtädtiſchen Etat für das Jahr 1892/93 
240 Proz. Zuſchlag zur Staats⸗Einkommenſteuer zu erheben, während in den vorhergehenden Jahren regel- 
mäßig 252 Proz. Zuſchlag zur Klaſſen- und Einkommenſteuer als Gemeindeumlagen erhoben wurden. 
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Die Erträge aus diefer Gemeinde-Einkommenſteuer find nun im ablaufenden Berichtsjahre gegen 
früher erheblich geſtiegen. Aller Vorausſicht nach wird ſich bei dem Gemeinde-Einkommenſteuerfonds pro 
1892/93 ein Ueberſchuß von rund 157000 Mk. ergeben. Es iſt dies eine Folge des mit dem 1. April 1892 
in Kraft getretenen Einkommenſteuer-Geſetzes vom 24. Juni 1891, bezw. des durch daſſelbe eingeführten 
Deklarationszwanges und des für die höheren Stufen erhöhten Steuertarifs. 


Der Deklarationszwang umfaßt alle diejenigen Steuerpflichtigen, welche über 3000 Mk. jährliches 
Einkommen haben, kann aber auch auf Steuerpflichtige mit geringerem Einkommen ausgedehnt werden. 
Er beſteht darin, daß diefe Steuerpflichtige in Erfüllung einer ſtaatsbürgerlichen Pflicht die genaue Summe 
ihres jährlichen Einkommens, und zwar getrennt nach vier großen Einnahmequellen: Kapitalvermögen, 
Grundbeſitz, gewerbliche Thätigkeit und jede ſonſtige Art einer gewinnbringenden Beſchäftigung, ſelbſt auf⸗ 
zurechnen und der Steuerbehörde in einer „Steuererklärung“ anzugeben haben. Durch dieſe Ver⸗ 
pflichtung zur Selbſtangabe des ſteuerpflichtigen Einkommens ſollen einerſeits die Veranlagungsmittel behufs 
richtigerer pi des ſteuerpflichtigen Einkommens verſtärkt, anderſeits aber auch die hierbei nötigen 
Rückſichten auf berechtigte Intereſſen und in der Sache liegende Schwierigkeiten thunlichſt gewahrt werden. 


Der dem Geſetz vom 24. Juni 1891 zu Grunde liegende Steuertarif iſt gegen den Tarif des 
Geſetzes, betreffend die Einführung einer Klaſſen- und klaſſifizierten Einkommenſteuer vom 1.25. Mai 1851 
bez. 1873 weſentlich verändert. Während früher der Steuerfuß nur bis zu einem Einkommen von 3000 Mk. 
progreſſiv anſtieg, und ſchon von da ab überall mit 3% der unteren Grenze einer jeden Stufe gleichmäßig 
prozentual war, iſt derſelbe jetzt bis zum Einkommen von 100000 Mk. progreſſiv und bleibt erſt von da 
ab, und zwar mit 4% des Einkommens nach der unteren Stufengrenze berechnet, gleichmäßig prozentual. 
Der Prozentſatz der Steuer ſtellte ſich früher bei einem Einkommen 

von 420 — 660 Mk. auf 0,56 %, 
von 2700-3000 Mk. auf 2,52 %, 
von 3000 Mk. und darüber auf 3 %, 


Jetzt ſtellt er ſich bei einem Einkommen 


von 420— 660 Mk. auf 0,44 %, 
von 2700 — 3000 Mk. auf 1,82 0%, 
von 5000 — 5500 Mk. auf 2,51 %, 
von 9500-10500 Mk. auf 3,0 %, 
von 5800060000 Mk. auf 3,52 %, 
von 100000 Mk. u. darüber auf 4,0 9%. 


Es ift aljo bis zum Einkommen von 10 000 Mk. gegen früher eine Ermäßigung, darüber hinaus 
aber eine recht erhebliche Erhöhung des Steuerfußes eingetreten. 


Die nachſtehende Tabelle läßt nun die verſchiedenen Reſultate der Veranlagung für das Vorjahr 
und für das laufende Etatsjahr erkennen. Es wurden veranlagt: 


Mit einem Einkommen 
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Setrag der Einnahme 
; Anzahl Mit RE - 
Mit ; aus der 
der dem Steuerſatz = 1982 Gemeinde- 
a 91 
e Benfiten: von Gemeinde-Ein- | Einfommen- 


Staatsſteuer kommenſteuer 
unter Berück⸗ a 
É | ſichtigung ber 1892/93 


ſteuer pro 


3 N | Steuerprivilegien | gegen das 
von — bis von — bis | für Beamte, Vorjahr 
M. M | Witwen ıc. N 
| 
= a 1891/92 1892/93] 1891/92 1892/93 1891/92 | 1892/93 | | 
| 1891/92 | 18920 93 | 
1891/92 1892/93 | | | Zuschlag Zuß ſchlag mehr weniger 
| | 252 % | 240 00 | 
M. M. M. M. | 
420— 900| 420— 9002 17558 15449 3 u. 6 | 2,40 u. 4 70335 44138,40 146369 = 51810 
7 fingiert a) ATD M F 
900— 3000 | 900— 3000] 6397 6799 22 6— 52 161928 129735 336979 | et 59041 
3000— 6000 | 3000— 6000] 1581 1346 72— 162 60 — 146 | 176076 129332 366421 | 280419] — | 86002 
6000—10800 | 6000— 10500] 430 574] 180— 288 | 160— 300 | 94716 122560 197108 | 265736 | 68628 — 
— = = | — a a — — 
| 
10800 — 14400 10500 — 14500 97 138] 324— 360 30— 420 | 33336 | 51120 69373 110833 41465, = 
14400— 25200 14500— 25500) 78 134] 432— 648 | 450— 750 | 40536 | 75510 84357 | 163722 | 79365 : - 
— — =. ne — — Fr — E a 
25200—48000 25500 — 48000 31 50| 756-1260 | 780-1600 | 28080 | 53050 58436 | 115023] 56587 — 
48000— 72000 |48000— 74000 9 151 1440—1800 | 1680—2640 | 15: 300 | 30960 31840 | 67128 35288 >= 
k Pe = — s — x = — 2 — — — | — 
| | | | 
— 74000 - 185000] — 7 = | 2720 —7200 — | 40420 esmo — | 2) — eee ee ee ee = 87637 87637| = 
er . aaa aaa 
8 — 26181 | 24512 — = 620307 |676825,40 1200883 1463000 368970 196853 
l | 
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* Aum. Die Zenfiten mit einem Einkommen bis zu 900 Mark werden zur Staats⸗Einkommenſteuer nicht herangezogen. 


Gegen das Etatsſoll der Gemeinde-Einkommenſteuer pro 1892/93 von 1300000 Mk. ergibt ſich 
hiernach eine Mehreinnahme von 163000 Mk., letzterer wird jedoch infolge von Berufungen, Exlafjen zc. 
eine Mehrausgabe von rund 6000 Mk. gegenüberſtehen, ſo daß, wie Eingangs bereits bemerkt, ein Ueber— 
ſchuß von rund 157000 Mk. ſich herausſtellen wird. 


Aus der vorſtehenden Tabelle iſt erſichtlich, daß die Anzahl der Zenſiten mit einem Einkommen 
von 420 bis 900 Mk. fic) vermindert hat. Es erklärt fih dies daraus, daß nach dem Einkommenſteuer— 
geſetz für jedes Kind unter 14 Jahren je 50 Mk. vom Jahreseinkommen bis zu 3000 Mk. in Abzug zu 
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bringen find. Dies hat zur Folge gehabt, daß eine große Anzahl von Zenſiten, welche früher ſteuerpflichtig 
waren, jetzt ſteuerfrei gelaſſen werden mußte. 


Die in den letzten 5 Jahren erzielten Einnahmen aus der Staats⸗Klaſſen- und klaſſifizierten Gin- 
kommenſteuer ſowie aus der Gemeinde-Einkommenſteuer ergeben ſich aus der nachfolgenden Ueberſicht. 
Es gingen ein: 


Anzahl an Staatsſteuern an Gemeinde⸗ 


der Einkommenſteuer 
Zenſiten Mark Mark 
pro 1887/88 22 983 423 376 1167 974 
„ 1888/89 22 825 429 112 1189 070 
„ 1889/90 23 105 437 138 1 222 979 
„ 1890/91 25 242 458 960 1318 791 
„ 1891/92 26181 472 285 1286 017 
Es werden eingehen 
pro 1892/93 24 512 rund 620 000 rund 1463000 


In den Beträgen der Gemeinde-Einkommenſteuer befinden fih die Einnahmen aus der Beſteuerung: 


der im Offiziersrange ſtehenden 


der juriſtiſchen Perſonen und Militärperſonen 


eae Geſetz vom 29. Juni 1886. 
im Betrage von 
Mark Mark 
pro 1887/88 159 401 4368 
„ 1888/89 179 852 5269 
„ 1889/90 191 166 4366 
„ 1890/91 217 932 5195 
„ 1891/92 184112 4866 


„ 1892/93 rund 206 000 rund 6000 


Die durch das Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 herbeigeführte durchgreifende neue Ordnung 
der direkten Steuern machte auch eine Aenderung des bisher gültigen Gemeinde-Einkommenſteuer-Regulativs 


vom 30. April 1886 erforderlich. Die zur Vorberatung dieſer Angelegenheit eingeſetzte gemiſchte Kommiſſion 


hat in mehreren Sitzungen einen Entwurf ausgearbeitet, welcher von der Stadtverordnetenverſammlung 
durch Beſchluß vom 21. April 1892 genehmigt und unterm 7. Mai 1892 vom hieſigen Bezirksausſchuß als 
„Gemeinde⸗Einkommenſteuer⸗Ordnung in Danzig“ beſtätigt worden ift. 


Die nachſtehende Ueberſicht enthält eine Zuſammenſtellung der prozentualen Zuſchläge zur jtaat- 
lichen Einkommenſteuer, zur Grund- und Gebäudeſteuer und zur Gewerbeſteuer, welche als Gemeindeſteuern 
in den Städten der Provinz Weſtpreußen in den Jahren 1891/2 und 1892/93 erhoben wurden. In Danzig 
wird außer ſolchen Zuſchlägen und außer der Hundeſteuer auch noch eine Wohnungsſteuer erhoben. Letztere 
Steuer findet ſich in den übrigen Städten der Provinz nicht. 


79 


Provinz Weſtpreußen. 


Gemeindeſteuer-Zuſchlagsprozentſah 
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Gemeindeſteuer-Zuſchlagsprozentſah 


E tame Gin- 
E š zur Klaſſen⸗ I 
= der wohner⸗ bezw * RR. a Bemerkungen. 
> Einkommen⸗ Grunditener. Gebäudeſteuer. Gewerbeſteuer. 
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II || | 
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Tü 2229 225 220 112 ½ | 1191), 9 | 11927, erhoben (15 Proz. 
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| | | 


Die Erträge aus der Wohnungsſteuer haben in Danzig in den letzten 5 Jahren betragen: 
pro 1887/88 146 756 Mk. 73 Pf. 

„ 1888/89 147 948 „ 93 

„ 1889/90 152434 „ 10 


” 


” 


„ 1890/91 159 625 „ 92 „ 
„ 1891/92 157277 22 „ 


Für das laufende Berichtsjahr wird gegen das Etatsſoll von 159 000 Mk. vorausſichtlich eine Mehr- 
einnahme von rund 11000 Mk. erzielt werden. 


Was den Grund⸗ und Gebäudeſtener⸗Zuſchlagsfonds (75% der Staatsſteuer) anbetrifft, ſo 
werden die Einnahmen vorausſichtlich gegen das Etatsſoll von 242 214 Mk. 67 Pf. um circa 70 Mk. zurück⸗ 
bleiben, während die Ausgaben ſich gegen das Etatsſoll um circa 120 Mk. geringer ſtellen werden. 


Die definitive Einnahme des Jahres 1891/92 incl. Reſte hat nach dem Finalabſchluß 233 308 Mk. 
83 Pf. betragen gegen 230 092 Mk. 09 Pf. im Jahre 1890/91. 
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Die für die Reviſion der Gebäudeſteuer-Veranlagung behufs Feſtſtellung der Steuerbeträge für die 
Jahre 1895-1909 erforderlichen Vorarbeiten, deren Ausführung nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtim— 
mungen der Stadtgemeinde obliegt, find im Auguſt 1892 begonnen und am 14. Februar cr. definitiv abge- 
ſchloſſen worden. 

Bei dem Hundeſteuerfonds werden vorausſichtlich 1200 Mk. gegen den Etat mehr eingehen. 

Die in dem vorjährigen Berichte erwähnte Polizei-Verordnung iſt bisher noch nicht erlaſſen worden, 
gegen das neue Hundeſteuer-Regulativ haben ſich bisher Bedenken nicht erhoben. 


XXVII. Gewerbeſachen. 


In unſerer Stadtgemeinde beſtehen zur Zeit 28 gewerbliche Innungen, welchen nach der letzten 
Aufnahme, die im Dezember 1892 ſtattfand, 1271 Mitglieder angehörten. Die Zahl der von ihnen 
beſchäftigten Lehrlinge betrug 1180. Mit Rückſicht auf ihre auf dem Gebiete des Lehrlingsweſens bewährte 
Thätigkeit haben bis jetzt vier Innungen auf Grund des $ 100 e der Gewerbeordnung das Privileg 
erhalten, ausſchließlich in dem betreffenden Gewerbe Lehrlinge halten zu dürfen. 


Zur Ausfertigung von Arbeitsbüchern iſt in 73 Fällen gemäß S 108 der Gewerbeordnung für 
elternloſe oder nicht bevormundete jugendliche Arbeiter die Zuſtimmung des Magiſtrats nachgeſucht und 
erteilt worden. 


Bei dem im Januar 1892 in Thätigkeit getretenen Gewerbe⸗-Gericht find 242 Prozeßſachen 
anhängig gemacht, und davon 71 Sachen durch Vergleich, 8 durch Anerkenntnis, 16 durch Verſäumnisurteil, 
55 durch Erkenntnis nach vorhergegangener kontradiktoriſcher Verhandlung, 42 durch abweiſende Ver— 
fügungen, 39 Sachen durch Zurücknahme der Klage, in 37 öffentlichen Sitzungen ohne Beiſitzer und in 
12 öffentlichen Sitzungen mit Beiſitzern erledigt. In 4 Fällen hatten Arbeitgeber gegen ihre Arbeiter 
geklagt. Es wurden im Ganzen 77 Urteile verkündet. In einem Falle erfolgte Berufung an das Land— 
gericht; in 8 Fällen wurde gegen Verſäumnisurteile Einſpruch eingelegt, und es ſind infolge deſſen 6 der 
angefochtenen Urteile wieder aufgehoben worden. Die Urteile lauteten: in 18 Fällen nach dem Anklage— 
antrage, in 36 Fällen auf Abweiſung und in 17 Fällen auf teilweiſe Verurteilung. In 39 Fällen, in 
welchen Beweisaufnahme beſchloſſen war, wurden zuſammen 79 Zeugen und 2 Sachverſtändige vernommen, 
davon 28 Zeugen und 1 Sachverſtändiger eidlich. — 6 bereits verhandelte Sachen wurden bis auf weitere 
Anträge der Parteien vertagt, und 5 Sachen unerledigt pro 1893 übernommen. Bei Abwickelung der 
Streitſachen mußten insgeſamt 708 förmliche Zuſtellungen bewirkt werden. Als Einigungsamt wurde 
das Gewerbegericht in einem Falle angerufen, um eine anderweite Regulierung der Lohn- und Arbeits— 
verhältniſſe der hieſigen Hauszimmergeſellen zu vermitteln. 

Die dieſerhalb zwiſchen den Vertretern der Arbeitgeber (Baugewerks-Innungsmeiſtern) und den 
Vertretern der Arbeitnehmer (Hauszimmergeſellen) gepflogenen Verhandlungen haben erfreulicher Weiſe in 
einer beide Teile befriedigenden Vereinbarung ihren Abſchluß gefunden. i 

Die Vereinbarung, welche in der Danziger Zeitung, der Danziger Allgemeinen Zeitung, dem 
Danziger Kurier, dem Danziger Intelligenz-Blatt und dem Weſtpreußiſchen Volksblatt zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht worden iſt, lautet: 

1. An Stelle des ſeitherigen Tagelohns wird für die Hauszimmergeſellen der Stadt Danzig fortan 
allgemein Stundenlöhnung und, ſoweit es der Geſchäftsbetrieb der Arbeitgeber zuläßt, 
achttägige Löhnung bei den hieſigen Zimmermeiſtern eingeführt. 

Die Arbeitswoche beginnt ſtets mit dem Sonnabend Morgen. 
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2. Die tägliche Arbeitszeit für die Sommermonate, d. h. für die Zeit vom 1. April bis ultimo 

September jeden Jahres wird auf zehn Stunden und zwar von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends 
mit ½ Stunde Frühſtückspauſe von 8 bis 8% Uhr, 
„ l. „ „ Mittagspauſe „ AO O, a n 
1. Vesperpauſe 5 Mage C: £ 

feſtgeſetzt. 

Die Feſtſetzung der täglichen Arbeitszeit und der Pauſen für die Zeit vom 1. Oktober bis 
ultimo März jeden Jahres dagegen bleibt der freien Vereinbarung zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern vorbehalten, doch ſoll hierbei auf möglichſte Ausnutzung der Tageshelle ſeitens 
der Arbeitgeber Bedacht genommen werden. 

3. An jedem Sonnabend wird ohne Rückſicht darauf, ob Zahlungstag iſt oder nicht, eine Stunde 
früher als ſonſt und zwar ohne Lohnabzug Feierabend gewährt, wogegen die ſeitherigen 
Freiſtunden an den Tagen vor Oſtern, Pfingſten, Johannis und Dominik — je / Tag — für 
die Zukunft in Fortfall kommen. 

4. Jedem Zimmergeſellen wird ſeitens des Arbeitgebers der ortsübliche Stundenlohn, welcher 
hiermit auf dreißig Pfennige pro Stunde feſtgeſetzt wird, gezahlt, ſofern nicht ein anderer 
Lohnſatz ausdrücklich vereinbart worden iſt. 

„Bei der Ausführung größerer Bauten follen, ſoweit die lokalen Verhältniſſe dies geſtatten, auch 

fernerhin verſchließbare Baubuden von den Arbeitgebern aufgeſtellt werden. 

Die vorſtehende Vereinbarung tritt mit dem 1. April 1893 in Kraft. 
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XXVIII, Arbeiterverſicherung. 


Zur Krankenverſicherung wurden im Kalenderjahre 1892 bei der auf dem ſtädtiſchen Gewerbe- 

bureau eingerichteten Meldeſtelle 
angemeldetrtkk 5431 Perſonen und 
abgemeldet. 5403 z 

Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Zahlung von Krankenkaſſenbeiträgen oder über die 
Gewähr von Krankenunterſtützung ſind in 30 Fällen anhängig gemacht; davon ſind 25 im Wege des 
Vergleichs und 5 durch formelle Entſcheidung erledigt worden. 

Durch die am 1. Januar 1893 in Kraft getretene Geſetzesnovelle vom 10. April 1892 ſind die 
Beſtimmungen des Krankenverſicherungs⸗Geſetzes vom 15. Juni 1883 namentlich in Bezug auf die Mindejt- 
leiſtungen der Krankenkaſſen anderweit normiert. Hierdurch, ſowie durch die höheren Orts angeordnete 
Reviſion der feſtgeſetzten Tagelöhne wurde eine Umarbeitung, bezw. Neuaufſtellung der Statuten ſämt⸗ 
licher unſerer Aufſicht unterſtellten 35 Kranken ⸗Kaſſen erforderlich. 

Die neuen Statuten haben bis auf 3, bei denen lediglich Formfehler zu beſeitigen, ihre Beſtätigung 
durch den Bezirks⸗Ausſchuß bis zum Schluſſe des vorigen Jahres gefunden. 

Auch die hier domizilierten 15 freien Hilfskaſſen ſahen ſich durch vorerwähnte Geſetzesnovelle gezwungen 
ihre Statuten umzuarbeiten; bezüglich dieſer Kaſſen lag uns nur die Weitergabe der Statuten an den 
Bezirks⸗Ausſchuß ob. 

Bis jetzt hat keines derſelben die Beſtätigung erhalten. 
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Da ferner durch die vorerwähnte Novelle der Verſicherungszwang auch auf Handlungs-Gehilfen 
und Lehrlinge, ſofern durch Vertrag die ihnen nach Artikel 60 des deutſchen Handelsgeſetzbuchs zuſtehenden 
Rechte aufgehoben oder beſchränkt ſind, ſowie auf die im Geſchäftsbetriebe der Anwälte, Notare, Gerichts- 
vollzieher, Kranken-Kaſſen, Berufs-Genoſſenſchaften und Verſicherungs-Anſtalten beſchäftigten Perſonen aus- 
gedehnt iſt, ſo haben wir dieſe Perſonen der von uns errichteten und am 1. Januar d. Ist eröffneten Drt- 
Kranken-Kaſſe der vereinigten Handels- und Geſchäftsbetriebe zugeteilt. 

Endlich ſind 1892 für den Betrieb der Julius Sauer'ſchen Papierwaaren-Fabrik, ſowie für die 
Firma „F. Schichau, Schiffswerft zu Danzig“ zwei neue Betriebs-Kranken-Kaſſen durch die betreffenden 
Betriebs-Unternehmer errichtet. 

Bezüglich der Frequenz und Oekonomie der einzelnen Krankenkaſſen kann pro 1892 noch nicht 
Bericht erſtattet werden, weil die Rechnungs-Abſchlüſſe und Ueberſichten der Krankenkaſſen erſt gegen Ende 
März vollſtändig eingegangen ſein werden. Es wird deshalb auf die nachſtehende Statiſtik pro 1891 
Bezug genommen. 


Was die Unfallverſicherung anbetrifft, ſo hat wie im Vorjahre insbeſondere die weſtpreußiſche 
landwirtſchaftliche Unfallverſicherung, Sektion „Danzig, Stadt“, die Thätigkeit der ſtädtiſchen Behörden 
mehrfach in Anſpruch genommen. 

Wegen rückſtändiger Innungs- und Krankenkaſſen-Beiträge find auf Requiſition von 11 Orts⸗ 
krankenkaſſen und 3 Innungen in 25 Fällen: 

443 Mahnzettel und 
181 Pfändungsbefehle 
erlaſſen, und 45 Pfändungen durchgeführt. 


Es ſind bei derſelben am Schluß des Jahres 1892: 190 Unternehmer mit 153 landwirtſchaftlichen, 
36 gärtneriſchen und 1 forſtwirtſchaftlichem Betriebe verſichert geweſen. 


Die Staatsgrundſteuer des Areals dieſer Betriebe beträgt 2122 Mark 51 Pfennige. Die nach 
Maßgabe des Staatsgrundſteuerbetrages von den Unternehmern zu den Koſten der Genoſſenſchaft aufzu⸗ 
bringende Umlage betrug pro 1891: 113 Mk. 43 Pf. 

Unfälle ſind im landwirtſchaftlichen Betriebe 1, im ſtädtiſchen Straßenreinigungsbetriebe 8, im 
ſtädtiſchen Straßen- und Wegebau ſowie im ſtädtiſchen Baggereibetriebe je 1 zur Anmeldung gelangt. 

Ueber den Unfall im landwirtſchaftlichen Betriebe iſt die Unterſuchung noch nicht abgeſchloſſen. 
Die anderen Unfälle ſind durch Geneſung der davon Betroffenen erledigt. 

Auf Antrag der verſchiedenen Berufsgenoſſenſchaften mußten in 424 Requiſitionsfällen wegen 
rückſtändiger Beiträge 
) 462 Mahnzettel und 
183 Pfändungsbefehle 
erlaſſen, und 73 wirkliche Pfändungen durchgeführt werden. 


Nachweiſungen über die in eigner Regie des Unternehmers ausgeführten Bauarbeiten ($ 22 des 
Unfallverſicherungsgeſetzes) ſind in 81 Fällen eingegangen und nach Prüfung, reſp. Vervollſtändigung, der 
Baugewerks-Genoſſenſchaft überſandt worden. 

Bezüglich der Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung iſt Folgendes zu bemerken: 

Anſprüche auf Gewähr von Altersrenten ſind im Jahre 1892 in 164, auf Invalidenrente in 
119 Fällen erhoben. Davon ſind nach vorgängiger Verhandlung mangels der für den Anſpruch 
erforderlichen Unterlagen 26 zurückgezogen, in 111 Fällen ſteht die Entſcheidung bezüglich der 
1892 erhobenen Anſprüche noch aus. 
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Durch förmlichen Beſcheid find 1892 ſeitens der Verſicherungs-Anſtalt 90 Altersrenten— 
und 47 Invalidenrenten-Anſprüche abgewieſen. 
Dagegen ſind bewilligt: 
Altersrenten an 89 Perſonen im Geſamtbetrage von 11 495,20 Mark 


Invalidenrenten an 29 Perſonen im Geſamtbetrage von 3 325,00 Mark 


Sa. 14 820,20 Mark. 


Streitfragen über die Verſicherungspflicht ſowie über Wert und Anzahl der zu 
verwendenden Beitragsmarken waren in 83 Fällen gemäß S 122 des Geſetzes vom 29/6. 1889 
zu entſcheiden. 


Die Verſicherungsbeiträge für Kranken-, Unfall- und Invaliditäts- und Altersverſicherung bezifferten 
ſich in den verſchiedenen Reſſorts der ſtädtiſchen Verwaltung im Kalenderjahre 1892 folgendermaßen: 


Beiträge zur Krankenverſicherunnn gg 1224 Mark 39 Pf. 
Beiträge zur Unfallverſ ichen 23 4340 „ 45 „ 
Beiträge zur Invaliditäts- und Altersverſicherung . .. . . 3366 , 74 „ 


Zuſammen: 8931 Mark 58 Pf. 


Kranken- Verſicherungs⸗Statiſtik für das Jahr 1891. 


Der Aufſicht des Magiſtrats unterſtehen: 


a. die 17 Orts⸗Krankenkaſſen: 1. Bäcker- und Pfefferküchler. 2. Barbiere und Friſeure. 3. Bernſtein⸗ 
drechsler. 4. Böttcher. 5. Brauer. 6. Fleiſcher. 7. Vereinigte Fabrik- und Gewerbebetriebe. 
8. Vereinigte Gewerke. 9. Klempner und Kupferſchmiede x. 10. Maler und Lackierer. 11. Schrift- 
feger und Buchbinder x. 12. Schneider. 13. Schuhmacher. 14. Schmiede- und Sattler. 15. Segel- 
macher. 16. Töpfer. 17. Tiſchler und Stuhlmacher. 


b. die 14 Fabrik- (Betriebs)⸗Krankenkaſſen: 1. Firma H. Bartels & Co. 2. Firma Gebr. Claaſſen. 
3. Firma Pfannenſchmidt. 4. Danziger Oelmühle. 5. Danziger Straßeneiſenbahn. 6. Danziger 
Zündwaaren-Fabrik. 7. Firma Steimmig & Co. 8. Städtiſche Gasanſtalt. 9. Firma A. W. 
Kafemann. 10. Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn. 11. Aktien⸗Geſellſchaft „Weichſel“. 12. Schiffs⸗ 
werft Klawitter. 13. Danziger Zucker-Raffinerie. 14. Maſchinenfabrik von Merten. 


c. die 2 Innungs-Krankenkaſſen: 1. Schuhmacher und 2. Töpferlehrlinge. 


Summa 33 Krankenkaſſen. 


Statiſtik 
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Statiſtik der vorbezeichneten Kaffen. 
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5564 | 2936 | 48 | 72034 1829 62291 2155 | 70175 | 11502 | 11149 26154 391 | 2455 | 8798| 9663| 59707 | 54749 
B. Betriebs⸗Krankenkaſſen. 
44 0% 2 0% 2 0% 86 0% 1 0% 23 0% | 25 0% 35 0% | 0,08 Yo 3 0% 10 0% | 1 o 
2476 | 1084 | 23 | 49778] 1007 42835 579 | 38330] 8717 963313317] 12 | 1449 3781 305 578760 54237 
C. Innungs⸗Krankenkaſſen. 
17 0% 1 % 12 OJo 4 lo 23 0% 16 000 7 0% | | | 37 0% | 15 0% 
148| 261 — 722 9.528 27 516] 120 84 39 — | — 193 | 80| 751 615 
49 0% 1,8 9% 2 0% 86 % | 2 0% 19 9% 19 9h, 36 0% | 0,4 0% 4% 12 9h 9% 
8188 | 4046 | 71 [122534 | 2845 |105649| 2761 | 109021 | 20339 | 20866 | 39510 | 403 | 3904 | 12772 | 10048 | 118334 | 109601 


Anmerkung: Die kleinen Zahlen über der Linie geben das Prozentverhältnis und zwar in Rubrik 2 zu Rubrik 1, in Rubrik 3 
zu Rubrik 2, in den Rubriken 5 bis 7 zu Rubrik 4 und in den Rubriken 9 bis 15 zu Rubrik 8 an. 
Die Koſten eines jeden Erkrankungsfalles (Rubrik 2) betragen, ſoweit hierfür die Rubriken 9, 10, 11 und 14 in 
Betracht kommen, bei den Kaffen zu A 20 M, zu B 33 M, zu C 17 WM und durchſchnittlich 23 M 
An Verwaltungskoſten entfallen pro Kaſſenmitglied bei den Kaffen zu A 1,80 M, zu B 0,12 M, zu C 0,54 M. 
und durchſchnittlich 1,20 M. 


XXIX. Gewerbliches Tortbildungsſchulweſen. 


Das gewerbliche Fortbildungsſchulweſen in unſerer Stadt iſt durch die im vorigen Jahr erfolgte 
Eröffnung der ſtaatlichen gewerblichen Fortbildungsſchule in ein neues Stadium getreten. Die 
gedachte Staatsanſtalt, welche von der Stadtgemeinde in demjenigen Umfang mit zu unterhalten iſt, 
welcher in dem vorjährigen Jahresbericht dargelegt wurde, wird hoffentlich für das gewerbliche Leben in 
unſerer Stadt von bedeutungsvollem Einfluß ſein. Das Ortsſtatut, welches bezüglich dieſer gewerblichen 
Fortbildungsſchule erlaſſen iſt, verpflichtet alle gewerblichen Arbeiter in Danzig, welche das 17. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, zum Beſuche dieſer öffentlichen Anſtalt. Für die in den Vorſtädten St. Albrecht, 
Langfuhr und Neufahrwaſſer wohnenden gewerblichen Arbeiter findet der Schulzwang nur inſoweit 
Anwendung, als der Fortbildungsunterricht in den dort vorhandenen Schulen erteilt wird. 
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Die Leitung dieſer neuen Anſtalt wurde Herrn Direktor Kuhnow, bisher in Halle a / S., durch 
Miniſterial⸗Erlaß vom 13. Oktober 1892 übertragen. Am 17. Oktober trat derſelbe ſein Amt an. 

Die Anmeldungen zum Winterſemeſter waren bereits entgegengenommen, aber gleichwohl konnte 
mit dem Unterricht noch nicht begonnen werden, weil hierzu die Genehmigung des Herrn Miniſters für 
Handel und Gewerbe abgewartet werden mußte, und weil die Unterrichtslokalitäten noch nicht vollkommen 
eingerichtet waren. 

Die von der Stadtgemeinde zur Verfügung geſtellten Räume liegen im Gewerbehauſe und außerdem 
in den 3 Schulhäuſern auf dem Johanniskirchhof, Petrikirchhof und Barbarakirchhof. Während in dieſen 
Schulhäuſern nur die Beleuchtung der Treppen und Klaſſenzimmer durch einige Lampen zu ergänzen war, 
mußten im Gewerbehauſe Zeichentiſche und Seſſel für die Schüler angefertigt werden. Der Umſtand, daß 
die Herſtellung einer größeren Anzahl von Zeichentiſchen ſehr viel Zeit erfordert hätte, führte dazu, 
daß zunächſt einfache Platten auf Böcken beſchafft wurden, ſoweit das vorhandene Material von Tiſchen 
nicht noch verwendet werden konnte. Außerdem wurden Sitzſchemel für die Schüler angefertigt. Bei der 
Beleuchtung der Räume behalf man ſich gleichfalls mit einer proviſoriſchen Anlage. 

Die Zeichenſäle werden jetzt durch Auer'ſches Gasglühlicht erleuchtet. 

In jedem der drei obengenannten Schulhäuſer ſtehen der Fortbildungsſchule drei Klaſſenzimmer 
zur Verfügung, die für Unterricht im Rechnen und Deutſchen benutzt werden. 

Im Gewerbehauſe wird in 8 Räumen faſt nur Zeichenunterricht erteilt, im übrigen befinden ſich 
hier die Amtszimmer des Direktors, des Sekretairs und ein Lehrer- und Konferenzzimmer. 

Der an der Anſtalt zu erteilende Unterricht erſtreckt fih auf die Gegenſtände Deutſch und Rechnen, 
auf alle Arten des gewerblichen Zeichnens und auf dekoratives Malen. Es wird bezweckt, die Schüler mit 
denjenigen Kenntniſſen und Fertigkeiten auszurüſten, welche ſie ſich bei der praktiſchen Ausübung ihres 
Berufes nicht aneignen können, welcher ſie aber gleichwohl zu ihrer Ausbildung bedürfen. 

Der Unterricht iſt unentgeltlich. Die Schüler ſind zwar im Allgemeinen verpflichtet, ſich ſoweit 
es ihre Mittel erlauben, alle erforderlichen Lernmittel ſelbſt anzuſchaffen; indeſſen werden auch den 
bemittelten Schülern Zeichenutenſilien leihweiſe von der Anſtalt überlaſſen. Wirklich mittelloſen Schülern 
werden alle Materialien koſtenlos geliefert. Die Leſe- und Rechnenbücher werden von der Anſtalt für 
ſämtliche Schüler vorgehalten. 

Zum Beſuch der Schule ſind verpflichtet alle diejenigen Lehrlinge und Arbeitsburſchen des Gemeinde— 
bezirks Danzig, welche nach dem 1. April 1877 geboren ſind. Sie müſſen wöchentlich 4 Stunden am 
Unterricht im Deutſchen und Rechnen teilnehmen und außerdem, wenn ſie für ihr Gewerbe des Zeichnens 
bedürfen, dieſes gleichfalls in wöchentlich 4 Stunden üben. Außer dieſen verpflichteten werden auch frei- 
willige Schüler zum Unterricht zugelaſſen, doch wird denen, welche noch nicht 17 Jahre alt ſind, zur 
Bedingung gemacht, daß ſie auch den Unterricht im Deutſchen und Rechnen pünktlich und regelmäßig 
beſuchen, wenn ſie an den Zeichenübungen teilnehmen wollen. Wer durch eine Prüfung den Nachweis 
führt, daß er die Kenntniſſe beſitzt, welche als Lehrziel der Anſtalt gelten, kann von dieſer Verpflichtung 
entbunden werden. 

Hiernach gruppieren ſich die Schüler in: 

1) verpflichtete, 
2) freiwillige Schüler. 

Bis Mitte Oktober waren angemeldet 261 verpflichtete und 370 freiwillige Schüler. Als die por- 
erwähnten Vorbereitungen in den Klaſſenräumen getroffen waren, wurden die Angemeldeten zur Eröffnung 
des Unterrichts am 31. Oktober v. Is. in den großen Saal des Gewerbehauſes zuſammenberufen. 


In Gegenwart einiger Herren Vertreter des Kuratoriums und des Innungsausſchuſſes teilte der 
Direktor nach einer kurzen Anſprache mit, daß zunächſt nur der Zeichenunterricht für die verpflichteten 
Schüler am 1. November beginnen würde. Der Unterrichtsplan wurde bekannt gemacht, wie folgt: 


Montag und Donnerſtag 7½ - 9% Abends: 


Zirkelzeichnen für die Lehrlinge der Kaiſerl. Werft, der Werften von F. Schichau, Johannſen und Co., 
J. W. Klawitter, Maſchinenbauanſtalt J. Zimmermann, für Klempner, Mechaniker, Uhrmacher und 
Wagenbauer. 


Dienſtag und Freitag 7½ 9 ½ Abends: 


Zirkelzeichnen für die Bauhandwerker, Böttcher, Buchbinder und Schloſſer. 
Freihandzeichnen für die Steindrucker. 


Mittwoch und Sonnabend 7% —-9% Abends, 


Zirkelzeichnen für Töpfer, Tiſchler, Steinmetzen, Stellmacher, Sattler, Kupferſchmiede, Korb- 
macher, Gärtner, Schneider und Schuhmacher. 

Freihandzeichnen für die Maler, Porzellanmaler, Photographen, Tapezierer, Juweliere und 
Vergolder und Konditoren. 


Vom Zeichenunterricht wurden dispenſtert: 


die Barbiere und Friſeure, Bäcker, Bürſtenmacher, Fleiſcher, Schriftgießer, Reifſchläger, Buchdrucker und 
die in der Danziger Zündwaaren-Fabrik und der Danziger Oelmühle beſchäftigten Arbeitsburſchen. 

Bevor für die übrigen Schüler, die meiſtens ſchon am Unterricht in der ehemaligen Fortbildungs- 
ſchule teilgenommen hatten, die Zeichenkurſe eröffnet werden konnten, war es erforderlich feſtzuſtellen, wie 
weit dieſelben bereits vorgebildet waren, um fie danach den Kurjen für Freihand-, Zirkel- oder Fachzeichnen 
zuzuweiſen. Ebenſo mußte ſich erſt durch eine Prüfung ſämtlicher Schüler ergeben, wie ſie auf die 
einzelnen Stufen im Rechnen und Deutſchen zu verteilen waren. Für diefe Gegenſtände wird eine Unter-, 
Mittel- und Oberſtufe unterſchieden. Während der nächſten Zeit liefen noch täglich Neuanmeldungen ein, 
ſowohl von verpflichteten, wie von freiwilligen Schülern, jo daß, als am 1. Dezember v. J. die Ge- 
nehmigung zur Aufnahme des Unterrichts im vollen Umfange eintraf, am 5. Dezember mit 850 Schülern 
— 319 verpflichteten und 531 freiwilligen — begonnen werden konnte. 

Die urſprünglich beabſichtigte Trennung der freiwilligen und verpflichteten Schüler ließ ſich nicht 
durchführen. 

Es wurde nunmehr nach folgendem Stundenplan unterrichtet. 


A. Zeichnen: 
Montag — Donnerſtag. 
5 —7 Uhr Nahm. 1 Kurjus Freihandzeichnen, 
a z * l „ Fachzeichnen für Maler, 
7 — Abends o do. 
7½—9½ „ < 3 „ Zirkelzeichnen, 
l „ Fachzeichnen für Tiſchler, 
1 20 p n Schloſſer, 
3 E „ Klempner. 
Dienſtag — Freitag. 
7½— 91/2 Uhr Abends 5 Kurſe Zirkelzeichnen, 
1 Kurſus Freihandzeichnen, 
. Fachzeichnen für Glaſer und Freihandzeichnen. 
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Mittwoch — Sonnabend. Als Lehrer wirken an der Anſtalt im laufenden Winterſemeſter die Herren Badt und Jonas, 


| 
l 
| 


5 —7 Uhr Nachm. 2 Kurſe Zirkelzeichnen, EE welche durch Miniſterial-Erlaß als ſtändige Lehrer der Anftalt berufen find; außerdem die Herren: 
ER, = 1 Kurſus Fachzeichnen für Maſchinenbauer, Bauer, | Gill mann, | Milkereit, 
79%“, Abends k „ m "i 97 U Beckert, Gohr, | Münzel, 
| n n n ; Mn Ei n Schloſſer, i Bidder, | Heygroth, Pfahl, 
ge À, 5 Kurſe Zir nern Bleſſin, Hornemann, Plog, 
| 7 5 É 1 Kurſus Freihandzeichnen. Böhnert, John, Sabewski, 
| Mittwoch von 5¼—9½ 2 Kurſe Fachzeichnen für Bauhandwerker. Brock, Komoſinski, | Saß, 
E; er k ç ER | Burgmann, Koſch, | Schönicke, 
| Außerdem am Freitag (Vorm. 9—3 Nachm.) dekoratives Malen. Buß, Krauſe, Schreiber und 
| | Fleckenſtein, | Lilienthal, Strey. 
| B. Deutſch und Rechnen, | Gehrke, Mache, 
i D Lehrer Diel a a a a o ENT ARDE 1 cap 
| Montag: Deutſch, Donnerſtag: Rechnen. | sn Lehrer ada ift die Leitung des Unterrichts = Rechnen und gi Em o pi e 
| 01 %% ! An Lehr- und Lernmitteln wurde der Anſtalt vom Vorſtand des Allgemeinen Gewerbe-Vereins 
f 7½—9½ Uhr Abends 3 Kurſe Stufe I, | alles übergebe eie e A E RA ee © | Sigea dida 
3 II Š Í geben, was bisher der ehemaligen Fortbildungsſchule zu Unterrichtszwecken gedient hat. Das 
| 3 $ k 3 3 a III. Königliche Miniſterium für Handel und Gewerbe ſchenkte der Schule eine große Anzahl von Modellen und 
| o x 1 j; z Ç Vorlagen. Außerdem find noch mancherlei Neuanſchaffungen dem alten Beſtand hinzugefügt worden, für 
| | Dienſtag: Deutſch, Freitag: Rechnen. | andere find bereits die Aufträge erteilt, jo daß auch diefe Unterrichtsmittel noch im laufenden Semeſter 
7½—9½ Uhr Abends 3 Kurſe Stufe L | der Lehr- und Lernmittelſammlung der Anſtalt zugefügt werden können. 
š u Rito ão: iz II, | Die Stadtgemeinde hat ſich verpflichtet, für die neue ftaatliche gewerbliche Fortbildungsſchule ein 
| 9 III. | neues Schulgebäude zu erbauen und dies der Königl. Staatsregierung zu dem gedachten Zweck zur Ver- 


| ” ” "n o ” ” És . 2 . Au 2 FERNE + . 2212 
| EEE noi y j Š 5 x cê cais fügung zu ſtellen. Die Ausarbeitung des Bauprojektes ift in Beſchäftigung. 

Dieſe für die Gegenſtände Deutſch und Rechnen eingerichteten Kurſe erwieſen ſich noch nicht als 
ausreichend; deshalb wurden nach den Weihnachtsferien 3 weitere Kurſe — 2 für Bauhandwerker Dienſtags 
| und Freitags von 5—7 und 1 für Bäcker Mittwochs und Sonnabends 1—3 eröffnet. 


Der vorſtehende Stundenplan ſowie die Wahl der als Hilfslehrer vorgeſchlagenen Herren wurde vom f : | 
Kuratorium der Anſtalt, in der Sitzung vom 17. Dezember v. 33., gutgeheißen. | XXX. Stiftungen. | 
Das Kuratorium ſetzt ſich zuſammen aus folgenden Mitgliedern: i In Bethätigung treuer Anhänglichkeit an ihre Vaterſtadt Danzig haben der Hiftorien- Maler 


Franz Steffens in Berlin und deſſen Gattin, Frau Roſe Steffens, geb. Steffens, unſerer Stadtbibliothek 
im verfloſſenen Jahre zu zwei verſchiedenen Malen Beträge von je 2500 Mk., im Ganzen alſo 5000 Mk., 
zu dem Zwecke übergeben, durch Vermehrung der drei vorhandenen ſtädtiſchen Volksbibliotheken — das 


1. Oberbürgermeiſter Dr. Baumbach (Vorſitzender), 
2. Stadtrat Ehlers (ſtellvertr. Vorſitzender), 


3. Handelsgärtner Bauer, - erweislich vorhandene Leſe- und Bildungs-Bedürfnis der weniger bemittelten Klaſſen unſerer Bevölkerung 
4. Baurat Breidſprecher, | zu fördern und in erhöhtem Maaße zu pflegen. 
5. Zimmermeiſter Herzog, | In Uebereinſtimmung mit der Stadtverordneten-Verſammlung haben wir den Geſchenkgebern für 
6. Stadtverordneter Klein, dieſe hochherzigen Zuwendungen unſern aufrichtigen Dank abgeſtattet und die eingegangenen Beträge dem 
7. Marine-Baurat Mecklenburg, Kuratorium der Volksbibliotheken (ſiehe Abſchnitt XXXII) zur Verwendung im Sinne der Geſchenkgeber zur | 
8. Kaufmann Münſterberg Verfügung geſtellt. Es ſind unverzüglich zwei neue Volksbibliotheken, eine in der Altſtadt, die zweite in | 
Ki 5 f Neufahrwaſſer, eingerichtet worden, jo daß gegenwärtig fünf derartige Bibliotheken beſtehen. 
9. Oberlehrer Dr. Oſterme yer, ; : Ù N 5 ii E = 2 e si 4 ; : 2 E) E | 
10.-Gimjenmetto: Sablewati Die Zinserträgniſſe der Louiſe-Abeggſtiftung haben es, wie im Vorjahre, gejtattet, Wohlfahrts⸗ I 
11. s e San ber n | Einrichtungen aller Art zu unterſtützen — auch einen Verwandten der Stifterin in ſtatutenmäßiger Art 
x 4 E : a E Ao | mit einem Studienſtipendium zu berückſichtigen. — Außer der Aufwendung für letzteren — wurden bewilligt: | 
f 2. Stadtrat Schütz, l 75 : E | 
š ; Ë: 1. Der Kinderheilſtätte in Zoppot gegen Verpflegung von 17 armen Kindern | 
| “ Ma y wa A MNuTEo * pe 
| 55 e Dre bien $ — Wochen ee 2000 Mk. | 
| . Töpfermeiiter Wieſenber $ F ç & Er | 
15 A me | E zieſenberg, i 2. Dem Komité für die Ferien-Kolonien und Badfahrten armer Kinder... 1000 „ 
5. Direktor K i I E EEE a sus * | 
rektor Kuhnow 3. Dem Kuratorium für die Volksbibliotheke nnn 1500 „ | 
! 
| 12 | 
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4. Zur Unterhaltung der Arbeitsnachweiſungsſtelle an den Vorſtand der 
Abeggſtiftung ...... n RADIOS e 1000 Mk. 

5. Zur Umwehrung des Volksbrauſebades, Anpflanzungen um daſſelbe, 
Gewährung von Freibade-Billets und Deckung der die Einnahme über- 
ſchreitenden Aigen DS os 100 „ 


Endlich haben die Zinſen dieſer Stiftung uns die Erwerbung der Sternwarte ermöglicht, welche 
Herr Stadtbaurat Licht ſich mit dieſſeitiger Genehmigung vor Jahren auf dem Gebäude der Petri-Realſchule 
erbaut und mit allen erforderlichen Inſtrumenten verſehen hatte. Einer Anregung der Schulverwaltung 
folgend, haben wir dieſe Sternwarte nebſt dem geſamten Inventar, insbeſondere auch alle Inſtrumente, 
für den nach dem Gutachten Sachverſtändiger ſehr mäßigen Preis von 3500 Mk. angekauft, um dieſelbe 
für das Bildungsbedürfnis unſerer höhern Lehranſtalt zu erhalten. 


Was das oben erwähnte Volksbrauſebad in der Lenzgaſſe anbetrifft, ſo ſind in der Zeit 
vom 7. April 1892 bis Ende Januar 1893 von Erwachſenen (à 10 Pf. für das Billet) 1359 Mk. 40 Pf. 
von Kindern aus den Volksſchulen (à 5 Pf. für das Billet) 7 Mk. 80 Pf., zuſammen 1367 Mk. 20 Pf. 
eingegangen. Es ſind demnach in dem gedachten Zeitraume von Erwachſenen 13594 und von Schulkindern 
156 Bäder in beſagtem Volksbrauſebad genommen worden. 


Die öffentliche Badeanſtalt bei Baſtion „Braun Roß“ ergab während der vorjährigen 
Bade⸗Saiſon eine Einnahme von 924 Mk. 45 Pf. (à Bad 5 Pf.) Es ſind daher, abgeſehen von Freibädern, 
18489 Bäder in dieſer ſtädtiſchen Anſtalt genommen worden. 


Für die Sommerpflege armer kränklicher Kinder iſt auch in dem verfloſſenen Jahre von 
dem dieſem Zwecke Hd) widmenden Komité nach Kräften geſorgt worden. Es find für die Zeit der Juli⸗ 
ferien wiederum fünf Kolonien unter den bereits in früheren Jahren bewährten Führern und Führerinnen 
in unſere waldreiche Umgegend und an den Seeſtrand entſendet und zwar nach Babenthal und Junter- 
acker 19, reſp. 20 Knaben, nach Paſewark und Carthaus (2 Kolonien) 30, reſp. 41 Mädchen. 

An den in dem vorjährigen Berichte dankbar hervorgehobenen VBadefahrten nahmen 1892 
104 Knaben und 132 Mädchen teil. 

Die geſundheitlichen Ergebniſſe dieſer Pflege und des Aufenthalts im Walde und an der See ſind 
auch in dieſem Jahre unverkennbar ſehr günſtige geweſen, jo daß das Komité diefe Wohlthaten gern einer 
noch größeren Anzahl bedürftiger Kinder zukommen laſſen wollte, wenn die zur Verfügung ſtehenden 
Mittel es nur geſtatteten. Im vergangenen Jahre ift aber der Ertrag der Sammlungen weſentlich zurüc- 
gegangen. Möge die Mildthätigkeit unſerer Mitbürger in dem laufenden Jahre ſich wieder mehr dieſer 
guten Sache zuwenden! 

Die Frequenz der Kleinkinderbewahranſtalten ſtellt ſich jetzt folgendermaßen: 

Beſtand 1893: 


1. die Anſtalt auf der Niederſtadt 122 Kinder 
2. = = = Mltitadt 308. oa 
Be =- Rgechtſtadt 173 
4. =- Vorſtadt 132 
5 z -den Außenwerken 164 = 
6 = in Schidlitz 184 

Sa. 1000 Kinder 
7. die Anſtalt in Langfuhr 63 
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Es ergibt fih gegen das Vorjahr eine, wenn auch geringe Abnahme in den Anſtalten 1—5 um 
zuſammen 39 Kinder, zugenommen hat nur Schidlitz und zwar um 13 Kinder. In Langfuhr beträgt die 
Abnahme 18 Kinder. 


XXXI. Stadtbibliothek. 


Der Beſtand der Bibliothek hat ſich im Jahre 1892 vermehrt um 864 Bände, von denen 365 
geſchenkt wurden. 


Die Spender ſind: 


1. Herr Oberpräſident von Goßler, 

2. Das Kultusminiſterium, 

3. Herr Landesdirektor Jäckel, 

4. Der Magiſtrat der Stadt Danzig, 

5. Der Weſtpreußiſche Geſchichtsverein, 

6. Herr Archidiakonus Bertling, 

7. Die Naturforſchende Geſellſchaft, 

8. Herr Dr. Liévin, 

9. Herr Dr. Daſſe, 

10. Herr Profeſſor Dr. Bail, 

11. Herr Wirklicher Staatsrat Anton von Mierzynski, 
12. Direktion der K. K. Hofbibliothek in Wien, 

13. Herr Baron von Wrangel, kaiſerl. Ruſſ. Generalkonſul, hier. 


Die Anſchaffungen haben die bisher gepflegten Fächer berückſichtigt. 
Die Benutzung der Bibliothek durch das Publikum hat ſich auch in dieſem Jahre nicht weſentlich 
gehoben, wenn auch ein kleiner Fortſchritt erkennbar iſt. 


Das Ausleihejournal weiſt für das Jahr 1892 auf: 2183 Beſucher (2057 im Jahre 1891) und 
5571 ausgeliehene Bände (5558 im Jahre 1891), das ergiebt durchſchnittlich auf den Tag 7,85 Entleiher 
und 20,04 ausgeliehene Bände. 


In dankenswerter Weiſe hat die Stadtverordnetenverſammlung die Mittel bewilligt zur Ein— 
richtung eines Leſezimmers im Rathauſe, wo neben den vom Magiſtrat gehaltenen Zeitungen und 
Journalen auch eine Anzahl Zeitſchriften von der Stadtbibliothek aufgelegt werden, und außerdem Gelegen— 
heit gegeben iſt, Bücher aus der Stadtbibliothek zu beſtellen, die dem Entleiher dort hingeſchafft werden. 
Die Benutzung dieſes Leſezimmers ſteht freilich bisher nur den Mitgliedern des Magiſtrats und der Stadt— 
verordnetenverſammlung ſowie den ſtädtiſchen Oberbeamten zu. Im Intereſſe der ausgedehnteren 
Ausnutzung der Stadtbibliothek liegt es jedoch, das Leſezimmer einem weiteren Kreiſe von Intereſſenten 
zugänglich zu machen, aus deren Mitte wiederholt dahingehende Wünſche der Bibliotheksverwaltung aus- 
geſprochen ſind. Dieſen Wünſchen wird vorausſichtlich in einem gewiſſen Umfange entſprochen werden können. 


Die innere Ordnung der Stadtbibliothek iſt in der gewöhnlichen Weiſe gehalten. 
Neugebunden ſind 236 Bände, ausgebeſſert 86 Bände. 
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Mit Beginn des verfloſſenen Jahres fonnte der erſta Band des gedruckten Kataloges, enthaltend 
die Handſchriften des Faches Godanensia, bearbeitet von Herrn Archidiakonus Bertling, veröffentlicht 
werden. Die Ausgabe des zweiten Bandes, der die Danzigs Geſchichte betreffenden Druckſchriften um— 
faßt, wird in nächſter Zeit erfolgen. 
Geſchloſſen war die Bibliothek außer an den Sonn- und Feſttagen in der Zeit vom 1. Juli bis 
1. Auguſt v. J. wegen der jährlichen großen Reinigung. 


In dem Beamtenperſonal der Stadtbibliothek ſind keine Veränderungen eingetreten. 


XXXII, Volksbibliotheken. 


Die im Februar d. Is. 1885 in das Leben gerufenen Volksbibliotheken in der Schule auf Lang— 
garten und in der Schule an der großen Mühle haben ſich, ebenſo wie die 1888 in der Vorſtadt Schidlitz 
in der dortigen Bezirksſchule eröffnete Volksbiblothek eines außerordentlich regen Beſuches zu erfreuen 
gehabt, wie der Umſtand darthut, daß die Bibliotheken in der Stadt über 9000, die in Schidlitz beinahe 
4000 Beſucher gehabt hat. Dieſelben vermochten dem herangetretenen Bedürfniſſe nicht mehr Genüge zu 
leiſten, und wir haben es deshalb mit großer Freude begrüßt, daß von dem Herrn Hiſtorienmaler Franz 
Steffens und ſeiner Frau Gemahlin aus Danzig, jetzt zu Berlin, zur Errichtung einer Volksbibliothek 
in Neufahrwaſſer und einer ſolchen in der Volksſchule am Rähm je 2500 Mk. der hieſigen Stadtbibliothek 
überwieſen ſind. (S. Abſchnitt XXX.) 


Die aus dieſer Zuwendung von zweimal 2500 Mk. eingerichteten Volksbibliotheken ſind ſeit Ende 
Dezember v. J. der Benutzung übergeben worden, und der Beſuch derſelben iſt ein recht erfreulicher. 


Die Zahl der Bücher beträgt bei der Bibliothek an der großen Mühle rund 1450, bei der auf 
Langgarten rund 1200, bei den übrigen 800. 


Bibliothekare find die Lehrer Kuhne, Richter, Kamulski, Wocken foth und Komm. 


Das zur Verwaltung der Volksbibliotheken eingeſetzte Kuratorium beſteht aus den Herren: Bürger— 
meiſter Hagemann, Stadtſchulrat Dr. Damus, Stadtrat Ehlers, Hauptlehrer Schulz und Realſchul— 
Direktor Dr. Völkel. 


XXXIII. Stadtmuſeum. 


Seit dem 1. April 1892 haben die Sammlungen des Stadtmuſeums an Zuwachs erhalten: 


1. durch Geſchenke, für welche auch an dieſer Stelle der ergebenſte Dank abgeſtattet wird, ein 
Oelbild „Anſicht von Danzig vom Biſchofsberge aus“, gemalt 1890 von dem Stifter, Herrn 
Otto Günther-Naumburg, Dozenten an der Kgl. Techniſchen Hochſchule zu Charlottenburg; 
einen Gipsabguß des Menelaos-Kopfes im Vatikan; die „Denkmäler der Architektur“, Heraus- 
gegeben von Luebke, Luetzow zc., geſchenkt von Herrn Dr. Piwko; 
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2. durch Ankäufe: ein Oelbild „Leichenfeier an Bord“, gemalt von Carl Sundt-Hanſen in 
Kopenhagen; ein Oelbild „Kaiſer Wilhelm I., Kronprinz Friedrich Wilhelm, nachmaliger Kaifer 
Friedrich III., Fürſt Bismarck und Graf Moltke“ in einer Gruppe lebensgroßer Reitergeſtalten, 
gemalt für das Stadtmuſeum von Guſtav Marx in Düſſeldorf; der Reſt der im Vorjahre 
beſtellten Gipsabgüſſe nach der Antike; ein alt-Danziger Schrank für die kulturhiſtoriſche Samm- 
lung und 3 Bücher kunſtwiſſenſchaftlichen Inhalts. 


Die von der Kgl. Nationalgalerie zu Berlin dem Stadtmuſeum hergeliehenen vier Oelgemälde ſind 
demſelben auch während des laufenden Etatsjahres verblieben. 


Nachdem die Neuordnung der Gipsabgüſſe nach Antiken beendet iſt, wird gegenwärtig an einer 
zeitgemäßen Umſtellung und Aufräumung der kulturgeſchichtlichen Abteilung, der ſogenannten „Freitag' ſchen 
Sammlung“ und der ihr zugewieſenen Gegenſtände, gearbeitet. 


Die Lokalitäten des Stadtmuſeums haben im laufenden Etatsjahre eine Veränderung nur inſofern 
erfahren, als der Vorgarten (an dem Haupteingange) neu bepflanzt, eine umfangreiche Reparatur der 
Dächer und die Erneuerung der Seitenfenſter im Mittelſaal der Gemäldegalerie ausgeführt worden iſt. 
Die Ausbeſſerung des Mittelſaalgiebels hat der zeitraubenden Anfertigung großer Werkſtücke wegen bis 
zum nächſten Etatsjahre aufgeſchoben werden müſſen. — 


Das Kuratorium des Stadtmuſeums hat das Ausſcheiden zweier Mitglieder zu beklagen. Am 
20. November 1892 ſtarb hochbetagt Herr Kommerzienrat J. S. Stoddart, welcher ſeit Begründung des 
Muſeums während einer Reihe von Jahren die innere Verwaltung der Anſtalt geleitet hat; am 
25. Januar 1893 wurde, kurz zuvor noch in rüſtiger Kraft und vielumfaſſender Thätigkeit Herr 
Archidiakonus Auguft Bertling vom Tode ereilt; in beiden hochverdienten Männern betrauert das 
Kuratorium des Stadtmuſeums ſachkundige treue Mitarbeiter, deren Andenken es mit herzlichem Danke 
allezeit in Ehren halten wind. 


Danzig, 24. März 1893. 


Der Magiſtrat. 


Dr. Baumbach. 
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